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Liebe Leserinnen und Leser,

„Was wir da machen, bringt niemandem etwas.“ Mit diesem Zitat beginnt 
einer der Beiträge zu dieser Ausgabe der Auslandsinformationen. Gesagt 
hat es Donald Trump, seit Januar wieder Präsident der Vereinigten Staa-
ten, und gemeint hat er die Entwicklungszusammenarbeit seines Landes, 
konkret: die Projekte der Entwicklungsorganisation USAID, deren Budget 
und Strukturen er dann konsequenterweise auch kräftig zusammenstrich.

Der Satz macht deutlich: Entwicklungszusammenarbeit – im Fachjargon 
oft als EZ abgekürzt – steht unter Druck. Das gilt insgesamt, ganz beson-
ders aber für die Art von EZ, die Europa und gerade auch Deutschland in 
der jüngeren Vergangenheit betrieben haben: relativ stark orientiert an 
einer Hilfslogik und oft verbunden mit dem Versuch, über die Entwick-
lungspolitik auch weitergehende demokratische und gesellschaftliche 
Wertvorstellungen in den Zielländern zu verwirklichen.

Unter Druck geraten ist diese EZ aus mehreren, teilweise miteinander 
zusammenhängenden Gründen. Erstens sind innenpolitisch die finanziel-
len Ressourcen knapper und gleichzeitig diejenigen Kräfte stärker gewor-
den, die Entwicklungszusammenarbeit mit kritischer Distanz betrachten 
oder sogar komplett ablehnen – sei es, weil sie diese als ineffizient oder gar 
schädlich betrachten, oder weil sie nicht in ihre „Mein-Land-zuerst-Logik“ 
passt. Weiter ist die Zahl der „Nehmerländer“, deren Regierungen demo-
kratisch orientiert sind, in den vergangenen beiden Jahrzehnten praktisch 
kontinuierlich zurückgegangen. Zudem stehen diesen Regierungen jetzt 
alternative Geber zur Verfügung, die keine lästigen Anforderungen an 
Demokratie oder gute Regierungsführung stellen. Nicht nur, aber gerade 
auch diese autoritären Geber – an erster Stelle China – betrachten die EZ 
als Instrument, um in der globalen Auseinandersetzung mit den westli-
chen Staaten eigene Einflusssphären von Südostasien über den Nahen 
Osten und Subsahara-Afrika bis nach Lateinamerika zu schaffen und zu 
sichern.

All das ist bekannt. Mit diesem Heft wollen wir einen Beitrag leisten, um 
die Frage zu beantworten, wie sich die deutsche und europäische Ent-
wicklungspolitik in diesem Kontext behaupten und was sie dabei von 
anderen Staaten lernen kann. 

Editorial
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Immer wieder verweisen Entwicklungspolitiker und Experten in diesem 
Zusammenhang darauf, dass man die Erfolge von EZ, und auch deren 
Nutzen für das eigene Land, besser kommunizieren müsse. Das ist nicht 
falsch. Im Vergleich zu anderen Staaten, die weniger Mittel einsetzen, 
hat die deutsche und europäische EZ tatsächlich auch ein Vermarktungs-
problem, und zwar in den Zielländern wie zu Hause. Und so betont auch 
Andrew Mitchell, ehemaliger Staatsminister im britischen Außen- und 
Entwicklungsministerium, in einem Interview für diese Ausgabe der Aus-
landsinformationen, wie bedeutend diese Überzeugungsarbeit gegen-
über einem zunehmend kritischen heimischen Publikum ist. Dabei gelte: 

„Jeder Penny an Entwicklungsgeldern dient unseren nationalen Interes-
sen.“ Damit liegt er sehr wahrscheinlich deutlich näher an der Wahrheit 
als der derzeitige US-Präsident. Dennoch kann die Devise gerade mit 
Blick auf die deutsche EZ nicht lauten: Alles läuft gut, man muss es den 
Leuten nur einmal besser erklären. 

Tatsächlich drängt sich beim Lesen dieser Ausgabe der Eindruck auf, dass 
es viele andere Staaten – und zwar nicht nur die üblichen großen autoritä-
ren Verdächtigen wie China und Russland, sondern auch die Golfstaaten, 
die Türkei oder Japan – deutlich besser schaffen, ihre Entwicklungspolitik 
in eine außenpolitische und wirtschaftliche Gesamtstrategie einzubet-
ten, die auf verschiedenen regionalen Spielfeldern auch ihren eigenen 
Interessen dient. Mathias Kamp und Jan-Ole Voß arbeiten das in ihrem 
Beitrag für die Region Subsahara-Afrika heraus, Denis Suarsana in seinem 
Artikel für Südostasien. 

In letztgenannter Region spielt Japan auch als Entwicklungspartner eine 
wichtige Rolle. Paul Linnarz analysiert in seinem Beitrag, wie es Tokio 
gelingt, von den südostasiatischen Staaten als attraktive Alternative zu 
China wahrgenommen zu werden und gleichzeitig einen sicherheitspo-
litischen und nicht zuletzt wirtschaftlichen Nutzen aus seinem Engage-
ment zu ziehen. Viel stärker als Deutschland vermag es Japan, die eigenen 
Unternehmen bei der Durchführung von Entwicklungsprojekten in Stel-
lung zu bringen. Während beispielsweise Bauvorhaben, die mit deut-
schem Entwicklungsgeld finanziert werden, regelmäßig an ausländische 
Unternehmen – zu allem Überfluss oft noch an Staatskonzerne weltpo-
litischer Konkurrenten – vergeben werden, füllen japanisch finanzierte 
Projekte viel häufiger die Auftragsbücher der heimischen Unternehmen.
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Die Türkei wiederum, deren Entwicklungszusammenarbeit Ellinor Zeino 
in ihrem Artikel beleuchtet, ist ein Paradebeispiel dafür, wie ein Staat 
erfolgreich EZ als Teil eines vernetzten Ansatzes in der Außenpolitik 
nutzen kann, wie die Autorin es nennt, um das eigene Image aufzupo-
lieren und seine wirtschaftlichen und politischen Ziele in verschiedenen 
Regionen effektiv zu verfolgen. Diese Politik als erfolgreich zu bezeich-
nen und die deutsche Politik zu ermuntern, sich ein solches Beispiel gut 
anzuschauen, bedeutet nicht, sich die politischen Ziele der türkischen 
Regierung zu eigen zu machen. Auch bedeutet es nicht, die Augen vor 
den Schwierigkeiten zu verschließen, auf die Ankara angesichts seiner 
teils massiven Förderung bestimmter politischer und religiöser Gruppen 
in anderen Staaten noch stoßen dürfte. 

Interessant aber ist, wie die türkische EZ auf die Welt schaut und welche 
Fragen sie stellt: Wo Hilfe benötigt wird, mag sie auch fragen. Vor allem 
aber fragt sie, welche Länder und Regionen für die eigenen Interessen 
besonders relevant sind und wo sich die besten Chancen bieten, durch ein 
Engagement schnell Einfluss zu gewinnen. Und das ist der Unterschied 
zwischen EZ nach reiner Hilfslogik und strategisch angelegter EZ, wie sie 
auch Ingo Badoreck, Susanne Conrad, Magdalena Jetschgo, Fabian Wage-
ner, Olaf Wientzek und Nils Wörmer in ihrem Beitrag zu dieser Ausgabe 
empfehlen. Eine solche strategische Einbettung von Entwicklungszu-
sammenarbeit in die allgemeine Außenpolitik – Stichwort „Außenpolitik 
aus einem Guss“ – kann auf verschiedenen Wegen gewährleistet werden. 
Die Einrichtung eines Nationalen Sicherheitsrats, wie von der derzeitigen 
Bundesregierung beschlossen, ist ein wichtiger Schritt in diese Richtung.

Der Schluss aus alldem ist nun nicht, dass humanitäre Erwägungen in 
unserer Entwicklungspolitik künftig keine Rolle mehr spielen sollten – 
das gilt umso mehr aus christdemokratischer Perspektive. Ebenso wenig 
sollte die Konsequenz darin bestehen, die Förderung von Demokratie 
und grundlegenden Menschenrechten aus unserer EZ auszuklammern. 

Aber: Genau wie humanitäre Erwägungen stärker mit eigenen Interes-
sen – von der Wirtschaft bis hin zur innenpolitisch so wichtigen Reduktion 
irregulärer Migration – kombiniert werden sollten, täten wir gut daran, 
bei der Förderung unserer Werte sensibel auf die jeweiligen geschichtli-
chen, gesellschaftlichen und politischen Kontexte Rücksicht zu nehmen. 
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Gerade hier hat die deutsche EZ mit ihrer breit aufgestellten Akteursland-
schaft eigentlich gute Voraussetzungen. Kirchliche Organisationen und 
Politische Stiftungen ergänzen die technische Zusammenarbeit mit ihren 
ganz eigenen Instrumenten und tief verwurzelten Netzwerken und Zugän-
gen in den jeweiligen Partnerländern, die genau das Wissen um die loka-
len Rahmenbedingungen und Prioritäten bereitstellen können, das es für 
erfolgreiche Entwicklungspolitik braucht. 

Wirtschaftsnäher, stärker interessenbasiert, pragmatischer, besser auf 
europäischer Ebene koordiniert – und dann am Ende tatsächlich mög-
lichst auch gut gegenüber der eigenen Bevölkerung kommuniziert: Das ist 
das Anforderungsprofil unserer Entwicklungszusammenarbeit. Manche 
dieser Attribute dürften unumstritten sein, andere insbesondere für den 
linken Teil des politischen Spektrums schwerer verdaulich. Darauf aber 
wird die Realität keine Rücksicht nehmen. Alle politischen Akteure, die 
Entwicklungspolitik für wichtig halten – und sie ist wichtig –, sollten des-
halb daran arbeiten, unsere Entwicklungszusammenarbeit schnellstmög-
lich dem genannten Profil weiter anzunähern. Gelänge das nicht, wäre es 
für sie existenzgefährdend.

Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre.

Ihr

Dr. Gerhard Wahlers ist Herausgeber der Auslandsinformationen (Ai), stell­
vertretender Generalsekretär und Leiter der Hauptabteilung Europäische 
und Internationale Zusammenarbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung 
(gerhard.wahlers@kas.de).

mailto:gerhard.wahlers@kas.de
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Länder bei globalen Herausforderungen wie Migration, 
Sicherheit, Gesundheitskrisen und Klimawandel.

Ehrliche Kommunikation über Erfolge und Misserfolge 
ist entscheidend, um Vertrauen zu schaffen und un­
realistische Erwartungen zu vermeiden, die (rechts-)
populistischen Kräften Argumente für ihre Pauschal­
kritik an entwicklungspolitischem Engagement liefern 
könnten.

Auch wenn eine Neuausrichtung entlang eigener Inte­
ressen wichtig ist, leitet sich Entwicklungszusammen­
arbeit aus christdemokratischer Sicht weiter auch aus 
einer ethischen Pflicht zur Armutsbekämpfung ab.

Pragmatismus in 
Krisenzeiten
Anregungen für eine Neuausrichtung der  
deutschen Entwicklungszusammenarbeit

Auf einen Blick

Die deutsche Entwicklungszusammenarbeit sollte wirt­
schaftsnäher und strategischer ausgerichtet werden, 
um ihren gesellschaftlichen Rückhalt zu stärken und 
deutschen Unternehmen den Zugang zu Entwicklungs- 
und Schwellenländern zu erleichtern.

Ein offener und transparenter Umgang mit eigenen 
Interessen wird von Partnerländern positiv bewertet, 
da er als respektvoll und legitim gilt, während paterna­
listische Ansätze, die sich an gesellschaftspolitischen 
Debatten in Deutschland orientieren, den Rückhalt hier 
wie in Partnerländern schwächen.

Entwicklungszusammenarbeit nützt auch der deut­
schen Bevölkerung, etwa durch Unterstützung anderer 
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Die deutsche Entwicklungszusammenarbeit 
(EZ) steht unter erheblichem Druck. Nach Kür-
zungen im Haushalt des Bundesministeriums 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (BMZ) unter der Ampelregierung hat 
auch die neue Bundesregierung Einsparungen in 
der EZ angekündigt. Umfragen zeigen, dass der 
Rückhalt für EZ-Ausgaben in der Bevölkerung 
abnimmt, auch wenn nach wie vor eine Mehr-
heit deutsches EZ-Engagement generell unter-
stützt.1 Während es berechtigte Kritikpunkte 
hinsichtlich der Ausrichtung und Wirksamkeit 
der deutschen EZ gibt, versuchen nationalpopu-
listische Kräfte wie die AfD auf mitunter äußerst 
polemische Weise, die Legitimität deutscher 
Entwicklungspolitik ganz grundsätzlich zu unter-
graben. Dazu kommen massive Umwälzungen 
auf internationaler Ebene, die sich unter ande-
rem in einem verschärften Systemkonflikt und 
Unsicherheiten im transatlantischen Verhältnis 
äußern. Von überragender Bedeutung ist zudem 
der neue entwicklungspolitische Kurs der USA, 
der eklatante Lücken bei der Finanzierung von 
Entwicklungsmaßnahmen reißt und die Bedin-
gungen, unter denen EZ stattfindet, grundle-
gend verändert.

Außenpolitik aus einem Guss

Die deutsche EZ wird nicht umhinkommen, sich 
diesen finanziellen und politischen Realitäten zu 
stellen und entsprechend neu auszurichten. Sie 
sollte in einem ganzheitlichen Ansatz die Förde-
rung von Entwicklung und Demokratie sowie den 
Schutz sogenannter globaler öffentlicher Güter 
wie Klima und Gesundheit deutlich stärker als 
bisher mit der Verwirklichung strategischer Ziele 
in den Bereichen Sicherheit, Migration und Wirt-
schaft verknüpfen. Dafür muss sie enger mit der 
deutschen Außen-, Sicherheits- und Wirtschafts-
politik abgestimmt werden, um die Kohärenz 
deutschen Außenhandelns zu steigern. Dass sich 
die neue Regierungskoalition auf die Einführung 
eines Nationalen Sicherheitsrats verständigt hat, 
dem vor diesem Hintergrund eine zentrale Koor-
dinierungsfunktion zukommt, ist ein wichtiger 
erster Schritt hin zu einem Außenhandeln „aus 
einem Guss“. 

Wertegeleiteter Pragmatismus

Handlungsleitend für die zukünftige deutsche 
Entwicklungspolitik sollte eine pragmatische 

Entwicklungszusammenarbeit – Globale Trends und Lehren für Deutschland
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Die Autoren
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Deutschland sollte die 
Entwicklungspolitik als 
relevante Säule eines 
strategisch ausgerichteten 
Außenhandelns betrachten.

Teil deutscher soft power

Trotz fraglos vorhandener Herausforderungen 
bei der Zielgenauigkeit deutscher EZ hat sich 
Deutschland in den vergangenen Jahrzehnten 
durch sein entwicklungspolitisches Engage-
ment eine hohe Reputation sowie ein im 
internationalen Vergleich laut Experten bemer-
kenswertes Netzwerk aufgebaut, „das die Arbeit 
der Diplomatie in guten und schlechten Zeiten 
begleiten kann“2. Eine komplette Abkehr von 
dieser entwicklungspolitischen Linie würde 
das internationale Ansehen und die Einfluss-
möglichkeiten Deutschlands mindern und 
systemischen Konkurrenten wie Russland und 
China neue Möglichkeiten eröffnen. Vor dem 
Hintergrund des Rückzugs der USA aus multi-
lateralen Foren sowie der gravierenden Folgen 
des Wegfalls großer Teile der US-Entwicklungs-
gelder nehmen die Erwartungen an Deutsch-
land und Europa zu. Die Bundesrepublik sollte 
dies auch als Chance sehen: Sie wird die USA 
naturgemäß nicht ersetzen können, kann sich 
aber gerade jetzt auch durch eine verlässli-
che EZ als vertrauenswürdiger Partner zeigen 
und einen Beitrag dazu leisten, dem durch die 
aktuelle US-Politik in vielen Regionen massiv 
beschleunigten Glaubwürdigkeitsverlust westli-
cher Politik zumindest zu einem gewissen Grad 
entgegenzuwirken. Deutschland sollte Entwick-
lungspolitik als relevante Säule eines strategisch 
ausgerichteten Außenhandelns betrachten. Als 
Element von soft power kann EZ neben der För-
derung von Entwicklung in Partnerländern auch 
dazu beitragen, der Verwirklichung eigener 
außenpolitischer Ziele näher zu kommen, da 
sie – sinnvoll eingesetzt – das politische Gewicht 
und die Überzeugungskraft der Bundesrepublik 
auf internationaler Ebene erhöht.3 

Haltung sein, die die Wertebindung der EZ nicht 
aufgibt, geostrategischen und geoökonomischen 
Erwägungen jedoch mehr Gewicht beimisst. Es 
bedarf klarer Kriterien bei der Frage, wie und 
wo sich Deutschland entwicklungspolitisch 
engagiert, sowie der Bereitschaft, die hiesige 
Privatwirtschaft stärker einzubeziehen. Dabei 
lohnt auch ein offener Blick auf das entwick-
lungspolitische Vorgehen anderer Staaten, die 
ihre EZ längst auf sehr strategische Weise und 
unter umfangreicher Einbindung heimischer 
Wirtschaftsakteure einsetzen. Darüber hinaus 
sollte innerhalb der deutschen Entwicklungs
politik stärker darauf hingewirkt werden, dass 
sich EZ-Angebote an den tatsächlichen Bedürf-
nissen vor Ort und nicht an den Moden deutscher 
Debatten orientieren. Bei der Kommunikation 

„nach innen“ wiederum ist es sinnvoll, noch stär-
ker zu verdeutlichen, warum auch Deutschland 
von einer effektiven EZ profitieren kann und wes-
halb Entwicklungspolitik ein wichtiges und auch 
von vielen anderen Ländern gezielt eingesetztes 
Instrument staatlichen Außenhandelns darstellt. 

Realistische Ziele

Ein solcher „wertegeleiteter Pragmatismus“ hat 
keine Scheu, strategische Interessen Deutsch-
lands offen zu formulieren, und er weiß um die 
Potenziale, aber auch um die Grenzen entwick-
lungspolitischen Engagements. Er steht für eine 
EZ, die sich realistische Ziele setzt. Was er indes 
nicht macht, ist, jenen Kräften nach dem Mund 
zu reden, die der Bundesrepublik den Weg in 
die nationalistisch-protektionistische Wagen-
burg anempfehlen, multilaterale Kooperation 
diskreditieren und letztlich eine Politik fordern, 
die deutschen Interessen diametral zuwider-
läuft. Die Bundesrepublik ist als Exportnation 
und drittgrößte Volkswirtschaft der Welt auf 
Handel, Kooperation und Vernetzung angewie-
sen und profitiert von positiven Entwicklungen 
in anderen Weltregionen, sofern man dort über 
verlässliche Zugänge verfügt. Das unterstreicht 
die Bedeutung einer effizienten EZ, die mit ihrer 
vielfältigen Akteurslandschaft wirksame Verbes-
serungen herbeiführen und die Außenwirkung 
und den internationalen Ruf Deutschlands posi-
tiv mitprägen kann.

Auslandsinformationen 3|2025
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EZ strategischer ausrichten

Seit etwa einer Dekade haben sich die interna-
tionalen Beziehungen stetig von einer regelba-
sierten Ordnung mit einer vergleichsweise hohen 
Akzeptanz für multilaterale Institutionen hin zu 
systemischer Konkurrenz und einem Wiederer-
starken der Vorstellung von Einflusssphären und 
Machtbereichen gewandelt. Zentrale Treiber die-
ser Entwicklung sind Russland und China, die 
danach streben, die seit Beginn der 1990er-Jahre 
errichtete Weltordnung zu unterminieren, die 
aus ihrer Sicht die Dominanz des „politischen 
Westens“ garantiert. Während Russland darauf 
abzielt, NATO und EU zu schwächen, um vor 
allem in ehemaligen Sowjetrepubliken wieder 

signifikant an Einfluss zu gewinnen, ist es das 
Kernanliegen chinesischer Politik, Hegemonie 
im indopazifischen Raum zu erlangen und bin-
nen der nächsten zwei Jahrzehnte die Vereinigten 
Staaten als führende Weltmacht abzulösen. 

Folglich besteht die gemeinsame Agenda Mos
kaus und Pekings im „(Wett-)Kampf der Systeme“ 
darin, westliche Staaten zu entzweien, multilate-
rale Organisationen zu schwächen beziehungs-
weise nach ihrem Gusto umzugestalten und 
liberale Demokratien nicht zuletzt durch Desin-
formation zu diskreditieren. Dabei werden auch 
Länder außerhalb der „umkämpften“ Einfluss-
sphären und Machtbereiche in Ost-/Mitteleuropa 
und Ostasien – also in Lateinamerika, Afrika 

Woher soll das Geld kommen? UN-Generalsekretär António Guterres wendet sich im Juni 2025 an die Delegier­
ten auf der vierten Internationalen Konferenz zur Entwicklungsfinanzierung. Deutschland wird die von den USA 
gerissene Lücke nicht füllen können, sollte aber die Situation nutzen, sich international als verlässlicher Partner 
zu zeigen. Foto: © Bianca Otero, Zuma Press, Imago.

Entwicklungszusammenarbeit – Globale Trends und Lehren für Deutschland
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Erwartungen, wie sie in der deutschen EZ-
Debatte laut Kritikern nicht selten anzutreffen 
sind.4 Eine strategischere Ausrichtung der deut-
schen EZ sollte folgende Aspekte einbeziehen:

Antiwestlichen Narrativen den Reso-
nanzboden entziehen

Es liegt im strategischen Interesse Deutschlands 
und Europas, Kräften wie Russland und China 
gerade in geopolitisch bedeutsamen Entwick-
lungsländern nicht das Feld zu überlassen. Die 
vielfältigen Akteure der deutschen (und europäi
schen) EZ können einen Beitrag leisten, dem ag
gressiven Vorgehen Moskaus und Pekings etwas 
entgegenzusetzen und Narrativen den Resonanz-
boden zu entziehen, die den Niedergang des 
Westens postulieren, China als solidarischere 
Alternative preisen und in vielen Entwicklungs-
ländern verfangen.

In diesem Kontext kommt besonders jenen 
EZ-Projekten ein hoher Stellenwert zu, bei denen 
Institutionen und Personen die Zielgruppe bil-
den, die Einfluss auf die öffentliche Diskussion 
in „systemisch umkämpften Ländern“ haben 
und dazu beitragen können, Propaganda und 
Desinformation zu entlarven. Dies sind zum 
Beispiel akademische Einrichtungen, Ministe-
rien oder Parlamenten zugehörige wissenschaft-
liche Dienste, Denkfabriken, Medien, Parteien 
oder herausragende Einzelpersonen aus Politik, 
Gesellschaft und Wissenschaft. Die deutsche EZ 
sollte den Fokus vermehrt auf die Bildung und 
Stärkung derartiger Netzwerkkooperationen 
legen, die auch eine geopolitische Dividende 
bringen.5 Mit Blick auf öffentliche Debatten in 
strategisch wichtigen Ländern ist aufseiten deut-
scher EZ-Akteure zudem ein ausgeprägteres 
Bewusstsein nötig, wie die Verbreitung bestimm-
ter Versatzstücke aus dem postkolonialen Theorie
umfeld systemischen Rivalen bei dem Versuch in 
die Hände spielen kann, die regelbasierte Welt-
ordnung zu delegitimieren und antiwestliche 
Stimmungen zu erzeugen. Die deutsche EZ sollte 
derlei „postkoloniale Begriffsumdeutungen und 
Annahmen“6 nicht auch noch leichtfertig selbst 
verbreiten. Ähnliches gilt für die künstliche und 
angesichts des enormen Entwicklungssprunges 

und im Nahen und Mittleren Osten  – umwor-
ben. China und Russland setzen dem westlich 
geprägten liberalen Entwicklungsparadigma 
Infrastrukturprojekte, Handelsbeziehungen und 
Militärkooperationen entgegen und versuchen, 
mit Projekten wie der Erweiterung des Staaten-
bündnisses BRICS eine „globale Gegenallianz“ 
und letztlich eine alternative Weltordnung aufzu-
bauen. Dabei finden die Bemühungen Russlands 
und Chinas inzwischen vor dem Hintergrund tief-
greifender Unsicherheiten im transatlantischen 
Verhältnis statt, die in Europa nicht nur eine 
massive Steigerung der Verteidigungsausgaben 
nötig machen, sondern auch die Frage aufwerfen, 
inwieweit sich die USA überhaupt noch als Teil 
eines westlichen Wertebündnisses verstehen. 

Deutschlands und Europas 
strategisches Interesse besteht 
darin, Russland und China in 
Schlüsselregionen nicht das 
Feld zu überlassen.

Angesichts dieser geopolitischen Zuspitzung wird 
Deutschland als zentraler EU-Akteur internatio
nal entschiedener für europäische Interessen 
und Werte eintreten müssen. Dabei sollte auch 
die Entwicklungszusammenarbeit eine Rolle 
spielen und gezielt als Gegenmodell zu den auto-
ritären Ansätzen Chinas und Russlands positio-
niert werden, bei denen Menschenrechte und 
rechtsstaatliche Standards keine Rolle spielen. 
Vor dem Hintergrund begrenzter Mittel ist es 
wichtig, die strategische Bedeutung von EZ stär-
ker zu betonen – ohne zu suggerieren, dass die 
deutsche EZ allein in der Lage wäre, komplexe 
Herausforderungen wie globale Migrationsbewe-
gungen, Armutsreduzierung oder die Stabilisie-
rung fragiler Regionen zu lösen. Sie kann immer 
nur ein Teil eines umfassenderen Ansatzes zur 
Bearbeitung derartiger Großthemen sein, deren 
Bewältigung zuvorderst von der Qualität und 
dem politischen Willen der Regierungen vor Ort 
abhängt. Diese Feststellung schmälert nicht die 
Bedeutung von EZ, schützt aber vor überzogenen 
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zahlreicher Länder längst nicht mehr zeitgemäße 
Unterteilung der Welt in einen „Globalen Nor-
den“ und einen „Globalen Süden“.

Entwicklungszusammenarbeit 
und Sicherheitspolitik

Krisen in vermeintlich entlegenen Regionen 
können ausgreifen und – man denke an den soge-
nannten Islamischen Staat – unmittelbare Konse-
quenzen auch hierzulande haben. Erfolgreiche 
Maßnahmen zur Konfliktprävention haben daher 
positive Auswirkungen auch auf die Sicherheit 
Deutschlands. Im Sinne des Konzepts der „ver-
netzten Sicherheit“ kann die EZ einen Beitrag zur 
Stabilisierung fragiler Staaten und zu besseren 
Lebensperspektiven leisten und dadurch helfen, 
beispielsweise terroristischen Akteuren aus dem 
islamistischen Spektrum die Rekrutierung von 
Nachwuchs zu erschweren. 

Erfahrene Politiker und 
Diplomaten fordern  
eine auskömmliche  
Finanzierung der EZ.

Entwicklungszusammenarbeit sollte daher als Teil 
einer umfassenderen Strategie zur Verwirklichung 
sicherheitspolitischer Ziele verstanden werden. 
Eine nachhaltige Sicherheitspolitik setzt nicht 
nur auf die unabdingbare Stärkung militärischer 
Fähigkeiten, also auf die Förderung von hard 
power, sondern ergänzt diese Schritte durch Inves-
titionen in die eigene soft power. Auf die „sicher-
heitspolitische Dimension“ von EZ haben im 
Vorfeld der vergangenen Münchner Sicherheits-
konferenz erfahrene Politiker und Diplomaten in 
einem parteiübergreifenden Appell hingewiesen, 
in dem sie eine auskömmliche Finanzierung der 
deutschen EZ fordern. „Entwicklungspolitik ist 
Sicherheitspolitik“7, heißt es dort.

Kooperation und Multilateralismus stärken

Deutschland benötigt für die Umsetzung außen-
politischer Ziele funktionierende multilaterale 

Organisationen sowie die Bereitschaft anderer 
Staaten, seine Anliegen – etwa im UN-Kontext – 
zu unterstützen. Entwicklungspolitik ist ein 
Instrument, um das Ansehen und die Überzeu-
gungskraft Deutschlands zu mehren, Allianzbil-
dungen zu erleichtern und Einflussmöglichkeiten 
zu erweitern.8 Es ist ein Mehrwert von EZ, dass 
sie dazu beiträgt, verlässliche Beziehungen und 
vielfältige Zugänge in Entwicklungsländern zu 
etablieren sowie durch die Präsenz vor Ort detail-
liertes Wissen über lokale Gegebenheiten zu 
generieren, das außenpolitisch nutzbar gemacht 
werden kann.9 

Es liegt im deutschen Interesse, multilaterale 
Institutionen und kooperative Elemente der 
internationalen Ordnung zu stärken, die ange-
sichts der neoimperialen Ambitionen etwa von 
Russland und des globalen Erstarkens national-
protektionistischer Tendenzen unter massiven 
Druck geraten sind. Eine auf Einflusssphären auf-
bauende Großmachtordnung, wie sie beispiels-
weise Moskau durch den Krieg gegen die Ukraine 
gewaltsam zu erzwingen versucht, missachtet die 
Souveränität und Selbstbestimmung anderer 
Staaten und widerspricht deutschen und europäi
schen Interessen und Werten fundamental. 

Auch beim Schutz globaler öffentlicher Güter 
wie Klima und Gesundheit bedarf es handlungs-
fähiger multilateraler Organisationen. Entspre-
chend ist es wichtig, dass Deutschland ein hohes 
Unterstützungsniveau für UN-Organisationen – 
darunter nicht zuletzt die WHO – und Initiativen 
wie die Impfallianz Gavi und den Global Fund 
aufrechterhält. Dieses Engagement gewinnt 
auch deshalb an Bedeutung, weil die aktuelle 
US-Entwicklungspolitik gerade auf dem Feld 
der globalen Gesundheit bereits gravierende 
Konsequenzen hat und bedeutende Erfolge der 
jüngeren Vergangenheit gefährdet. Dies betrifft 
etwa den Kampf gegen HIV/Aids, Tuberkulose 
und Malaria sowie Themen wie die Mütter- 
und Kindergesundheit.10 Deutschland hat laut 
Experten im Bereich der globalen Gesundheits-
förderung eine Führungsrolle inne. Diese sollte 
es wahren, zumal EZ-Maßnahmen in diesem 
Bereich als besonders wirksam gelten und offen-
kundig – Stichwort Pandemieprävention – auch 
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europäischer oder nationaler Ebene am besten 
angegangen werden können. 

EZ sollte zur Reduzierung 
irregulärer Migration 
beitragen.

Irreguläre Migration begrenzen

Die irreguläre Migration ist das entscheidende 
Mobilisierungsthema rechtspopulistischer und 
rechtsextremer Kräfte in Europa – jener Kräfte 
also, die zentrale Pfeiler der liberalen Demo
kratie von innen heraus attackieren, den europäi
schen Einigungsprozess rückabwickeln wollen 
und als wichtige Multiplikatoren prorussischer 

für das Wohlergehen hierzulande von großer 
Relevanz sind.11 

Die Unterstützung multilateraler Initiativen 
ist dabei längst auch zu einer grundlegenden 
Frage westlicher Glaubwürdigkeit geworden. 
Mangelnde Glaubwürdigkeit erschwert Allianz-
bildungen und kann (potenzielle) Partner dazu 
animieren, sich anderen Akteuren zuzuwen-
den, und somit die eigene geopolitische Stel-
lung untergraben. Auch deshalb ist es wichtig, 
dass sich Deutschland auf multilateraler Ebene 
weiter aktiv und verlässlich einbringt und die 
Ziele für nachhaltige Entwicklung der Verein-
ten Nationen als Orientierungspunkt für die 
eigene Entwicklungspolitik versteht. Im Sinne 
des Subsidiaritätsprinzips bedarf es gleichwohl 
auch im multilateralen Kontext einer regelmä-
ßigen Prüfung, welche Aufgaben auf globaler, 

Schlüsselrolle: Die Frage, wie gut Hilfswerke wie UNHCR finanziell ausgestattet sind, entscheidet mit darüber, 
ob Flüchtlinge menschenwürdig in ihrer Herkunftsregion untergebracht werden können oder sich auf den Weg 
nach Europa machen. Foto: © Jörg Böthling, Imago.
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Narrative fungieren. Will man ihr weiteres Erstar-
ken verhindern, ist ein spürbarer Rückgang der 
irregulären Einwanderung nach Europa zentral.

Die EZ sollte als Baustein einer Strategie zur 
Reduzierung irregulärer Migration verstanden 
werden und dazu beitragen, dass sich Menschen 
nicht auf die oft lebensgefährliche Reise nach 
Europa begeben. Dabei lassen sich strategische 
und ethische Erwägungen gut miteinander ver-
binden: So ist etwa die ausreichende Ausstattung 
von Einrichtungen und Hilfswerken, die Kriegs-
flüchtlingen eine heimatnahe und menschenwür-
dige Unterbringung ermöglichen, sowohl ethisch 
begründbar als auch im deutschen Interesse, da 
dadurch die Anreize zur Weiterflucht nach Europa 
reduziert werden. Dies hat nicht zuletzt die 
Flüchtlingskrise von 2015 gezeigt, als Kürzungen 
bei den Lebensmittelhilfen für syrische Flücht-
linge in den Nachbarländern ein Auslöser dafür 
waren, dass sich so viele Menschen auf den Weg 
nach Europa machten.12 Angesichts des aktuell 
massiven humanitären Bedarfs und hoher Flücht-
lingszahlen ist daher eine angemessene finanzi-
elle Ausstattung der entsprechenden Hilfswerke 
(UNHCR, UNOCHA) notwendig. Wichtig bleibt 
auch die Unterstützung fragiler Schlüsselländer in 
Konfliktregionen, die besonders viele Flüchtlinge 
aufnehmen. Als Teil deutscher soft power kann die 
EZ zudem in Partnerländern die Bereitschaft zur 
Rücknahme abgelehnter Asylbewerber erhöhen. 
Auch Länder wie Großbritannien, Frankreich und 
Schweden haben das Thema Migration in ihre 
Entwicklungspolitik integriert. Die deutsche EZ 
sollte die Reduzierung von Fluchtursachen noch 
stärker in den Fokus rücken, aber auch kritisch 
prüfen, inwieweit vergangene Ansätze erfolgreich 
waren oder sogar Fehlanreize gesetzt haben (etwa 
in Afghanistan). 

Demokratie pragmatisch fördern

Die Förderung von Demokratie und Rechtsstaat-
lichkeit bleibt in einer stärker an strategischen 
Interessen ausgerichteten EZ wichtig. Dass sich 
eine wertegeleitete Entwicklungspolitik und 
eigene Interessen nicht widersprechen müssen, 
zeigen etwa Kanada und Frankreich. Das Beispiel 
Großbritannien verdeutlicht hingegen, dass es 

durchaus eine Herausforderung sein kann, dabei 
eine gute Balance zu finden. Großbritannien 
hat in den vergangenen Jahren seine Entwick-
lungspolitik durch die Zusammenlegung von 
Entwicklungs- und Außenministerium stärker 
entlang außenpolitischer Prioritäten ausgerich-
tet, laut Kritikern jedoch durch Budgetkürzungen 
und eine übermäßige Priorisierung kurzfristiger 
Ziele an entwicklungspolitischer Relevanz ver-
loren und damit insgesamt an internationalem 
Ansehen und Einfluss eingebüßt.13 

Bei der Demokratieförderung 
braucht es eine realistische 
Grundhaltung und einen 
langen Atem.

Deutschland tut gut daran, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit zu fördern. Ein starker 
Rechtsstaat erhöht die Wahrscheinlichkeit, dass 
Investitionen nicht versickern, und stabile sowie 
repräsentative Institutionen verringern die 
Gefahr von Instabilität. Zudem gilt zumeist die 
Maxime, dass Demokratien bessere Verbündete 
abgeben: Die Wahrscheinlichkeit eines guten 
Verhältnisses zu Deutschland und zur EU ist bei 
demokratischen Gesellschaften höher („geopo-
litische Dividende der Demokratieförderung“). 
Einige Länder – gerade auch in Lateinamerika – 
präferieren auch wegen übereinstimmender 
Werte Deutschland und Europa als Partner. 

Bei der Demokratieförderung braucht es jedoch 
eine realistische Grundhaltung und einen langen 
Atem – in kurzer Zeit weitreichende Fortschritte 
zu erwarten, führt unweigerlich zu Enttäuschun-
gen. Alle EZ-Bemühungen in diesem Bereich 
müssen vor dem Hintergrund betrachtet werden, 
dass mehr als 70 Prozent der Weltbevölkerung in 
Regimen mit autokratischen Merkmalen leben. 
2021 flossen laut einer OECD-Studie circa 80 Pro-
zent aller öffentlichen Entwicklungsgelder in 
Autokratien. Entwicklungspolitik kommt nicht 
umhin, mit Autokratien zu kooperieren, muss 
sich jedoch bewusst sein, dass EZ-Gelder auto-
kratische Herrschaft indirekt stabilisieren können. 
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europäischen Kontext einbeziehen und strate-
gische Veränderungen in anderen EU-Mitglied-
staaten und in Brüssel zur Kenntnis nehmen. 
Die notwendige stärkere innereuropäische 
Abstimmung ist nicht gleichzusetzen mit einer 
Abschaffung nationaler Entwicklungspolitiken. 
Die Voraussetzungen für die von einigen gefor-
derte volle Europäisierung der EZ sind (noch) 
nicht gegeben: Zu unterschiedlich sind biswei-
len Interessen und Schwerpunktsetzungen der 
EU-Mitgliedstaaten. Zudem wäre die Europäi
sche Kommission mit einer solchen Aufgabe 
voraussichtlich noch überfordert.

Die deutsche EZ sollte gleichwohl eine stärkere 
Komplementarität zur EZ der EU und ihrer Mit-
gliedstaaten aufweisen, um Redundanzen zu 
vermeiden, Ressourcen sinnvoll einzusetzen und 
wichtigen Partnern konkurrenzfähige Angebote 
vorlegen zu können. Es ist sinnvoll, die Abstim-
mung zwischen den nationalen Entwicklungs-
politiken zu verstärken (mit dem mittel- bis 
langfristigen Ziel einer innereuropäischen Auf-
gabenteilung), um gezielter die besondere Exper-
tise einzelner Staaten zu nutzen. Während etwa 
Estland eine stärkere Rolle bei der Unterstützung 
der Digitalisierung in Partnerländern einnehmen 
könnte, verfügen Dänemark und Deutschland 
über ausgeprägte Fähigkeiten im Wasserma-
nagement. Kein anderer EU-Staat besitzt zudem 
eine so tiefgehende Expertise bei der Stärkung 
von Rechtsstaatlichkeit, beim Institutionenauf-
bau (insbesondere in der Arbeit mit Parteien und 
Parlamenten) sowie in der Demokratieförderung 
wie Deutschland. 

Gleichzeitig liegt es im Interesse Deutschlands, 
dass die Ende 2021 von der Europäischen Kom-
mission lancierte Global-Gateway-Initiative 
erfolgreich ist: Diese soll vor allem nachhaltige 
Infrastrukturprojekte in Partnerländern fördern, 
verstärkt den Privatsektor einbeziehen und 
neben einer geopolitischen auch eine ökonomi-
sche Dividende für die EU abwerfen. Bislang hat 
diese Initiative noch nicht die geplante Wucht 
entfaltet. Deutschland sollte sich zudem aktiv in 
die Diskussion über eine langfristige Reform der 
europäischen EZ einbringen und sich bei den Ver-
handlungen zum Mehrjährigen Finanzrahmen 

Dies macht eine Prüfung der Gewichtung einzel-
ner Instrumente, der Prioritäten, Zielgruppen und 
Empfängerländer besonders wichtig.

Die EZ sollte sich von 
gesellschaftspolitischen 
Debatten in Deutschland  
lösen. 

Gerade bei Transformationsländern und fragi-
len Demokratien sollte der Schwerpunkt deutlich 
stärker als bisher auf der Stärkung repräsentati-
ver politischer Institutionen liegen (Parlamente 
und Parteien). Es geht hier ausdrücklich nicht 
um ein „Überstülpen vorgefertigter (Demokra-
tie-)Schablonen“, vielmehr sollten angesichts 
der Präsenz illiberaler Geberstaaten EZ-Gelder 
vermehrt in die Stärkung von Netzwerken und – 
sofern vorhanden – repräsentativen Institutionen 
fließen, die als Multiplikatoren fungieren und 
Überzeugungsarbeit für demokratische Ansätze 
leisten können. Der Kampf gegen Desinforma-
tion sollte zudem einen wichtigeren Platz ein-
nehmen.

Nicht selten hört man zudem aus Ländern, in 
denen die deutsche EZ aktiv ist, dass deren Ange-
bote an den Bedürfnissen vor Ort vorbeigehen. 
Für eine gelungene Themensetzung ist es zen
tral, sich von deutschen gesellschaftspolitischen 
Debatten zu lösen und sich auf das zu fokussie-
ren, was in Partnerländern nachgefragt wird und 
gesellschaftlich anschlussfähig ist. Ein belehren-
der Modus – etwa bei gesellschaftlichen Themen 
oder in Klimafragen – führt zu Abwehrreflexen 
und muss in jedem Fall vermieden werden. 

Entwicklungszusammenarbeit 
europäischer denken

Die deutsche Entwicklungszusammenarbeit 
kann unmöglich allein Lösungen für die Viel-
zahl der globalen Herausforderungen bieten 
und wird inhaltlich wie geografisch stärker prio
risieren müssen. Die Diskussion über eine Neu-
ausrichtung der deutschen EZ sollte daher den 
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(2028 bis 2035) der EU für eine europäische 
Entwicklungs- und Partnerschaftspolitik einset-
zen, die geopolitisch nicht „blind“ ist, eine gute 
Balance zwischen Global-Gateway-Projekten, 
Demokratieförderung und traditioneller Ent-
wicklungspolitik anstrebt, anreizbasierter agiert 
(unter anderem durch eine Verringerung direkter 
Budgethilfen für bestimmte autokratische Län-
der) und die Reduzierung von Fluchtursachen 
durch eine Strategie gegenüber fragilen Staaten 
in der erweiterten Nachbarschaft der EU noch 
intensiver angeht. Auch sollte sich die Bundes-
republik dafür einsetzen, dass die Abänderung 
oder Aussetzung von Gesetzesakten (zum Bei-
spiel Entwaldungsverordnung, Nachhaltigkeits-
berichterstattung), die die Zusammenarbeit 
mit wichtigen Partnerländern belasten und das 
Engagement europäischer Unternehmen unver-
hältnismäßig behindern, erwogen wird.

Länder, die Satellitenstaaten 
Russlands oder Chinas 
geworden sind, sollten keine 
Entwicklungsgelder mehr 
erhalten.

Klare Kriterien entwickeln

Um die deutsche EZ strategischer auszurichten, 
sollte als Grundlage für die regierungsseitig ver-
einbarte EZ, also die von der Deutschen Gesell-
schaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) 
und der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 
implementierten „finanzintensiven“ Vorhaben, 
ein in der Vergangenheit bereits angemahn-
ter Kriterienkatalog erarbeitet werden. Dieser 
müsste in der Gruppe der zum Erhalt von Offi-
cial Development Assistance (ODA) berechtig-
ten Länder politisch oder ökonomisch besonders 
relevante Staaten priorisieren. Die Begriffe 

„geostrategisch“ und „geoökonomisch“ können 
entlang von Kategorien wie Demografie, Lage, 
Rohstoffvorkommen (vor allem Seltene Erden) 
und diplomatische Relevanz operationalisiert 
werden. Ein bereits vorhandener russischer oder 

chinesischer Einfluss darf kein grundsätzliches 
Ausschlusskriterium sein – wenngleich Länder, 
die sich de facto zu Satellitenstaaten Pekings oder 
Moskaus entwickelt haben, keine Entwicklungs-
gelder mehr erhalten sollten. 

Das Spannungsfeld, in dem der Einsatz von EZ 
abzuwägen ist – zwischen strategisch relevanten 
Akteuren, die oft autokratisch verfasst sind, und 
dem Anspruch, Demokratieförderung zu betrei-
ben –, wird sich nie gänzlich auflösen lassen. Als 
Beispiel seien das Horn von Afrika und die dor-
tigen Anrainerstaaten am Roten Meer genannt. 
Zwar lassen die Rahmenbedingungen für EZ in 
Staaten wie Sudan, Äthiopien, Dschibuti und 
Somalia vielfach zu wünschen übrig; die Einfluss-
nahme Chinas, Russlands und mittelöstlicher 
Akteure, das Migrationspotenzial, der Wettbe-
werb um Rohstoffe und die Lage an einer wichti-
gen Schifffahrtslinie sind aus Sicht Deutschlands 
und seiner Verbündeten jedoch gewichtige Argu-
mente für eine Präsenz vor Ort. Nur durch eine 
solche Präsenz ist es möglich, den Einfluss kon-
kurrierender Akteure zu begrenzen und eigene 
Zugänge zu erhalten beziehungsweise zu schaf-
fen. Als weitere nicht zuletzt unter sicherheits- 
und migrationspolitischen Gesichtspunkten 
strategisch wichtige Region ist die Sahelzone 
zu nennen. Offensichtlich ist auch das deutsche 
und europäische Interesse an einem erfolgrei-
chen Stabilisierungsprozess in Syrien.

EZ wirtschaftsnäher gestalten

Wirtschaftliche Entwicklung ist für die Reduzie-
rung von Armut und die Steigerung von Wohl-
stand von entscheidender Bedeutung. Trotz 
unbestreitbarer Fortschritte sind die Herausfor-
derungen diesbezüglich vielerorts nach wie vor 
groß. Es ist daher wenig verwunderlich, dass in 
vielen EZ-Partnerländern Themen wie die För-
derung des Privatsektors, Infrastrukturmaßnah-
men, der Ausbau von Handelsbeziehungen, mehr 
Investitionen sowie bessere Berufsbildung weit 
oben auf der Agenda stehen.

Auch deutsche Unternehmen können durch die 
Schaffung von Arbeitsplätzen, Wertschöpfung 
vor Ort sowie Technologie- und Wissenstransfer 
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vergaben Japan, die USA, Frankreich und Groß-
britannien 2019/2020 zwischen 60 und 85 Pro-
zent ihres Auftragsvolumens an heimische 
Firmen, obwohl sie den Großteil ihrer ODA-
fähigen Ausgaben als ungebunden auswiesen 
(untied aid). In Deutschland lag der Anteil hei-
mischer Firmen, die von staatlich finanzierten 
EZ-Projekten profitierten, demnach mit circa 
11 Prozent wesentlich niedriger.15 Die deutsche 
Entwicklungspolitik muss dieses Ungleichge-
wicht im Sinne eines level playing field adressie-
ren und die Spielräume der OECD-Vorgaben zur 
Lieferaufbindung ähnlich nutzen, wie es andere 
OECD-Mitbewerber offensichtlich tun.

Dazu kommt, dass nicht zuletzt Unternehmen aus 
China bei prioritär auf Kosten ausgerichteten Auf-
tragsvergaben durch staatliche Subventionierung 
oft bevorzugt sind. Auf mehr Nachhaltigkeit, so
ziale Aspekte und hohe technische Qualitätsstan-
dards ausgerichtete Vergabepraktiken der durch 
die KfW umgesetzten EZ-Mittel können die 
Chancen deutscher (und europäischer) Unterneh-
men in Entwicklungsländern erhöhen.16 Überdies 
sollte eine grundsätzliche Diskussion darüber 
erfolgen, inwieweit die derzeitige Vergabepraxis, 
von der nicht selten systemische Rivalen profitie-
ren, vor dem Hintergrund der aktuellen geopoliti-
schen Entwicklungen noch zeitgemäß ist.17

Zudem sollte ein verstärkter Wettbewerb zwi-
schen der GIZ und anderen maßgeblichen 
Akteuren (Wirtschaftsverbänden, Consulting-
wirtschaft) durch eine offene Ausschreibung 
von EZ-Programmen zur Wirtschaftsförderung 
erfolgen. Dies würde neben zusätzlicher Trans-
parenz auch branchenspezifischen Fachverbän-
den die Möglichkeit bieten, ihre Expertise bei 
der Umsetzung von EZ-Maßnahmen im Inte-
resse der deutschen Wirtschaft einzubringen. 

Good Governance im Rohstoffsektor

Angesichts der notwendigen Reduzierung 
sicherheitspolitisch potenziell schädlicher öko-
nomischer Abhängigkeiten (de-risking) stehen 
Deutschland und die EU vor der Herausforderung, 
ihre Beschaffungsmärkte vor allem bei kritischen 
Rohstoffen breiter aufzustellen. Länder insbe-

einen wichtigen Beitrag zur Entwicklung in Part-
nerländern leisten, zumal sie bezüglich Umwelt- 
und Sozialstandards sowie Berufsbildung vielfach 
einen hervorragenden Ruf genießen. Bei der 
Frage, welche Rolle die EZ in diesem Kontext 
spielen kann, lohnt der Blick in andere Län-
der, die eine verstärkte Einbindung heimischer 
Wirtschaftsakteure als integralen Teil ihrer EZ 
betrachten. Als Vorreiter gelten die Niederlande, 
die eine umfängliche Verknüpfung von Entwick-
lungs- und Außenwirtschaftspolitik zur Stärkung 
von Handel und Nachhaltigkeit umsetzen. Zum 
Einsatz kommen insbesondere public-private 
partnerships, bei denen eine Kooperation von 
Unternehmen und staatlichen Akteuren geför-
dert wird. Unklar ist jedoch, inwieweit die von 
der inzwischen zerbrochenen niederländischen 
Regierung angekündigten Kürzungen die Aus-
richtung der dortigen EZ verändern. 

Es stellt sich die Frage, ob  
die aktuelle Vergabepraxis 
noch zeitgemäß ist. 

Die deutsche EZ sollte wirtschaftsnäher ausge-
richtet werden und sich damit der EZ anderer 
Staaten annähern. Kritiker bemängeln gerade 
bei der EZ unter der Ampelregierung eine weitge-
hende Gleichgültigkeit gegenüber den Interessen 
deutscher Unternehmen.14 Das ist auch mit Blick 
auf die gesamtgesellschaftliche Akzeptanz von 
EZ fatal. Stattdessen sollte die deutsche EZ durch 
Akzentsetzungen auf unterschiedlichen Ebenen 
stärker dazu beitragen, deutschen Unternehmen 
das Engagement in Entwicklungs- und Schwel-
lenländern zu erleichtern.

Mehr Chancen, gerechter Wettbewerb 

Zahlreiche geostrategische Wettbewerber knüp-
fen Entwicklungsleistungen an die Bedingung, 
dass eigene Unternehmen bei der Umsetzung 
von Vorhaben zum Zug kommen (tied aid). Und 
auch OECD-Staaten verbinden ihr Engagement 
in Entwicklungsländern stark mit der Einbin-
dung heimischer Wirtschaftsakteure: Laut BDI 
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sondere in Lateinamerika und Subsahara-Afrika 
können hier eine wichtige Rolle spielen. Eine 
Rohstoffstrategie sollte entwicklungspolitisch 
flankiert werden.18 Neben der Unterstützung 
von Wirtschaftsakteuren bei der Umsetzung von 
Lieferkettenvorgaben geht es dabei auch um die 
Förderung von „Good Governance im Rohstoff-
sektor“19. Kritisch zu fragen ist indes, inwieweit 
umfangreiche Lieferkettenrichtlinien, die für 
Unternehmen einen hohen Aufwand bedeu-
ten, zwar hehre Ziele verfolgen, letztlich aber 
kontraproduktiv sind – wenn am Ende deutsche 
Unternehmen aufgrund hoher Hürden von Inves-
titionen in Entwicklungsländern Abstand nehmen 
und stattdessen Firmen systemischer Rivalen 
zum Zuge kommen, deren Standards in Berei-
chen wie Arbeits- oder Umweltschutz niedriger 
sind, nützt das weder den deutschen Diversifizie-
rungsbemühungen noch den entwicklungspoli
tischen Zielen.20

Den Nutzen von EZ stärker hervorheben

Ein stärkerer Fokus auf geostrategische und 
geoökonomische Interessen kann in Zeiten, in 
denen der gesellschaftliche Konsens für EZ 
bröckelt, dazu beitragen, dem Politikfeld wie-
der mehr Akzeptanz zu verleihen. Auch in Part-
nerländern wird es in der Regel begrüßt, wenn 
Deutschland eigene Interessen offen kom-
muniziert, da dies nicht nur als legitim wahr-
genommen wird, sondern als Ausdruck eines 
transparenten und respektvollen Umgangs. 
Nicht hilfreich sind dagegen Maßnahmen und 
Konzepte, die in Partnerländern Paternalismus
vorwürfe nähren können, auch hierzulande 
polarisieren und so den Rückhalt für EZ in der 
deutschen Öffentlichkeit eher schwächen.21 

Um den Trend der rückläufigen Unterstützung 
für die EZ zu stoppen, sollte klarer vermittelt 
werden, welchen Nutzen entwicklungspolitisches 
Engagement auch für die deutsche Bevölkerung 
hat. Neben den Themen Migration, Sicherheit 
und Wirtschaft ist das nicht zuletzt beim globa-
len Gesundheits- und Klimaschutz gut möglich. 
So hat vor allem die Coronapandemie gezeigt, 
dass in einer vernetzten Welt regionale Entwick-
lungen potenziell verheerende globale Folgen 

haben können. Auch beim Klimawandel ist offen-
sichtlich, dass er nicht vor Grenzen haltmacht. 
EZ-Mittel in diesen Bereichen einzusetzen, ist 
daher nicht nur inhaltlich sinnvoll, sondern 
auch einem großen Teil der deutschen Bevölke-
rung gut vermittelbar, da der Bezug zur eigenen 
Lebenswirklichkeit und zum eigenen Wohlerge-
hen leicht herzustellen ist. Auch Großbritannien 
(saubere Energie, Klimaresilienz, Biodiversität), 
Frankreich (Klimawandel, Epidemievorbeugung), 
Norwegen (Bekämpfung von Infektionskrankhei-
ten, Umwelt- und Klimaschutz) oder Schweden 
(Gesundheitsschutz, Klimaanpassung) verfolgen 
diesen Ansatz.

Die Entwicklungspolitik gerät 
zusehends in den Strudel 
geopolitischer Rivalitäten.

Zu einer besseren Kommunikation gehört es 
auch, Misserfolge transparent zu benennen und 
von unrealistischen Zielen Abstand zu nehmen, 
die nicht nur den eigenen Einfluss überschätzen, 
sondern auch aufgrund ihrer Nicht-Realisierbar-
keit (rechts-)populistischen Kräften Argumente 
für ihre Pauschalkritik an entwicklungspoliti-
schem Engagement liefern. Andererseits sollten 
auch positive Entwicklungen, zu denen EZ laut 
Experten „maßgeblich und flächendeckend“22 
beigetragen hat, klarer benannt werden – etwa mit 
Blick auf den Rückgang der Kindersterblichkeit, 
Verbesserungen in der Gesundheitsversorgung 
und im Bildungsbereich sowie bei der Nahrungs-
mittelproduktion.23

Ungeachtet der engeren Verzahnung mit ande-
ren Politikfeldern braucht die EZ eine gewisse 
Autonomie24, was auch bedeutet, dass Prämissen 
eine Rolle spielen, die über reine Kosten-Nut-
zen-Erwägungen hinausgehen. Es bleibt eine 
gerade auch aus christdemokratischer Perspek-
tive ethisch gebotene Aufgabe, mithilfe der EZ 
Not zu lindern und zur Reduzierung von Armut 
und Perspektivlosigkeit beizutragen. Jenen Stim-
men im öffentlichen Diskurs, die ethische Erwä-
gungen in der Entwicklungspolitik rundheraus 
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diskreditieren wollen, sollte selbstbewusst ent-
gegentreten werden. Das christdemokratische 
entwicklungspolitische Narrativ unterscheidet 
sich indes auch von Diskursen aus dem grünen 
oder linken politischen Spektrum. Christdemo-
kratische Entwicklungspolitik ist verwurzelt in 
christlichem Menschenbild und christlicher Ver-
antwortungsethik – gleichzeitig strebt sie nach 
einem Gleichgewicht aus globaler Verantwor-
tung und pragmatischer Interessenpolitik und 
sieht sich den Prinzipien der sozialen Markt-
wirtschaft verpflichtet, zu denen Solidarität, 
aber auch Freiheit, Eigenverantwortung und 
Subsidiarität gehören. Entwicklungspolitik ist 
kein Selbstzweck – ihr Ziel ist es letztlich, sich 
selbst überflüssig zu machen.

Fazit

Auch die Entwicklungszusammenarbeit gerät 
zusehends in den Strudel geopolitischer Rivali-
täten. Das mag man bedauern, ändern kann man 
es nicht. Die deutsche EZ muss entsprechend re
agieren. Dabei sollte sie einen pragmatischen 
Ansatz verfolgen, der strategische und ökono-
mische Interessen stärker berücksichtigt als bis-
lang – auch um den Trend der zurückgehenden 
Unterstützung für EZ-Maßnahmen hierzulande 
zu stoppen.

Klar ist: Viele Entwicklungsländer haben wenig 
Interesse daran, sich einem wie auch immer 
gearteten geopolitischen Block zuzuordnen. Und 
sie haben heute die Wahl: Neben China werben 
auch Akteure wie die Türkei oder die Golfstaa-
ten sehr strategisch um ihre Gunst und begrei-
fen EZ als wichtigen Teil ihres Außenhandelns. 
Deutschland und die EU werden in (potenziel-
len) Partnerländern nur dann eine wichtige Rolle 
spielen, wenn sie Angebote machen, die der tat-
sächlichen Nachfrage vor Ort entsprechen, und 
ihre eigenen Interessen nicht verschleiern, son-
dern transparent kommunizieren.
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„Jeder Penny an 
Entwicklungsgeldern 
dient unseren nationalen 
Interessen.“
Ein Interview mit Sir Andrew Mitchell

Für diese Ausgabe der Auslandsinformationen sprach Canan Atilgan, Leiterin des Auslands­
büros Vereinigtes Königreich und Irland der Konrad-Adenauer-Stiftung, mit Sir Andrew Mitchell 
über Entwicklungszusammenarbeit in Zeiten populistischer Angriffe und knapper Haushalts­
mittel, über Stärken und Rückschläge der britischen Entwicklungspolitik und darüber, wie sich 
moralische Verpflichtungen und nationale Interessen miteinander vereinbaren lassen.

Sir Andrew Mitchell ist ein hochrangiger britischer Politiker der Konservativen Partei, der 
von 2010 bis 2012 als Minister für internationale Entwicklung und von 2022 bis 2024 als 
Staatsminister für Entwicklung und Afrika tätig war. Er war außerdem stellvertretender 
Außenminister und danach Schattenaußenminister. Sir Andrew wurde 1987 zum ersten Mal 
ins Parlament gewählt und vertritt derzeit den Wahlkreis Sutton Coldfield.
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Auslandsinformationen (Ai): Deutschland und das Vereinigte Königreich gehören zu den 
führenden Gebern in der internationalen Entwicklungszusammenarbeit. In vielen Ländern 
jedoch geraten die Entwicklungsbudgets zunehmend unter Druck – einerseits aufgrund knap-
per öffentlicher Finanzen, andererseits infolge des Aufstiegs rechtspopulistischer Parteien, die 
sich klar gegen solche Ausgaben positionieren. Zunächst zu Ihrer Einschätzung: Wie hat sich 
diese Debatte im Vereinigten Königreich in den vergangenen Jahren entwickelt?

Sir Andrew Mitchell: Früher einmal herrschte unter der Führung von Tony Blair, 
Gordon Brown, David Cameron und Theresa May ein breiter politischer Konsens 
über die Bedeutung internationaler Entwicklungszusammenarbeit. Alle Vier erklär-
ten sie zu einer klaren Priorität. Selbst in den Hochphasen der Austeritätspolitik unter 
der konservativen Regierung von David Cameron blieb der Entwicklungsetat von den 
Sparmaßnahmen ausgenommen. Wir haben uns verpflichtet, 0,7 Prozent des Brutto
nationaleinkommens für Entwicklungszusammenarbeit auszugeben, und dieses Ver-
sprechen wurde eingehalten. Es war eine konservative Regierung, die als erste das 
0,7-Prozent-Ziel erreicht hat.

Am Ende kommt es auf politische Führung an. Wenn Entscheidungsträger den Wert von 
Entwicklungszusammenarbeit betonen, prägt dies die öffentliche Meinung. Umgekehrt 
verlor die Entwicklungszusammenarbeit an Priorität, als Boris Johnson sein Amt antrat – 
gefolgt von Liz Truss und nun insbesondere Sir Keir Starmer. Johnson hatte nicht viel 
Respekt für das Thema übrig und kürzte die Ausgaben von 0,7 Prozent auf 0,5 Prozent, 
aber selbst er hätte es nicht gewagt, sie auf 0,3 Prozent zu kürzen. Genau das hat die 
derzeitige Labour-Regierung jedoch getan. Besorgniserregend ist, dass Umfragen zei-
gen, dass dies ihre bislang populärste politische Entscheidung war.

Wir leben heute in einer ganz anderen Zeit. Das öffentliche und politische Interesse an 
Entwicklungszusammenarbeit ist weitgehend erloschen. Das Vereinigte Königreich, 
einst ein Vorreiter bei der internationalen Entwicklungszusammenarbeit, sendet nun 
ein ganz anderes Signal aus. Als ich Entwicklungsminister war, konnte ich meinen 
deutschen Amtskollegen anrufen und sagen: „Wir stellen erhebliche Mittel bereit – das 
sollten Sie ebenfalls tun.“ Heute hingegen rechtfertigen deutsche Politiker ihre eigenen 
Kürzungen mit dem Hinweis auf das britische Beispiel. Ein Land, das einst als Super-
macht der Entwicklungszusammenarbeit galt, hat diese Rolle aufgegeben, und andere 
Nationen folgen diesem Kurs. Wir befinden uns derzeit in einem düsteren und heraus-
fordernden Umfeld für die internationale Entwicklungszusammenarbeit.

Ai: Wie ist dieser Wandel zu erklären?

Mitchell: Es gibt mehrere Gründe. Erstens steht das internationale System selbst unter 
enormem Druck. Da ist der verabscheuungswürdige Einmarsch Wladimir Putins in 
die Ukraine, durch den Infrastruktur zerstört und ukrainische Bürgerinnen und Bürger 
getötet werden. Es geht jedoch nicht nur um den Krieg, sondern auch darum, dass Putin 
eines der fünf ständigen Mitglieder des UN-Sicherheitsrats ist. Wenn die Vereinten 
Nationen durch ein solches Mitglied in ihren eigenen Reihen so tief gespalten werden, 
fällt es ihnen schwer, mit einer Stimme zu sprechen.

Zweitens erleben wir weltweit einen Aufschwung des Nationalismus: Von Xi Jinping 
bis Donald Trump, von Narendra Modi bis Recep Tayyip Erdoğan – der Nationalismus 
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triumphiert. Den gleichen Trend sehen wir in Deutschland mit der AfD und in Frank-
reich mit der Le-Pen-Bewegung. Gerade in einer Zeit, in der wir ein starkes und geeintes 
internationales System brauchen, um auf Pandemien, Klimawandel und Migration zu 
reagieren, geraten wir stattdessen in die Fänge des Isolationismus.

Drittens mag es politisch einfach sein, die Ausgaben für Entwicklungszusammenarbeit 
zu kürzen – die Folgen jedoch sind gravierend. Als sich die wohlhabenden Nationen 
hinter dem 0,7-Prozent-Ziel vereinten, war das ein Signal an den Globalen Süden: Wir 
sind bereit, unseren Worten Taten folgen zu lassen. Diese Botschaft ist nun verloren 
gegangen.

Ai: Was werden die Folgen sein?

Mitchell: Wenn das Vereinigte Königreich, die USA und möglicherweise auch Deutsch-
land den afrikanischen Ländern ihre Unterstützung entziehen – nicht nur in Form von 
Entwicklungszusammenarbeit, sondern auch in Form von langfristigen Investitionen 
in Entwicklung und Regierungsführung – hinterlassen wir ein Vakuum. Und dieses 
Vakuum wird gefüllt werden: von Russland, China oder Terrornetzwerken in der Sahel-
zone. Menschen, die in extremer Armut leben, werden anfälliger für die Lockrufe der 
Terroristen, gerade dann, wenn diese auf reiche Nationen verweisen, die nur wenige 
Hundert Kilometer entfernt in Wohlstand leben.

Wir kehren erfolgreichen Projekten den Rücken. Nehmen wir das PEPFAR – den Presi-
dent’s Emergency Plan for AIDS Relief –, die von George W. Bush ins Leben gerufene 
Initiative zur Bekämpfung von HIV/AIDS am Horn von Afrika. Sie hat unzählige Leben 
gerettet. Nun, da USAID-Mittel gekürzt werden, ist die Versorgung mit lebensrettenden 
antiretroviralen Medikamenten in Gefahr. Zwischen 1990 und 2020 erlebten wir den 
größten Rückgang der weltweiten Armut in der Geschichte der Menschheit – dieser 
Fortschritt droht nun zunichtegemacht zu werden.

Abschließend möchte ich auf einen häufig angesprochenen Punkt eingehen: Wir hören, 
unter anderem von der Starmer-Regierung, dass die Mittel in die Verteidigung umge-
leitet werden. 

Ai: Das ist tatsächlich ein interessanter Punkt. War die Idee, das Entwicklungsbudget 
zugunsten höherer Verteidigungsausgaben zu kürzen, nicht ursprünglich ein Vorschlag der 
Konservativen?

Mitchell: Wir haben nie ausdrücklich gesagt, dass wir Gelder von der Entwicklungs
zusammenarbeit abziehen, um sie in die Verteidigung zu stecken. Das war nicht die 
Linie der Partei. Johnson hat die Mittel von 0,7 Prozent auf 0,5 Prozent gesenkt – als 
Begründung nannte er die durch die Pandemie entstandenen Schulden. Kein konserva-
tiver Regierungschef hat jedoch vorgeschlagen, die Entwicklungsausgaben zu kürzen, 
um damit die Verteidigung zu finanzieren.

Ich bin überzeugt, dass Entwicklung und Verteidigung zwei Seiten derselben Medaille 
sind. Soft Power ist zudem weit kostengünstiger als hard power. Wenn wir Instrumente 
von soft power – wir reden da von Krankheitsbekämpfung, Migrationssteuerung und Auf-
bau humanitärer Kapazitäten – vernachlässigen, verkennen wir das Gesamtbild völlig.
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Tiefgreifender Wandel: Die Regierung unter Boris Johnson nahm 2020 erhebliche Ausgabenkürzungen vor und 
führte das Entwicklungsministerium mit dem Außenministerium zusammen. Foto: © Vudi Xhymshiti, VXimages, 
Imago.

Ai: Aus diesem Grund haben Sie in einem früheren Kommentar die Umschichtung von Ent-
wicklungsmitteln in die Verteidigung als „selbstzerstörerisch“ bezeichnet.

Mitchell: Genau: selbstzerstörerisch. 

Ai: Lassen Sie uns einen weiteren Aspekt betrachten. Unter Boris Johnson kam es um 2020 zu 
einem deutlichen Wandel in der britischen Entwicklungspolitik. Zu den wesentlichen Verände-
rungen zählten die Haushaltskürzungen, aber auch die Zusammenlegung zweier Ministerien. 
Dies ist auch in Deutschland ein wiederkehrendes Diskussionsthema, unter anderem während 
der Koalitionsverhandlungen im vergangenen Frühjahr. Letztlich haben wir uns in Deutsch-
land jedoch immer gegen eine Zusammenlegung entschieden. Angesichts Ihrer Regierungs
erfahrung als Staatsminister in ebenjenem zusammengelegten Außen-, Commonwealth- und 
Entwicklungsministerium, dem FCDO, sowie als stellvertretender Außenminister interessiert 
mich Ihre Perspektive: Sehen Sie in einer solchen Zusammenlegung eher Herausforderungen 
oder Chancen – insbesondere im Hinblick darauf, Entwicklungspolitik besser mit außen- und 
sicherheitspolitischen Zielen zu verzahnen.

Mitchell: Das ist ein wichtiger Punkt. In der Vergangenheit – wenn auch heute nicht 
mehr so ausgeprägt – wurde die Abstimmung zwischen Entwicklung, Verteidigung und 
Diplomatie im Vereinigten Königreich durch den Nationalen Sicherheitsrat erreicht. 
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Ai: Unwiederbringlich?

Ai: Wenden wir uns der Frage der Prioritäten und des regionalen Fokus unter der konser-
vativen Regierung zu. Was waren die Hauptziele in Bezug auf die verschiedenen Sektoren? 
Lag der Schwerpunkt primär auf der Armutsbekämpfung oder eher auf der wirtschaftlichen 
Entwicklung? 

Mitchell: Eine Wiederbelebung des DfID wäre äußerst schwierig, denn die Menschen 
zögern verständlicherweise, in eine Struktur zurückzukehren, die erneut auseinander-
genommen werden könnte. Dies ist bereits zweimal geschehen, und viele befürchten, 
dass es auch ein drittes Mal passieren würde. Zudem werden die wenigen hochrangigen 
Beamtinnen und Beamten aus dem ehemaligen DfID, die noch im zusammengelegten 
Ministerium verblieben sind, ihre letzten Karrierejahre kaum mit dem Wiederaufbau 
eines Ministeriums und der Bewältigung ressortübergreifender Konflikte verbringen 
wollen.

Er diente als Mechanismus, der diese Bereiche zusammenführte. Diese Abstimmung 
entstand nicht durch die Zusammenlegung von Ministerien.

Die Fusion des Ministeriums für Internationale Entwicklungszusammenarbeit, des DfID, 
mit dem Außenministerium war meiner Ansicht nach eine Katastrophe sondergleichen. 
Ein schwerwiegender Fehler. 

Ai: Warum? 

Mitchell: Weil das DfID ein stolzes Ministerium war, dessen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter wirklich wussten, was sie taten. Dadurch war es unangefochtener Spitzen-
reiter in der Entwicklungspolitik. Das DfID führte Innovationen wie die Überprüfungen 
der multilateralen und bilateralen Entwicklungszusammenarbeit ein, die beide darauf 
abzielten, ein gutes Preis-Leistungs-Verhältnis für die Steuerzahler zu gewährleisten. 
Diese Ansätze erregten internationales Aufsehen. Amerikaner, Deutsche, Franzosen, 
Kanadier, Neuseeländer und Australier kamen alle zum DfID, um von unseren Prakti-
ken zu lernen – viele davon übernahmen sie später selbst. Das DfID war nicht nur ein 
Ministerium; es beherbergte einige der besten Entwicklungsexpertinnen und -experten 
weltweit. Viele der einflussreichsten Ideen in diesem Bereich hatten dort ihren Ursprung 
und wurden international nachgeahmt. Ich habe immer gesagt, dass Amerika zwar eine 
militärische Supermacht sei, Großbritannien dafür eine Entwicklungssupermacht. Nie-
mand widersprach dieser Einschätzung. Ich würde sagen, seit der Suez-Krise war das 
einzige Beispiel für echte und respektierte britische Führungsstärke die britische Arbeit 
im Bereich der internationalen Entwicklung. 

Nach der Zusammenlegung verflüchtigte sich diese Expertise jedoch rasch. Die Fach-
leute, die im gesamten internationalen System – etwa bei den Vereinten Nationen, dem 
Welternährungsprogramm oder anderen Institutionen in New York, Genf oder Washing-
ton – hohes Ansehen genossen, verließen ihre Ämter. Sie waren nicht bereit, sich der 
Führung durch die Diplomaten des Außenministeriums unterzuordnen. Die Folge waren 
Verwirrung und interne Grabenkämpfe innerhalb des Ministeriums. Die Zielklarheit und 
Führungsstärke, die Großbritannien einst echtes Gewicht in der Entwicklungspolitik 
verliehen hatten, gingen verloren.

Auslandsinformationen 3|2025



27

Ai: Bedeutet das, dass auch Handels- und Investitionserwägungen einfließen, die sich an den 
nationalen Interessen des Vereinigten Königreichs orientieren?

Mitchell: All dies wird in dem von mir verfassten Weißbuch, das im November 2023 
von Rishi Sunak vorgestellt wurde, sehr deutlich dargelegt. Armutsbekämpfung steht 
zwar schon im Titel, doch die überzeugendsten Kapitel beschäftigen sich mit Finanzen 
und Investitionen.

Der zentrale Gedanke lautet, dass der effektivste Weg, Menschen aus der Armut zu 
befreien – ob im Vereinigten Königreich oder in den ärmsten Ländern der Welt – darin 
besteht, dass sie wirtschaftlich aktiv sind. Es geht darum, Arbeit zu haben und Chancen 
zu schaffen. Deshalb sind Investitionen so wichtig, insbesondere durch die Entwick-
lungsfinanzierungsinstitution des Vereinigten Königreichs, BII genannt, die meiner Mei-
nung nach mittlerweile die weltweit führende Entwicklungsfinanzierungseinrichtung 
ist. Die BII investiert derzeit eine Dreiviertelmilliarde US-Dollar in Afrika.

Dabei handelt es sich nicht um Kredite, sondern um Risikokapital. Die Empfänger zah-
len das Geld nicht im herkömmlichen Sinne zurück. Es handelt sich um eine Art von 
langfristiger Investition und einen der wichtigsten Wege, Wohlstand zu schaffen.

Mitchell: Selbstverständlich. Aber es geht um mehr als das. Internationale Entwicklung 
zielt darauf ab, Konflikte zu beenden und danach Gesellschaften zu versöhnen und 
wieder aufzubauen. Sie soll auch den Wohlstand fördern, denn einen Arbeitsplatz zu 
haben und wirtschaftlich aktiv zu sein, ist für Menschen der effektivste Weg, der Armut 
zu entkommen. Deshalb würde ich argumentieren, dass jeder Penny an Entwicklungs-
geldern unseren nationalen Interessen dient.

Ai: Apropos nationale Interessen: In der Vergangenheit wurde die Entwicklungszusammenar-
beit vor allem moralisch begründet. Es ging um die globale Verantwortung von Ländern wie 
dem Vereinigten Königreich, Deutschland und anderen europäischen Staaten. Heute ist diese 
moralische Perspektive jedoch weitgehend verschwunden. Die Diskussion konzentriert sich nun 
viel stärker auf nationale Sicherheit und außenpolitische Prioritäten. Angesichts der Tatsache, 
dass das Vereinigte Königreich eines der ersten Länder war, das bei der Rechtfertigung von 
Entwicklungsausgaben stark mit den nationalen Interessen argumentierte, würde mich Ihre 
Einschätzung interessieren: Wie erfolgreich war dieser Ansatz, nationale Sicherheitsinteressen 
über moralische Verpflichtungen zu stellen? 

Mitchell: Das ist wieder ein sehr interessanter Punkt. Wir haben viel Zeit damit ver-
bracht, darüber zu diskutieren, insbesondere in Gesprächen mit Forscherinnen und 
Forschern der Universitäten Birmingham und London, die die öffentliche Meinung zu 
Entwicklungsfragen genau beobachten. Im Vereinigten Königreich lehnt etwa die Hälfte 
der Bevölkerung Entwicklungsausgaben ab, weil sie sie als Geldtransfer ins Ausland 
empfindet. Ihr Standpunkt lässt sich oft mit dem Satz „Wohltätigkeit beginnt zu Hause“ 
zusammenfassen, worauf ich immer antworte: „Ja, aber sie endet nicht dort.“

Die andere Hälfte der Bevölkerung hingegen glaubt, dass internationale Entwicklungs-
zusammenarbeit richtig ist. Diese Menschen sind der Ansicht, dass Großbritannien eine 
positive Rolle in der Welt spielen sollte und dass wir mit diesem kleinen Betrag dazu 
beitragen sollten, eine bessere Welt zu schaffen für Menschen, die von Katastrophen 

Entwicklungszusammenarbeit – Globale Trends und Lehren für Deutschland



28

Und am Ende hat auch die City etwas davon: Großbritannien habe mit seiner Entwicklungszusammenarbeit 
in Ländern wie Kenia und Ruanda viele Jobs geschaffen, sagt Sir Andrew Mitchell. Und wenn Ruanda Kapital 
braucht, dann wende es sich eben an Londoner Banken. Foto: © Jjfarq, Dreamstime, Imago.

und Not betroffenen sind. Meinungsforscher sagen, das moralische Argument greife am 
besten. Meiner Ansicht nach haben wir jedoch bereits diejenigen erreicht, die auf diese 
Argumentation anspringen. Die Herausforderung besteht nun darin, ein neues Narra-
tiv zu entwickeln, das zwar die moralische Notwendigkeit weiterhin anerkennt, aber 
auch deutlich macht, wie sehr es in unserem nationalen Interesse liegt, Entwicklungs
zusammenarbeit zu betreiben. Auf diese Weise können wir die öffentliche Unterstüt-
zung erhöhen.

Ai: Wie erfolgreich war dieser Ansatz?

Mitchell: Wir müssen ehrlich zu uns selbst sein: Es ist uns bisher nicht gelungen, die 
breite Öffentlichkeit mit dem Argument der nationalen Interessen zu überzeugen. Inte
ressanterweise nahm aber die öffentliche Unterstützung für die Entwicklungszusammen-
arbeit während der Sparpolitik unter David Cameron sogar zu. Es ist also nicht unmöglich. 
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Damals haben wir nachdrücklich dafür plädiert, dass Entwicklungsausgaben dem natio
nalen Interesse dienen, und dieses Argument gewann zumindest etwas an Zugkraft.

Nun müssen wir jedoch einsehen, dass wir in der Defensive sind und dass Kürzungen 
der Entwicklungsausgaben sehr populär sind. Wir müssen ein neues, überzeugendes 
Argument finden, das die Menschen dazu bringt zu sagen: „Ja, ich verstehe, warum wir 
mehr Geld für internationale Entwicklung ausgeben sollten.“ Aus diesem Grund führen 
wir derzeit Gespräche mit vielen Akteuren aus dem internationalen philanthropischen 
Sektor und aus dem politischen Raum. Wir hoffen, diesen Dialog auch mit der Konrad-
Adenauer-Stiftung fortsetzen zu können. 

Ai: Wenn die Menschen in Ihrem Wahlkreis Sie bitten würden, ein oder zwei Beispiele zu nen-
nen, wo Entwicklungszusammenarbeit wirklich funktioniert hat – was würden Sie ihnen sagen? 

Mitchell: Ich würde sagen, dass man in Afrika, insbesondere in Kenia, aber auch in 
Nigeria und Ruanda, sehen kann, wie britische Entwicklungszusammenarbeit zur Schaf-
fung von Arbeitsplätzen beiträgt. Und diese Investitionen fließen nach Großbritannien 
zurück, denn wenn beispielsweise Ruanda Kapital aufnehmen will, nutzt es unsere 
Kapitalmärkte. Das ist also eine Möglichkeit, wie britische Entwicklungszusammen-
arbeit Wohlstand schafft.

Ein weiteres Beispiel verdeutlicht den Zusammenhang zwischen Entwicklungszusam-
menarbeit und Konfliktbeilegung: Somalia ist ein Land, in dem Großbritannien stark 
investiert. Und das nicht nur, weil wir es wollen. Wir wissen, dass Frauen und Kinder 
in Somalia unter schrecklichen Bedingungen leben. Ich trage immer dieses Armband 
gegen weibliche Genitalverstümmelung, und Großbritannien hat sehr gute lokale Orga-
nisationen unterstützt, die darauf abzielen, diese Praxis zu verhindern. Es ist nicht nur 
eine moralische Frage – es ist auch eine Sicherheitsfrage: Indem wir die Regierungsfüh-
rung in Somalia verbessern, helfen wir, die Al-Shabaab-Terroristen zurückzudrängen. 
Zeitweise wurden in Somalia mehr britische Staatsbürger in Terroristenlagern ausgebil-
det als in Afghanistan und Pakistan. Indem wir dort eingreifen, stoppen wir also nicht 
nur Terror und Elend in Somalia, sondern verhindern auch, dass uns diese Probleme 
möglicherweise irgendwann auf den Straßen von Berlin, London oder Birmingham 
einholen.

Ai: Wenn wir über die heutige internationale Entwicklungszusammenarbeit sprechen, gibt es 
einen Aspekt, den wir noch nicht ausführlich behandelt haben, der aber unbedingt erwähnt 
werden muss: die US-Entwicklungspolitik. Welche Auswirkungen wird der Rückzug der USA 
aus der Entwicklungszusammenarbeit auf das internationale System insgesamt haben? 

Mitchell: Der Rückzug der USA ist in der Tat äußerst gravierend, denn sie haben das-
selbe getan wie die Johnson-Regierung: Es wurden unterjährig Kürzungen vorgenom-
men, was bedeutet, dass man zu seinen Partnern gehen und sagen muss: „Es tut mir leid, 
aber wir können nicht zahlen, obwohl wir einen Vertrag unterzeichnet haben.“ Als Folge 
dieser Entscheidung im Hinblick auf USAID wurden Kliniken in Afrika geschlossen. 
Sie durften nicht einmal die antiretroviralen Medikamente verwenden, die sie bereits 
gelagert hatten, was eine katastrophale Entwicklung ist. Beim Thema Nahrungsmittel
hilfe, wo die USA der größte Geber sind, ist noch unklar, was passieren wird. Früher 
nahm man den amerikanischen Landwirten die Überschüsse ab und bestand darauf, 
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Mitchell: Es wird insgesamt weniger Geld zur Verfügung stehen und der Schwerpunkt 
wird zunehmend auf Investitionen liegen. Derzeit heißt es: „Die afrikanischen Länder 
wollen keine Hilfe, sie wollen Investitionen.“ Und das stimmt natürlich. Großbritannien 
ist mit der BII weltweit führend in dieser Hinsicht. Als ich in die Regierung kam, hatte 
die BII 47 Mitarbeiter. Mit den Reformen, die wir während meiner Zeit beschlossen 
haben, sank die Zahl auf 17. Heute arbeiten über 800 Menschen dort und tätigen Investi-
tionen in arme Länder. Genau dahin wird der Trend gehen und die Regierungen werden 
diese Investitionen unterstützen. Aber man kann nicht erwarten, dass Investitionen in 
sehr arme Länder erfolgreich sind, wenn man nicht gleichzeitig die Menschen dort in 
ihren Fähigkeiten stärkt – das erfordert Bildung und funktionierende Gesundheitssys-
teme. Natürlich können wir die Zuschussfinanzierung deutlich reduzieren, wie wir das 
bereits getan haben und weiterhin tun werden. Und wir können das Geld in technische 
Hilfe investieren. Aber letztlich werden diese Länder Gelder benötigen, sei es über mul-
tilaterale, sei es über bilaterale Kanäle.

Insgesamt denke ich also, dass Investitionen stärker im Vordergrund stehen werden. 
Der Schwerpunkt wird eher auf technischer Hilfe als auf Subventionen liegen. Und ich 
denke, es wird eine strengere Vorgehensweise geben – wie sie in Großbritannien bereits 
durch die Unabhängige Kommission zur Bewertung der Entwicklungshilfe umgesetzt 
wurde. Außerdem einen stärkeren Fokus auf Rechenschaftspflicht und Transparenz 
sowie die Einsicht, dass unsere Länder im Katastrophenfall eine Vorreiterrolle bei der 
Hilfe und Unterstützung von Menschen in Not einnehmen müssen. Über diese einzel-
nen Punkte hinaus braucht es jedoch ein übergreifendes Narrativ, das die Bedeutung 
von Entwicklung unterstreicht, um diese zu fördern und mehr öffentliche Unterstützung 
zu gewinnen. Wir haben diesem Thema zwar viel Aufmerksamkeit geschenkt, aber 
offenbar nicht genug getan. Trotzdem sollten wir daran weiterarbeiten und genau dabei 
wird dann hoffentlich auch die Konrad-Adenauer-Stiftung eine Rolle spielen.

Ai: Lassen Sie uns unser Gespräch mit einem allgemeinen Ausblick abschließen: Wie wird Ihrer 
Meinung nach die Zukunft der Entwicklungszusammenarbeit aussehen?

Ai: Sir Andrew, vielen Dank für Ihre Zeit und Ihre aufschlussreichen Einschätzungen.

sie mit amerikanischen Schiffen rund um die Welt zu verschiffen. Das war also ein sehr 
nationalistisches Vorgehen. Ich glaube nicht, dass sie die Nahrungsmittelhilfe wirk-
lich einstellen werden, denn es gibt Landwirte, die für den Bedarf des amerikanischen 
Binnenmarkts zu viel produzieren. Diese Landwirte erwarten, dass ihre Ernten im Aus-
land verwendet werden. Ich bin mir also nicht sicher, inwieweit der Rückzug der USA 
die Nahrungsmittelhilfe beeinträchtigen wird. Dennoch war die Entscheidung bezüglich 
USAID unglaublich schlecht für den Ruf Amerikas. Die Kürzungen haben reale Auswir-
kungen auf die Gesundheit und die Bildung schutzbedürftiger Menschen und werfen 
ein äußerst negatives Licht auf Amerika. Aber das kümmert einen isolationistischen 
Präsidenten wahrscheinlich wenig. 

Das Interview führte Canan Atilgan.  
– übersetzt aus dem Englischen –
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Japan gilt in Asien als vertrauenswürdiger Partner, des­
sen Entwicklungszusammenarbeit auf Eigenständigkeit 
statt Abhängigkeit setzt. Die japanische Entwicklungs­
zusammenarbeit ist zunehmend in den Kontext der 
Rivalität mit China einzuordnen.

Während das Außenministerium die Planung und 
Koordination verantwortet, ist die Japan International 
Cooperation Agency die zentrale Durchführungsorga­
nisation. Japan konzentriert seine Entwicklungszu­
sammenarbeit überdurchschnittlich stark auf wenige 
Länder im asiatischen Raum und auf Infrastrukturmaß­
nahmen.

Die japanische Entwicklungspolitik verfolgt neben dem 
Ziel der nachhaltigen Entwicklung in Partnerländern 
auch die Schaffung eines günstigen internationalen 
Umfelds, das Japans sicherheits-, entwicklungs- und 
wirtschaftspolitische Interessen fördert. Im Zentrum 
steht der sogenannte Trinity-Ansatz – ein Dreiklang 
aus Unterstützung, Handel und Investitionen. 

Japan gelingt es insgesamt wesentlich besser als 
Deutschland, die eigene Wirtschaft von der Entwick­
lungszusammenarbeit profitieren zu lassen. Tokio 
greift häufig auf gebundene Hilfen zurück, bei denen 
Empfängerländer japanische Unternehmen mit der 
Durchführung von Entwicklungsprojekten beauftragen 
müssen.

Auf einen Blick

Die Dreifaltigkeit
Wie Japan mit seiner Entwicklungszusammenarbeit 
Unterstützung, Handel und Investitionen verbindet
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Wenn japanische Politiker zu Regierungsgesprä-
chen ins Ausland reisen, sind sie willkommene 
Gäste. Eine Umfrage in den ASEAN-Staaten 
ergab im vergangenen Jahr, dass fast 60 Pro-
zent der Befragten Japan für das vertrauens-
würdigste Land in Asien halten. Japan werde 
als „unterstützender Partner wahrgenommen, 
der Eigenständigkeit und nicht Abhängigkeit 
fördert“.1 Die hohe internationale Wertschät-
zung hilft auch geschäftlich: Nach einer Analyse 
des japanischen Wirtschaftsforschungsinsti-
tuts Research Institute of Economy, Trade and 
Industry (RIETI) belief sich der wirtschaftliche 
Nettonutzen der Delegationsreisen im Zeit-
raum zwischen 2001 und 2020 auf 53 Milliar-
den US-Dollar – durchschnittlich 2,6 Milliarden 
US-Dollar pro Jahr.2 

Einen nicht unwesentlichen Teil dieser Geschäfts-
abschlüsse kann die japanische Entwicklungs-
zusammenarbeit (EZ) für sich verbuchen. 2023 
ermittelte RIETI, dass 17 Prozent aller Infra-
strukturprojekte im Ausland, die zwischen 1970 
und 2020 an japanische Unternehmen vergeben 
wurden, auf Zahlungen im Rahmen der öffentli-
chen Entwicklungsleistungen (Official Develop-
ment Assistance, ODA) zurückzuführen sind. 
Die japanische Wirtschaft habe von der ODA vor 
allem dann profitiert, wenn für die Infrastruk-
turprojekte sowohl Darlehen als auch Zuschüsse 
aufgewendet wurden. Bevor Tokio sich mit einem 
ODA-Kredit um ein Infrastrukturprojekt bewirbt, 
könnten Zuschüsse beispielsweise für notwen-
dige Studien über die Chancen und Risiken der 
eigentlichen Investition für japanische Unterneh-
men „Goodwill-Effekte“ erzeugen.3 

Saori Ono und Takashi Sekiyama wiederum stel-
len zwar die Vorteile der EZ für die japanische 
Wirtschaft nicht in Abrede, denken aber, dass 
die ODA nur in der Frühphase der ausländischen 

Direktinvestitionen (Foreign Direct Investment, 
FDI) unterstützend wirkt. Für die Zeit von 1990 
bis 2002 – Japan erlebte damals einen raschen 
Anstieg seiner FDI – verweisen die Autoren auf 
drei mögliche Erklärungen:

(a)	 Informationen über das Geschäftsumfeld des 
Empfängerlandes seien von der staatlichen 
EZ ausschließlich an japanische Unterneh-
men weitergegeben worden,

(b)	 das EZ-Engagement im Empfängerland habe 
unter japanischen Unternehmen die subjek-
tive Wahrnehmung von Investitionsrisiken 
verringert,

(c)	 über die EZ hätten die Empfängerländer die 
Geschäftspraktiken und Regeln der japani-
schen Unternehmen kennengelernt.4 

Definition, Ziele und „Philosophie“

Die EZ beinhaltet in Japan nach der Mitte 2023 
überarbeiteten Charta zur Entwicklungszusam-
menarbeit (Development Cooperation Charter, 
DCC) „Aktivitäten der internationalen Zusam-
menarbeit, die von der Regierung und den ihr 
angeschlossenen Organisationen mit dem Haupt
ziel der Entwicklung in Entwicklungsregionen 
durchgeführt werden“.5 Als EZ gilt nach diesem 
Verständnis, wofür ODA-Mittel aufgewendet 
werden. Entwicklungsfinanzierungen durch sons
tige öffentliche Finanzströme (other official flows), 
etwa Darlehen zu Vorzugsbedingungen an multi-
laterale Institutionen, und private Ströme (private 
flows), darunter Direktinvestitionen und Export-
kredite mit mehr als einem Jahr Laufzeit, werden 
davon abgegrenzt.

Die Ziele der staatlichen EZ sind Freiheit, Frieden, 
Stabilität, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung 
der Menschenrechte, Sicherheit („menschli-
che Sicherheit“), die Überwindung der Armut, 
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Digitalisierung, Gesundheit, Bildung, Inklusion, 
Gleichberechtigung, Transparenz, Fairness und 
Vertrauen, Umweltschutz und die Eindämmung 
des Klimawandels. Die EZ soll – auch mit „Süd-
Süd- und Dreieckskooperationen“6 – die „eigen-
ständige Entwicklung durch Unterstützung der 
Selbsthilfebemühungen der Entwicklungslän-
der“7 gewährleisten.

Mit vertrauensvollen Auslandsbeziehungen soll 
die EZ gleichzeitig „ein günstiges internationales 
Umfeld für Japan“8 schaffen und „zur Verwirk-
lichung der nationalen Interessen“9 beitragen. 
Dazu zählen „die Sicherung von Frieden und 
Sicherheit für Japan und seine Bevölkerung und 
die Erreichung weiteren Wohlstands durch öko-
nomisches Wachstum“10. Im Dialog mit Ent-
wicklungsländern sollen außerdem gemeinsam 

„soziale Werte“ geschaffen werden. Diese Mit-
gestaltung (co-creation) soll Japan „zu Lösungen 
für seine eigenen wirtschaftlichen und sozialen 
Herausforderungen und zu seinem Wirtschafts-
wachstum auf nationaler Ebene“11 verhelfen. Mit 
Begriffen wie „Qualitätswachstum“ und „Quali-
tätsinfrastruktur“ verspricht Japan eine EZ, „die 
nicht mit Schuldenfallen oder wirtschaftlichem 
Zwang verbunden ist und die Unabhängigkeit 
und Nachhaltigkeit der Entwicklungsländer nicht 
untergräbt“12. 

Die japanische EZ fördert „die Konsolidierung 
der Demokratisierung“13 und will „der Lage in 
den Empfängerländern in Bezug auf den Demo-
kratisierungsprozess, die Rechtsstaatlichkeit und 
den Schutz der grundlegenden Menschenrechte 
angemessene Aufmerksamkeit widmen“14. Die 
Zivilgesellschaft wird in der überarbeiteten 
DCC für eine „auf die Bedürfnisse der Bevöl-
kerungsgruppen abgestimmte“15 internationale 
Zusammenarbeit überdies als „strategischer 
Partner“ genannt. Die DCC hebt aber weder auf 
politische Parteien noch auf Parteienförderung 
ab. Das Wort „Religion“ wird in der Charta an 
keiner Stelle genannt.

Zwar wurden die Weichen mit der aktuellen 
DCC neu gestellt, die „Philosophie“ hinter der 
japanischen EZ hat sich seit den 1970-Jahren 
aber kaum verändert. Sie folgt dem sogenannten 

request-based principle.16 Streng genommen sagt 
der Begriff nur, dass die ODA bedarfsorientiert 
geleistet werden soll. Der Bedarf richtet sich 
aber nicht nur nach den Anforderungen und 
Wünschen der Entwicklungs- und Schwellenlän-
der; stattdessen funktioniert die japanische EZ 
seit jeher im fein abgestimmten Dreiklang zwi-
schen Unterstützung, Handel und Investitionen. 
Diese „Trinity“ berücksichtigt mithin auch die 
Interessen des Geberlandes.

In den späten 1980er-
Jahren war Japan weltweit 
zwischenzeitlich das größte 
Geberland.

Spätestens seit Beginn der 1970er-Jahre trafen 
sich japanische Handels- und Beratungsunter-
nehmen mit Geschäftspartnern im Ausland, um 
gemeinsam kommerzielle Projekte zu entwickeln. 
In der Zeit des „ostasiatischen Wunders“ zwi-
schen 1965 und 1990 wuchs die Wirtschaft der 
Asien-Pazifik-Region schneller als in allen ande-
ren Weltregionen.17 Der Bedarf an Kraftwerken, 
Staudämmen und logistischer Infrastruktur für 
den See-, Luft-, Schienen- und Straßenverkehr 
war enorm.18 Die japanischen Unternehmen 
wollten davon profitieren. Gleichzeitig hatte 
sich die Regierung in Tokio nach dem Zweiten 
Weltkrieg zu Reparationszahlungen verpflich-
tet.19 Große Auslandsinvestitionen, für die eine 
Finanzierung zu Marktbedingungen etwa wegen 
besonderer Risiken fraglich oder unerschwinglich 
war, wurden deshalb in Entwicklungshilfepro-
jekte umetikettiert und mündeten in ODA-An-
fragen der Empfängerländer an die Regierung in 
Tokio.20 In den späten 1980er-Jahren war Japan 
weltweit zwischenzeitlich das größte Geberland.21

Volumen, Organisation und Zuständigkeiten

Abschließende Werte über die Verwendung der 
ODA im vergangenen Jahr liefert die OECD 
erst Ende 2025.22 Nach den Zahlen für 202323 
hat Japan nach Zuschussäquivalent (grant equi-
valent24) insgesamt 19,6 Milliarden US-Dollar 
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zent im Ausland, ist die Japan International 
Cooperation Agency (JICA) die maßgebliche 
Durchführungsorganisation. Nach den Zahlen 
der OECD für 2022 werden von ihr gut 70 Pro-
zent der ODA umgesetzt. 

Weitere knapp 19 Prozent steuert das japanische 
Außenministerium (Ministry of Foreign Affairs, 
MOFA) bei. Der Rest verteilt sich auf die Etats 
einiger anderer Ministerien.25 Für die Planung 
und Koordination der staatlichen EZ/ODA ist das 
Außenministerium verantwortlich. Ein Pendant 
zum deutschen Bundesentwicklungsministerium 
gibt es in Japan nicht.

Die JICA betreibt neben ihren etwa 100 Nieder
lassungen im Ausland mehr als ein Dutzend 
Büros in Japan. Diese arbeiten eng mit den 
Regierungen der japanischen Präfekturen 
zusammen. Die Aufgabe der einheimischen 
Büros besteht unter anderem darin, „der breiten 
Öffentlichkeit klare und sorgfältige Erklärun-
gen über die Bedeutung und die Ergebnisse der 

(0,44 Prozent des Bruttonationaleinkommens, 
BNE) für die ODA aufgewendet. Davon entfielen 
81,5 Prozent auf die bilaterale ODA. Deutschland 
kam auf 37,9 Milliarden US-Dollar (0,82 Prozent 
des BNE). Der Anteil der bilateralen ODA an 
den Gesamtaufwendungen war mit 71,8 Pro-
zent aber merklich niedriger als in Japan. Unter 
den 33 Mitgliedern (inklusive der EU) des Aus-
schusses für Entwicklungshilfe (Development 
Assistance Committee, DAC) der OECD kamen 
2023 ansonsten nur Australien, Neuseeland, Nor-
wegen und die USA für ihre bilaterale ODA auf 
Anteile von mehr als 80 Prozent. 

Ein Pendant zum deutschen 
Entwicklungsministerium 
existiert in Japan nicht.

Mit seinen rund 2.000 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern, davon 80 Prozent in Japan und 20 Pro- 

Abschreckendes Beispiel: Diesen Hafen auf Sri Lanka übernahm China, nachdem der Inselstaat seine durch 
das Projekt angehäuften Schulden nicht mehr bedienen konnte. Derartige Situationen versucht Japan in seiner 
Entwicklungszusammenarbeit ausdrücklich zu vermeiden. Foto: © Xu Qin, Xinhua, Imago.
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Entwicklungszusammenarbeit sowie über die 
Wertschätzung der internationalen Gemein-
schaft“ zu liefern.26 Die japanische Regierung 
sei sich „der Tatsache bewusst, dass die Ent-
wicklungszusammenarbeit durch die von der 
Bevölkerung Japans gezahlten Steuern finanziert 
wird“.27 Das Verständnis und die Unterstützung 
der Öffentlichkeit „sind für die Umsetzung der 
Entwicklungszusammenarbeit [deshalb] uner-
lässlich“.28

Während die ODA nach den Vorgaben des 
Außenministeriums durch die JICA umgesetzt 
wird, liegen die sonstigen öffentlichen Finanz-
ströme in der Verantwortung mehrerer anderer 
Organisationen.29 Künftig sollen beide Finanzie-
rungsinstrumente stärker miteinander vernetzt 
werden. Die DCC verspricht, dass die Regie-
rung und die durchführenden Stellen bei der 
Umsetzung konsistent „als Einheit“ vorgehen 
werden.30 Für eine „wirksamere“ EZ will Japan 
zunehmend Finanzmittel des Privatsektors mobi-
lisieren. Dafür müssen geeignete Firmen bereits 
bei der Projektplanung eingebunden werden. 

Die JICA und die Nippon Export and Investment 
Insurance haben dafür Ende 2023 eine Vereinba-
rung getroffen.31

Langfristige und zinsgünstige 
Kredite sind ein Kernmerkmal 
japanischer Entwicklungs
zusammenarbeit. 

Obwohl selbst nicht für sonstige öffentliche 
Finanzströme zuständig, hilft die Japan Exter-
nal Trade Organization (JETRO) bei der Ver-
netzung mit der Privatwirtschaft ebenfalls. Mit 
76 Auslandsbüros in 56 Ländern, davon fünf 
Büros allein in Indien, war die JETRO lange vor-
nehmlich für die Förderung des Außenhandels 
zuständig. Inzwischen wirbt die Organisation 
zunehmend ausländische Unternehmen für 
eine Ansiedlung in Japan an. JICA und JETRO 
treten bei hochrangigen Veranstaltungen und 
Regierungstreffen – im Juli 2024 beispielsweise 

Quelle: eigene Darstellung nach Kiernan et al. 2025, N. 22, S. 23.

Abb. 1: Durchschnittlicher Zuschussanteil der ODA-Darlehen nach Empfängern im Jahr 2022
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weiterhin in Form von Zuschüssen geleistet. 
Für die japanische ODA sind langfristige zins-
günstige Darlehen hingegen das Kernmerkmal. 
Die Zahlen der OECD für 2022 verdeutlichen 
dies anschaulich.35 Neben Kreditvereinba-
rungen mit den Regierungen der Empfänger-
länder berücksichtigen diese Angaben auch 
Darlehen an multilaterale Organisationen und 
internationale Nichtregierungsorganisationen 
sowie an den Privatsektor (Abb. 1). Gemessen 
am DAC-Durchschnitt und im Vergleich zu 
Deutschland haben Kredite für die japanische 
ODA insgesamt eine deutlich höhere Priorität. 
Außerdem findet die Darlehensvergabe haupt-
sächlich zwischen Tokio und den Regierungen 
der Empfängerländer statt.

Der Zinssatz für ODA-Kredite stieg im DAC-
Durchschnitt von 0,95 Prozent im Jahr 2015 auf 
1,89 Prozent im Jahr 2022. Die durchschnittliche 
Laufzeit der Darlehen sank im selben Zeitraum 
von 26 auf 24 Jahre. Die japanische ODA weicht 
auch diesbezüglich deutlich vom DAC-Durch-
schnitt ab. Nach OECD-Angaben hatten die Kre-
dite aus Tokio allen voran an Empfängerländer 
der unteren mittleren Einkommensgruppe (Lower 
Middle Income Countries, LMICs) 2022 nicht nur 
eine erheblich längere Laufzeit (35,8 Jahre), son-
dern es wog mit 0,6 beziehungsweise 0,7 Prozent 
auch die Zinslast viel geringer (Abb. 2).

Ein wichtiger Grund dafür, dass Japan für seine 
Kreditvergabe die Empfängerländer der unteren 
mittleren Einkommensgruppe stark priorisiert 
(63,0 Prozent), ist die sogenannte gebundene 
Hilfe (tied aid). Diese Form der Unterstützung ist 
nach den DAC-Empfehlungen für die am wenigs-
ten entwickelten Länder (Least Developed Coun-
tries, LDCs) nicht und für die Staaten der oberen 
mittleren Einkommensgruppe (Upper Middle 
Income Countries, UMICs) nur mit erheblichen 
Einschränkungen möglich.

Gebundene versus ungebundene Hilfen

Die gebundene Hilfe war für die japanische EZ 
lange ebenfalls ein Kernmerkmal und erlebt seit 
einigen Jahren eine Renaissance. „Gebunden“ 
bedeutet hier, dass nur japanische Unternehmen 

beim fünften japanisch-arabischen Wirtschafts-
forum32 – gemeinsam in Erscheinung. Am Rande 
der achten Tokyo International Conference on 
African Development in Tunis vereinbarten JICA, 
JETRO, das UN-Entwicklungsprogramm UNDP 
und die UN-Organisation für Industrieentwick-
lung UNIDO 2022 eine Partnerschaft zur För-
derung von Handel und Investitionen zwischen 
japanischen und afrikanischen Privatunterneh-
men.33 Im August 2024 dankte Stephen Amoah, 
Vize-Finanzminister von Ghana, sowohl JICA als 
auch JETRO „für die Förderung des japanischen 
Privatsektors bei der Einrichtung von Produk
tionsstätten“ in seinem Land.34
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Abb. 2: Merkmale der ODA-Darlehen 2022 nach 
Einkommensgruppen für Japan JJ und Deutschland DD 
(gewichtete Durchschnittswerte)

Quelle: eigene Darstellung nach Kiernan et al. 2025, 
N. 22, S. 12.

Darlehen versus Zuschüsse

Zwar haben die DAC-Mitglieder den Anteil der 
Darlehen an ihren ODA-Zusagen zuletzt auch 
wegen massiver Kredite an die Ukraine erhöht; 
insgesamt wird ein Großteil der ODA aber 
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zum Beispiel mit der Durchführung von Infra-
strukturprojekten im Ausland beauftragt werden 
dürfen, wenn diese mit Yen-Krediten finanziert 
werden. Die für das betreffende Projekt erforder-
lichen Materialien und Dienstleistungen werden 
(hauptsächlich) aus Japan geliefert. Später werden 
mit der Wartung der Geräte und Anlagen zumeist 
ebenfalls japanische Anbieter beauftragt. Bei un
gebundenen Hilfen können sich im Gegensatz 
dazu auch Firmen aus anderen Ländern um Auf-
träge für die Durchführung der Projekte bewerben.

Bis Mitte der 1970er-Jahre waren fast alle Yen-
Kredite gebunden. Zehn Jahre später traf dies nur 
noch auf ein Drittel der Darlehen zu. Mitte der 
1990er-Jahre waren dann alle Yen-Kredite unge-
bunden.36 Die japanische Industrie haderte mit 
dieser Entwicklung. Sie wollte expandieren und 
mit dem „Trinity-Ansatz“ der EZ neue Märkte in 
Asien erschließen. In den 1990er-Jahren erlebte 
die Exportwirtschaft überdies eine Flaute. Trotz-
dem musste die japanische Regierung ihre gebun-
denen Hilfen in dieser Zeit auf Druck aus Europa 
und den USA auf null zurückfahren. Unter den 

DAC-Ländern im Westen hatte sich Armutsbe-
kämpfung als wichtigstes Ziel der EZ durchge-
setzt. Die wachstumsorientierte Ausrichtung der 
japanischen ODA mit ihrem Fokus auf (gebun-
dene) Darlehen und Infrastrukturprojekte wurde 
zunehmend kritisiert. 200437 und 201038 emp-
fahlen die DAC-Peer-Reviews der japanischen 
Regierung, den Anteil an Zuschüssen zu erhöhen 
und ihre Bemühungen zur Armutsbekämpfung 
zu verstärken. Dann trat China auf die Bühne.

Um eine attraktive Alternative 
zu China zu bieten, ging 
Japan mit einem Angebot für 
„Qualitätsinfrastruktur“ an 
den Start.

Peking adaptierte die Kernelemente des japani
schen „Trinity-Modells“, setzte den Ansatz mit 
gebundenen Krediten und aufwendigen Infra-

Quelle: eigene Darstellung nach OECD 2025, N. 23. Prozentwerte gerundet.

Abb. 3: Konzentration der bilateralen ODA auf Hauptempfänger
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zu viel in Wirtschaftswachstum und zu wenig in 
Armutsbekämpfung zu investieren, ging Japan 
mit seinem Angebot für „Qualitätsinfrastruktur“ 
an den Start. Dafür wurden die drei Standards 

„resilient“, „inklusiv“ und „nachhaltig“ formu-
liert. Indonesien als wichtiges Empfängerland 
unterstützte den Verhaltenskodex für eine ver-
antwortungsvolle Kreditvergabe. Weitere Ent-
wicklungs- und Schwellenländer schlossen sich 
an. China hatte kein Argument, dem japanischen 
Kodex zu widersprechen. Beim G20-Gipfel 2019 
wurden die japanischen Kriterien für Qualitätsin-
frastruktur daraufhin beschlossen.40

Japan konzentriert seine 
Entwicklungszusammenarbeit 
auf wenige Länder. 

Noch im selben Jahr gründeten die USA die 
Development Finance Corporation (DFC). Auf 

strukturmaßnahmen für die Belt and Road Initia
tive um, förderte so die eigene Außenwirtschaft 
und stärkte damit zum Verdruss der USA seit 
2013 konsequent seinen internationalen Ein-
fluss. Spätestens seit 2016, als sich die Volksre-
publik für den Bau des Hambantota-Hafens in Sri 
Lanka als Gegenleistung für einen Schuldener-
lass einen 99-jährigen Pachtvertrag sicherte, ist 
klar, dass dadurch weit über das Südchinesische 
Meer hinaus auch sicherheitspolitische Interes-
sen bei der Kontrolle der Seewege und Handels-
routen berührt sind.

Japan stand damals zunächst vor der Herausfor-
derung, die eigene ODA konkurrenzfähig von 
den chinesischen Angeboten abzugrenzen.39 
Angesichts einer stagnierenden Wirtschafts-
leistung und hoher Staatsverschuldung war die 
anteilige Erhöhung der Zuschüsse keine Option. 
Gebundene Yen-Darlehen kamen wieder in 
Mode. Um einerseits eine attraktive Alterna-
tive zu China bieten zu können und sich ande-
rerseits nicht erneut dem Vorwurf auszusetzen, 

Schwerpunkt Infrastruktur: Japan verwendet große Teile seiner Entwicklungszusammenarbeit auf Brücken, 
Straßen und Co. Im Bild eine mit japanischen Mitteln erbaute Brücke über den Mekong in Kambodscha.  
Foto: © Kyodo News, Imago.
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ihrer Internetseite steht: „DFC-Investitionen in 
Infrastrukturen und wichtige Mineralien tragen 
dazu bei, die weltweite Finanzierungslücke bei 
Infrastrukturen in Höhe von mehreren Billionen 
Dollar zu schließen und Chinas wachsendem 
Einfluss in der Welt entgegenzuwirken.“41 Bis 
zu diesem Zeitpunkt war der Anteil gebunde-
ner Hilfen am Gesamtvolumen der japanischen 
ODA wieder auf 36 Prozent gestiegen. Der 
DAC-Durchschnitt lag 2018 bei 22 Prozent.42 
Deutschland kam auf 16 Prozent.43

Wohin fließen die japanischen Mittel?

Für Japan waren die zehn wichtigsten Empfän
gerländer nach finanziellem Aufwand 2023 (in 
absteigender Reihenfolge): Indien, Bangladesch, 

Philippinen, Irak, Indonesien, Ukraine, Vietnam, 
Myanmar, Ägypten und Kambodscha. Allein auf 
diese zehn Staaten entfielen knapp 60 Prozent 
der japanischen ODA (Abb. 3). Selbst für seine 
Top-20-Empfängerländer kam Deutschland nur 
auf einen Anteil von rund 29 Prozent. Auch im 
Vergleich zum Durchschnitt aller DAC-Mitglied-
staaten konzentriert Japan seine ODA überpro-
portional auf wenige Empfängerländer.

Zu den weiteren Besonderheiten zählt, dass 
Japan prozentual einen erheblichen Anteil sei-
ner ODA für ökonomische Infrastrukturprojekte 
einsetzt (Abb. 4). Im DAC-Durchschnitt und auch 
für Deutschland hat dieser Bereich nach Pro-
zentanteilen eine weitaus geringere Bedeutung. 
Mit einem Anteil von rund 13 Prozent genießt 

Quelle: eigene Darstellung nach OECD 2025, N. 23. Abweichungen von Gesamtsumme durch gerundete 
Prozentwerte.

Quelle: eigene Darstellung nach OECD 2025, N. 23. Abweichungen von Gesamtsumme durch gerundete 
Prozentwerte.

Abb. 4: Bilaterale ODA nach Sektoren

Abb. 5: ODA nach Wirtschaftsbranchen
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Für die japanischen Investoren spielten die ODA 
und die geostrategischen Prioritäten der japa-
nischen Regierung bei dieser Verlagerung aber 
nur eine untergeordnete Rolle. Für sie zählten 
vor allem das stabile Wachstumspotenzial, die 
Marktgröße, die Löhne und das Ausbildungs
niveau der indischen Mitarbeiter.47

Entwicklungspolitik ist für 
Japan auch Sicherheitspolitik. 

Damit kommerzielle Unternehmen – zunehmend 
auch kapitalstarke institutionelle Anleger, Pen-
sionsfonds, Vermögensverwalter und Versiche-
rungsunternehmen – im harten Wettbewerb mit 
China nicht nur eine tragende Rolle bei der EZ 
übernehmen, sondern neben der Aussicht auf 
Profite auch geopolitische Prioritäten mittragen, 
hat die Regierung in Tokio das Maßnahmenport-
folio deutlich erweitert. Die Ende 2022 verab-
schiedete Nationale Sicherheitsstrategie schreibt 
vor, dass die ODA, „geleitet von der Vision eines 
freien und offenen Indopazifik-Raums“ (Free 
and Open Indo-Pacific, FOIP), von der Regie-
rung „strategisch genutzt“ wird.48 Was mit die-
ser Ausrichtung nicht von der ODA abgedeckt 
werden kann oder darf, soll seit 2023 die Official 
Security Assistance (OSA) ermöglichen. Auch sie 
folgt nach den Bestimmungen für den Transfer 
von Rüstungsgütern und -technologie sowie in 
enger Abstimmung zwischen MOFA, National 
Security Secretariat49 und Verteidigungsminis-
terium der Nationalen Sicherheitsstrategie. OSA 
ist grundsätzlich ebenfalls für Entwicklungslän-
der bestimmt und soll die „Zusammenarbeit 
zugunsten der Streitkräfte und verwandter Orga-
nisationen“ fördern, „wenn die Verbesserung der 
Sicherheitskapazitäten als wichtig für die Schaf-
fung eines wünschenswerten Sicherheitsumfelds 
für unser Land angesehen wird“.50 Für Japan ist 
die EZ insofern auch Sicherheitspolitik. Tokio 
versteht sie als „eines der wichtigsten Instru-
mente der Diplomatie“.51

Die enge Verzahnung von sicherheits-, entwick-
lungs- und wirtschaftspolitischen Interessen 

der Produktionssektor für Japan ebenfalls eine 
höhere Priorität als für Deutschland und die 
DAC-Staaten insgesamt.

Während Deutschland den mit Abstand größten 
prozentualen Anteil seiner ODA im betreffenden 
Sektor auf Energieprojekte verwendet, stehen für 
Japan „Transport und Lagerung“ mit fast 80 Pro-
zent weit vorn (Abb. 5). Hier kam Deutschland 
2023 nur auf rund 9 Prozent und lag damit weit 
unter dem DAC-Durchschnitt.

Die bilaterale japanische ODA ist mit ihren 
gebundenen Hilfen, ihrer starken Ausrichtung 
auf wenige aufstrebende Länder, ihrem Fokus 
auf ökonomische Infrastruktur sowie der ange-
strebten stärkeren Vernetzung mit der Privatwirt-
schaft gut dafür positioniert, den traditionellen 
Dreiklang aus Unterstützung, Handel und Inves-
titionen auch zum eigenen Nutzen fortzusetzen. 
Aber das reicht nicht.

Entwicklung und geopolitische 
Rahmenbedingungen

Die Herausforderung besteht darin, dass „sich die 
Rollenverteilung zwischen dem öffentlichen und 
dem privaten Sektor in der Entwicklungszusam-
menarbeit ändert“.44 Kommerzielle japanische 
Unternehmen investieren in Entwicklungslän-
dern inzwischen deutlich mehr als die Regierung. 
So stieg zwischen 2021 und 2022 die Netto-ODA 
von 15,7 auf 16,7 Milliarden US-Dollar. Gleichzei-
tig wuchsen die privaten Finanzströme von 21,5 
auf 37,4 Milliarden US-Dollar an.45

Mit Blick auf China und Indien verlief die Ent-
wicklung der japanischen ODA und der Außen-
wirtschaft in den vergangenen Jahren parallel 
und im Einklang mit den veränderten geopoli-
tischen Anforderungen. Die Bereitstellung von 
Yen-Krediten an die Volksrepublik wurde bereits 
2007 eingestellt. Dafür ist Indien heute das 
mit Abstand wichtigste Empfängerland für die 
japanische ODA. Während die FDI japanischer 
Unternehmen in China zwischen 2022 und 2023 
um fast 32 Prozent auf 3,8 Milliarden US-Dollar 
fielen, stiegen sie in Indien um 23 Prozent auf 
rund 5 Milliarden US-Dollar.46
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ist ein Ansatz, der auch der deutschen und 
europäischen EZ hilfreiche Anhaltspunkte lie-
fern kann. Überdies, auch dafür liefert Japan 
Beispiele, müssen sich Nothilfemaßnahmen für 
die Ärmsten der Armen und Investitionen in die 
Verkehrsinfrastruktur keineswegs widersprechen. 
Vor 25 Jahren, während einer Hungersnot im 
Sudan danach gefragt, was sie am dringendsten 
bräuchte, antwortete Rania Dagash-Kamara, 
die heutige stellvertretende Exekutivdirektorin 
des Welternährungsprogramms: „Zwei Staaten 
weiter verfaulen Lebensmittel, und hier herrscht 
eine Hungersnot – Straßen werden das Problem 
lösen.“52 

Schon damals forderte der Finanzwissenschaft-
ler Andrew H. Chen, dass die erfolgreiche Finan-
zierung großer Infrastrukturprojekte „durch die 
unsichtbare Hand des Kapitalmarktes gesteuert 
werden“ müsse. Die grundlegende Herausfor-
derung bestand für Chen darin, „die massive 
Nachfrage nach Kapitalinvestitionen in der Welt 
mit einem Kapitalangebot von Millionen priva-
ter Investoren durch weltweit verfügbare Pro-
jektsicherheiten in Einklang zu bringen“.53 Larry 
Fink, Mitgründer, Aufsichtsrats- und Vorstands-
vorsitzender der weltgrößten Vermögensverwal-
tung BlackRock, sekundierte im vergangenen 
Jahr beim G7-Gipfel mit den Worten: „Der IWF 
und die Weltbank wurden vor 80 Jahren gegrün-
det, als Banken und nicht die Märkte die meis-
ten Dinge finanzierten. Heute ist die Finanzwelt 
auf den Kopf gestellt. Die Kapitalmärkte sind 
die wichtigste Finanzierungsquelle des Privat
sektors, und um dieses Geld freizusetzen, ist ein 
anderer Ansatz erforderlich als das Bilanzmodell 
der Banken.“54 

In Japan werden solche Trends aufmerksam ver-
folgt und in Politik und Wirtschaft intensiv disku-
tiert. Vielleicht ist es auch das, was Deutschland 
und Europa in der Entwicklungszusammenarbeit 
von Japan lernen können: eine ausgeprägte Sen-
sorik und die offene Auseinandersetzung über 
relevante Entwicklungen und Einflussfaktoren. 
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Die Türkei hat sich in den vergangenen zwanzig Jahren 
zu einem führenden Geber von humanitärer Hilfe und 
Entwicklungszusammenarbeit entwickelt. Unter den 
AKP-Regierungen entstand ein eigenes Modell der 
Entwicklungszusammenarbeit, das humanitäre Werte 
mit wirtschaftlichen und geopolitischen Interessen zu 
verbinden beansprucht.

Institutionen wie die staatliche Entwicklungsorganisa­
tion TİKA, die Maarif-Stiftung und der Türkische Rote 
Halbmond sind weltweit aktiv – besonders in Afrika, 
dem Nahen Osten und auf dem Balkan. Die Türkei nutzt 
kulturelle und religiöse Verbindungen zur Stärkung 
ihrer soft power.

In Afrika kombiniert sie humanitäre Hilfe mit militäri­
scher Präsenz und Exportförderung („Drohnen-Diplo­
matie“). In Somalia ist sie größter Geber, Investor und 
Sicherheitspartner. Auch in Afghanistan spielte sie als 
muslimisches NATO-Mitglied eine wichtige Rolle.

Kritisiert wird die türkische Entwicklungszusammen­
arbeit für ihre geringe Transparenz. Zudem dürften 
das zunehmende militärische Engagement sowie 
die gezielte Förderung bestimmter religiöser und 
politischer Gruppen in vielen Ländern die Rolle der 
Türkei als neutraler Geber mittelfristig schwächen und 
Widerstände hervorrufen.

Auf einen Blick

Nation Branding, 
Interessenpolitik 
und neue Allianzen
Der vernetzte Ansatz der Türkei in der 
Entwicklungszusammenarbeit
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Die Türkei ist in den vergangenen zwei Jahr-
zehnten zu einem der weltweit größten Geber 
von Entwicklungshilfe und humanitärer Hilfe 
aufgestiegen. Als Land mit mittlerem Einkom-
men nahm die Türkei 2018 zeitweise mit mehr 
als acht Milliarden US-Dollar den ersten Platz 
als humanitärer Geber ein, vor den USA, der EU 
und Deutschland.1 Gemessen am Bruttoinlands
produkt behauptet die Türkei für sich heute 
weltweit den zweiten Platz als Geber humani-
tärer Hilfe.2 Unter den OECD-Mitgliedern hat 
die Türkei, bedingt durch ihre hohe Aufnahme 
syrischer Geflüchteter, zudem eine der höchsten 
Quoten an staatlicher Entwicklungshilfe (Official 
Development Assistance, ODA).3

Die Rolle als humanitärer Geber ist heute Teil 
der außenpolitischen Identität der Türkei. Der 
ehemalige Außenminister Ahmet Davutoğlu 
prägte ab 2013 den Begriff der „Humanitarian 
Diplomacy“4 als wichtige Säule der türkischen 
Außenpolitik. Das im Mai 2023 von Präsident 
Erdoğan ausgerufene „Jahrhundert der Tür-
kei“ stützt sich auch auf die gewachsene Rolle 
der Türkei in der internationalen Zusammen-
arbeit. Das Land möchte sich als glaubwürdiger 
Partner im sogenannten Globalen Süden sowie 
als Alternative zu westlichen Geberstaaten wie 
auch zu China etablieren. Es behauptet für sich 
einen dritten Weg zwischen den traditionel-
len westlichen DAC-Geberstaaten (Develop-
ment Assistance Committee) der OECD und 
neuen „südlichen“ Nicht-DAC-Geberstaaten 
wie China, Brasilien und Indien. Die Türkei als 
OECD-Gründungsmitglied hält seit 1991 einen 
Beobachterstatus im OECD-DAC, strebt jedoch 
keine DAC-Vollmitgliedschaft an.5 Diese Son-
derstellung erlaubt es der Türkei – je nach Inte-
resse  –, mal innerhalb des DAC-Regimes der 
traditionellen Geber zu agieren und ihre Daten 
mit dem DAC zu teilen oder sich explizit von 

westlichen Gebern politisch abzugrenzen. Das 
eigens erklärte Entwicklungsmodell „türkischer 
Art“, das sogenannte Turkish-type Development 
Assistance Model, beansprucht für sich, eine 
Balance zwischen Werten und Interessen zu 
suchen, es leugnet also nicht das Zusammen-
spiel von humanitären, geopolitischen wie auch 
sicherheitspolitischen Interessen.6 Die Türkei 
verspricht Win-win-Beziehungen auf Augenhöhe 
und ohne „versteckte Agenda“ oder neokoloniale 
Haltung.7 Gleichzeitig verbindet die Türkei hu
manitäre Werte mit außenpolitischen Interessen 
sowie einer Außenwirtschafts- und Exportförde-
rung in den Partnerländern.

Die Türkei hat ihr politisches, wirtschaftli-
ches und militärisches Engagement in vielen 
Weltregionen in den vergangenen zwei Jahr-
zehnten beachtlich ausgebaut und diversifiziert. 
Die Diversifizierung der Außenbeziehungen 
setzte unter Premierminister Necmettin Erba-
kan (1996 bis 1997) ein und wurde unter den 
AKP-Regierungen fortgesetzt. Während die 
früheren säkular-kemalistischen Eliten8 eine 
reine Westanbindung in der Außenpolitik ver-
folgten und keine vertieften Beziehungen zu 
südlichen oder muslimischen Ländern suchten, 
betreibt die AKP-Führung eine multivektorale 
Außenpolitik, die das muslimisch-osmanische 
und afroeurasische Erbe als identitätsstiften-
den Anknüpfungspunkt nutzt.9 Zudem grenzt 
sie sich in internationalen Foren von den ehe-
maligen westlichen Kolonialmächten mit einer 
antikolonialen Rhetorik ab. Mit der von Staats
präsident Erdoğan hochgehaltenen Forderung 
einer Reform des UN-Sicherheitsrats nach dem 
Motto „The World is bigger than Five“ bean-
sprucht die Türkei ihren neuen Platz in der 
Welt.10 In Afrika, auf dem Balkan und im Nahen 
Osten ist die Türkei mit der Kombination aus 
humanitärer und entwicklungspolitischer Hilfe, 
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privaten Direktinvestitionen, Bildungs- und 
Stipendienprogrammen, Rüstungsexporten, Si
cherheits- und Verteidigungsabkommen sowie 
diplomatischer Präsenz zu einem der bedeu-
tendsten Akteure aufgestiegen. Das türkische 
Modell hat dabei erfolgreich soft power in hard 
power umgemünzt.

Entwicklungshilfe „türkischer Art“ –  
ein AKP-Erfolgsmodell?

Unter den AKP-geführten Regierungen ab 
2002 nahm die Bedeutung von Entwicklungs-
zusammenarbeit im türkischen Außenhandeln 
deutlich zu. Dies lag zum einen daran, dass die 
neuen AKP-Machthaber zunächst versuchten, 
ihren Einfluss und ihre Kontrolle über kleinere 
staatliche Organisationen wie die staatliche Ent
wicklungshilfeorganisation  – das Türkische 
Präsidium für Internationale Kooperation und 
Koordination (TİKA)  – zu erlangen, da in den 
großen Ministerialbürokratien weiterhin die alten 
kemalistischen Eliten fest verankert waren.11 So 
verwundert es nicht, dass der heutige Außen-
minister Hakan Fidan von 2003 bis 2007 der 
TİKA-Organisation vorstand und 2010 zum Lei-
ter des türkischen Inlandsgeheimdienstes MİT 
ernannt wurde. Unter Fidans Leitung vervier-
fachten sich die TİKA-Aktivitäten und dehnten 
sich insbesondere im Balkan und in Subsahara-
Afrika weiter aus. Insgesamt verfünffachte sich 
das Budget des TİKA von 2003 bis 2013 im Ver-
gleich zu den Jahren 1992 bis 2002.12

Demokratieförderung zählt 
nicht zum Portfolio staatlicher 
türkischer EZ.

Das TİKA ist nach eigener Aussage in 170 Län-
dern mit 63 Auslandsvertretungen aktiv.13 Sein 
Gründungszweck war die Koordinierung und 
Förderung der wirtschaftlichen, kommerziel
len, sozialen und kulturellen Zusammenarbeit 
mit Entwicklungsländern. Zudem wird die 
Lehre der türkischen Sprache im Ausland geför-
dert. Das TİKA wurde 1992 als Abteilung im 

Außenministerium gegründet und ist heute dem 
Ministerium für Kultur und Tourismus zugeord-
net. 

In den ersten zehn Jahren nach der Gründung 
von TİKA (1992 bis 2002) lag der Schwerpunkt 
auf der Zusammenarbeit mit den Turkstaaten in 
Zentralasien sowie mit Staaten mit turksprachi-
gen Minderheiten im Balkan. Die Türkei versteht 
sich hier als natürliche Schutzmacht und beglei-
tete die staatlichen Identitätsfindungsprozesse 
nach dem Zerfall der Sowjetunion mittels einer 
türkischen Sprach-, Kultur- und Religionspolitik. 
Ab 2002 begann unter den AKP-geführten Regie-
rungen die weltweite Ausdehnung der Aktivitä-
ten. Am bemerkenswertesten ist der Ausbau der 
türkischen Präsenz in Afrika. 

Inhaltlich lehnt sich das TİKA an die 17 Sustain-
able Development Goals der Vereinten Natio
nen von 2015 an.14 Es fördert Projekte in den 
Bereichen Infrastruktur, Verwaltungsaufbau, 
Polizeiausbildung, Gesundheit und Bildung bis 
hin zur Klimaadaption und der wirtschaftlichen 
und sozialen Inklusion marginalisierter Gruppen 
wie Frauen, der ländlichen Bevölkerung oder der 
Jugend.15 Das TİKA betreibt wie westliche Orga-
nisationen Krisen- und Konfliktmanagement 
und Statebuilding. Demokratieförderung oder 
politische Partizipation zählen hingegen nicht 
zu seinem Portfolio. 

Neben dem TİKA prägen zahlreiche weitere 
staatliche Institutionen die türkische internatio-
nale Zusammenarbeit. Zu den wichtigsten zählen 
das Sprach- und Kulturinstitut Yunus Emre,16 die 
Maarif-Stiftung, die Religionsbehörde Diyanet, 
das Präsidium für Auslandstürken und verwandte 
Gemeinschaften (YTB),17 die Katastrophen-
schutzbehörde (AFAD)18 sowie der halbstaatli-
che Türkische Rote Halbmond (Kızılay). Hinzu 
kommt ein enges und vernetztes Handeln des tür-
kischen Staats mit zahlreichen zivilgesellschaft-
lichen Organisationen. Bis 2016 galten die der 
Gülen-Bewegung nahestehenden Bildungsein-
richtungen und Organisationen als Vorfeld-Or-
ganisationen, um vor Ort wichtige Kontakte und 
Beziehungen zu knüpfen. Nach dem Putschver-
such von 2016 gewann der türkische Staat mehr 
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Regionale Schwerpunkte der 
Zusammenarbeit

Angestoßen vom damaligen Außenminister 
Ahmet Davutoğlu fand unter der AKP in der tür-
kischen Außenpolitik eine Rückbesinnung auf 
das Erbe des Osmanischen Reichs statt. Diese 
von manchen Beobachtern als „Neo-Osmanis-
mus“ beschriebene Ausrichtung schreibt der 
Türkei eine Rolle jenseits ihrer heutigen geogra-
fischen Grenzen zu und hat die außenpolitischen 
Beziehungen nach der Westausrichtung des 
Staatsgründers Atatürk und der kemalistischen 
Eliten erstmals nach Afrika, in den Nahen Osten 
und ins muslimische Asien diversifiziert.

Die historischen Beziehungen des Osmanischen 
Reichs werden als ideeller Anknüpfungspunkt 
genutzt. In Ländern, die sich ehemals im Ein-
flussbereich des Osmanischen Reichs befanden, 
sieht sich die Türkei im Besonderen zu Hilfs-
bereitschaft und Solidarität verpflichtet und 
betont die historisch-kulturellen, sprachlichen 
und religiösen Gemeinsamkeiten.22 Länder mit 
osmanischer Vergangenheit erhalten das Fünffa-
che an humanitärer Hilfe beziehungsweise Ent-
wicklungsgeldern. Zudem erhalten turksprachige 
muslimische Staaten doppelt so viel humanitäre 
Unterstützung wie andere muslimische Staaten.23

Mit den Staaten des Balkans unterhält die Tür-
kei enge bilaterale Beziehungen und betreibt 
eine auswärtige Kultur- und Religionspolitik. 
Hauptempfänger türkischer Entwicklungsgelder 
sind Bosnien-Herzegowina, Mazedonien, Kosovo 
und Albanien. Die Projekte umfassen Bildung, 
Gesundheit, Förderung von Kleinunternehmern 
sowie den Erhalt des osmanischen Erbes in der 
Region. Die Religionsbehörde Diyanet24 unter-
hält – mit Ausnahme Belgrads – in allen Haupt-
städten des westlichen Balkans ein Büro.

Im Kaukasus prägt die besondere Beziehung der 
Türkei zu Aserbaidschan (Prinzip „Eine Nation – 
zwei Staaten“) die türkische Regionalpolitik. 1991 
erkannte die Türkei rasch die Unabhängigkeit von 
Aserbaidschan, Armenien und Georgien an. Nach 
dem Zerfall der Sowjetunion wurde der Südkau-
kasus von der Türkei als Teil der turksprachigen 

Kontrolle über türkische Organisationen im Aus-
land. Die zahlreichen von der Gülen-Bewegung 
geführten Schulen und Bildungseinrichtungen 
im Ausland wurden von der dafür eigens gegrün-
deten staatlichen Maarif-Stiftung übernommen. 
Diese ist heute mit Schulen und weiterführenden 
Bildungseinrichtungen sowie Stipendienpro-
grammen in mehr als 60 Staaten präsent, darun-
ter in Afghanistan, Irak und Somalia.

Länder mit osmanischer 
Vergangenheit erhalten 
fünfmal mehr humanitäre 
Hilfe beziehungsweise 
Entwicklungsgelder.

Parallel zum Netz aus staatlichen und nichtstaat-
lichen Organisationen sind türkische export
orientierte Unternehmen, deren Inhaber oftmals 
der AKP oder einzelnen Regierungsmitgliedern 
nahestehen, wichtige Akteure des vernetzten 
Ansatzes. So ist der Schwiegersohn von Präsident 
Erdoğan, Selçuk Bayraktar, Chief Technology 
Officer des Drohnenherstellers und -exporteurs 
Baykar und eine der Schlüsselfiguren in der 
Forschung und Entwicklung von Drohnenpro-
grammen. Der Aufstieg zahlreicher mittelstän-
discher und exportorientierter Unternehmen in 
Anatolien Anfang der 2000er-Jahre („Anatolian 
Tigers“) begründete die wirtschaftliche Basis des 
AKP-Erfolgsmodells. Konservative Mittelständ-
ler und Unternehmer sind eine wichtige Wähler-
schaft der AKP-Führung und suchen fortlaufend 
nach neuen Absatzmärkten.19 Unter dem Schirm 
des konservativen AKP-nahen Unternehmerver-
bands MÜSİAD hatten sie eine Pionierrolle bei 
der Schaffung enger außenwirtschaftspolitischer 
Beziehungen.20 Als sich in Folge des Arabischen 
Frühlings 2011 die politischen Beziehungen 
mit vielen arabischen Staaten verschlechterten, 
wurde insbesondere Afrika als Absatzmarkt in 
den Blick genommen. Nach dem Putschversuch 
2016 erhielt zudem die türkische Rüstungsindus-
trie einen neuen Schub und suchte ebenso nach 
weiteren Absatzmärkten außerhalb der Türkei.21
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Welt und Brücke nach Zentralasien in den Blick 
genommen. In Aserbaidschan und Georgien hat 
sich der türkische Entwicklungsdienst TİKA als 
relevanter Akteur etabliert und fördert Projekte 
in den Bereichen Öffentliche Verwaltung, Justiz
aufbau, Infrastruktur, Sicherheit, Gesundheit, 
Bildung sowie für den Erhalt des Kulturerbes. 
Nach dem Krieg Russlands in Georgien 2008 
förderte TİKA dort den Wiederaufbau. 

Die Türkei hat ihre Präsenz in 
Afrika erheblich ausgebaut.

Die Staaten des Nahen und Mittleren Ostens 
erhalten den Großteil der türkischen humanitä-
ren Hilfe und Entwicklungsgelder. Hauptemp-

fänger sind Syrien, die palästinensischen Gebie
te, Irak und Libyen. In Syrien ist die Türkei mit 
Beginn des Bürgerkriegs 2011 zu einem der 
aktivsten politischen und humanitären Akteure 
aufgestiegen und gilt seit dem Sturz von Baschar 
al-Assad 2024 und dem anschließenden Rückzug 
Russlands sowie proiranischer beziehungsweise 
schiitischer Milizen als einer der einflussreichs-
ten Akteure. Bereits vor dem Regimesturz war 
die Türkei militärisch, humanitär und medial 
in Syrien präsent, beispielsweise mit einer Mili-
tärbasis in Dabiq, humanitären Organisationen 
wie dem Türkische Roten Halbmond und der 
Stiftung İHH sowie mit einem Büro der Anadolu 
News Agency in Azaz.

In den palästinensischen Gebieten verfolgt die 
Türkei eine Politik der Solidarität mit palästi-
nensisch-muslimischen Interessen und unter-

Exportschlager: Die Kampfdrohnen des Unternehmens Baykar erfreuen sich in vielen Ländern großer Beliebtheit. 
Verantwortlich für die Technologiesparte der Firma ist der Schwiegersohn des türkischen Staatspräsidenten. 
Foto: © İsmail Kaplan, Anadolu Agency, Imago. 
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abkommen. Empfängerländer türkischer Ent-
wicklungshilfe haben zudem in den Vereinten 
Nationen ein protürkisches Abstimmungsverhal-
ten gezeigt.28

Entwicklungspartnerschaften und Außenwirt-
schaftsförderung gehen Hand in Hand und 
begünstigen sich gegenseitig. Türkische Entwick-
lungshilfe und Handelsvolumen korrelieren posi-
tiv in den jeweiligen Ländern. Zudem werden 
türkische staatliche oder staats- beziehungsweise 
regierungsnahe Unternehmen in Wiederaufbau-
maßnahmen einbezogen, beispielsweise nach 
dem zweiten Bergkarabach-Krieg oder in Syrien 
nach dem Sturz des Assad-Regimes.

Besonders deutlich wird das positive Zusam-
menwirken von Entwicklungszusammenarbeit, 
Diplomatie und Exportförderung für türkische 
Unternehmen in Afrika. Das Foreign Economic 
Relations Board zur Koordinierung der türki-
schen privatwirtschaftlichen Beziehungen im 
Ausland unterhält 48 Business Councils in Afri-
ka.29 Im Vergleich dazu unterhält Frankreich 
mit Business France 13 Regionalbüros auf dem 
afrikanischen Kontinent. Die Türkei betrachtet 
Afrika als riesigen Absatzmarkt für türkische 
Unternehmer und Dienstleister, sei es im Bereich 
von Infrastruktur, Gastronomie und Hotellerie, 
Textil- und Möbelindustrie oder Rüstung und 
Verteidigung.30 Der türkische Staat unterstützt 
zudem politisch-strategisch seine Außenwirt-
schaft in Afrika. Türkische Visa sind für afri-
kanische Staatsbürger leicht zu erhalten; viele 
Länder erhalten Visafreiheit von der Türkei. 
2002 unterhielt die Türkei zwölf Botschaften in 
Afrika, heute sind es 44. Die halbstaatliche Flug-
linie Turkish Airlines fliegt 51 Ziele in 39 Staaten 
in Subsahara-Afrika an.31

Insbesondere in Afrika ergänzen sich geostra
tegisches, diplomatisches und entwicklungspo-
litisches Handeln der Türkei. Seit der Ausrufung 
eines „Afrika-Jahrs“ 2005 hat die Türkei sehr er
folgreich eine soft-power-Strategie auf dem Kon
tinent verfolgt. Gestützt wurde diese Strategie 
durch eine public-diplomacy-Kampagne der First 
Lady, Emine Erdoğan. Die First Lady hat ihren 
Ehemann in mehr als zwei Dutzend Länder in 

hält seit Langem gute Kontakte zum politischen 
Flügel der palästinensischen Terrororganisation 
Hamas. Seit dem Gazakrieg hat die Türkei ihre 
humanitäre Unterstützung in Gaza weiter ausge-
baut. Der Türkische Rote Halbmond, das TİKA, 
das türkische Gesundheitsministerium sowie 
verschiedene türkische NGOs organisieren in 
Gaza unter anderem Bargeldspendenaktionen 
sowie das Bereitstellen von Feldlazaretten, 
Medikamenten, Nahrungsmittelpaketen, Trink-
wasser, Kleidung, Hygieneartikeln sowie Benzin 
und Generatoren. Die konservativ-islamische 
und von der türkischen Regierung unterstützte 
İHH ist ein Schlüsselakteur in Gaza. Über ihr 
dortiges Büro organisiert die İHH Hilfsflotten-
lieferungen. Sie stand wiederholt in der Kritik, 
mit islamistischen Gruppen zusammenzuarbei-
ten.25

In Afrika hat die Türkei ihre Präsenz über die ver-
gangenen zwanzig Jahre erheblich ausgebaut und 
diversifiziert und ist zu einem sichtbaren Akteur 
und Investor in den Bereichen Diplomatie, Ent-
wicklungszusammenarbeit, humanitäre Hilfe 
sowie Sicherheit und Verteidigung geworden. 
Der türkische Entwicklungsdienst TİKA unter-
hält 18 Auslandsbüros in Subsahara-Afrika. Die 
staatliche Maarif-Stiftung unterhält 160 Schu-
len in 25 Staaten in Subsahara-Afrika, die meis-
ten davon in Westafrika (besonders Mali). Das 
Yunus-Emre-Institut unterhält Zentren in neun 
afrikanischen Staaten. 

Zusammenspiel von humanitärer 
Hilfe, Außenwirtschaftsförderung 
und regionalen Interessen

Entwicklungszusammenarbeit und humani-
täre Hilfe haben in den vergangenen zwei Jahr-
zehnten dazu beigetragen, die Türkei weltweit 
als anerkannten Geberstaat zu etablieren, und 
dienen der Türkei beim nation branding. Sie 
gelten als wichtiger Beitrag zur Steigerung 
der türkischen soft power in verschiedenen 
Weltregionen.26 Die zivile und humanitäre 
Zusammenarbeit sowie eine aktive (Friedens-)
Diplomatie27 ebnen oftmals den Weg für weitere 
vertiefte Beziehungen bei Handel, Energie oder 
im Bereich von Rüstungs- und Verteidigungs-
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Subsahara-Afrika begleitet und 2016 ein „Afri-
ka-Haus“ in Ankara zur Förderung afrikanischer 
Unternehmerinnen eröffnet. In jüngster Zeit ist 
in der türkischen Afrikapolitik eine Rüstungs
exportstrategie hinzugekommen, die den Verkauf 
türkischer Rüstungsartikel, insbesondere des 
Verkaufsschlagers – der Bayraktar-TB2-Drohne 
des Herstellers Baykar – auch als politisches Kapi-
tal nutzt („Drohnen-Diplomatie“). Mit mehr als 
30 afrikanischen Staaten hat die Türkei bilate-
rale Sicherheits- und Verteidigungsabkommen 
abgeschlossen. In 21 afrikanischen Staaten führt 
die Türkei militärische Ausbildungsmissionen 
durch.32

„Istanbul“ ist heute  
ein weiblicher Vorname  
in Somalia.

Somalia, Syrien, Libyen, Sudan oder Afghanis-
tan sind prominente Beispiele, bei denen die 
Türkei ein besonders hohes Maß an humanitä-
rem, entwicklungspolitischem wie auch diplo-
matischem, wirtschaftlichem und militärischem 
Engagement gezeigt hat. Die Beispiele Soma-
lia und Afghanistan verdeutlichen zum einen, 
wie humanitäre Hilfe den Weg zu vertieften 
strategischen Beziehungen ebnen kann, und 
zum anderen, wie die Türkei als muslimisches 
NATO-Mitglied eine Brückenfunktion einneh-
men kann.

Die Türkei als wichtigster humanitärer 
Geber, Sicherheitspartner und Investor  
für Somalia

Die Türkei zeigte während der humanitären 
Krise 2011 als eines der ersten Länder Präsenz in 
und Solidarität mit Somalia. Die medial beglei-
teten Staatsbesuche von Präsident Erdoğan ab 
2011 ebneten den Weg für eine bis heute ein-
malige Partnerschaft zwischen der Türkei und 
Somalia. Somalia ist heute das „Eingangstor“ 
der Türkei nach Afrika. Die Türkei ist Soma-
lias größter Hilfsgeber, Partner und Investor. 
Das TİKA-Büro in Mogadischu implementiert 

mannigfache Projekte im Bereich Infrastruktur, 
Bildung und Gesundheit. 2011 wurde die seit 
dem Bürgerkrieg 1991 geschlossene türkische 
Botschaft in Mogadischu wieder eröffnet, 2014 
das Generalkonsulat in Hargeisa. Umfangreiche 
Stipendienprogramme für somalische Studie-
rende, Direktinvestitionen und eine türkische 
Diaspora bestehend aus Geschäftsleuten, Ärz-
ten, Ingenieuren und Entwicklungshelfern haben 
zwischenmenschliche Beziehungen geschaffen, 
die kulturellen Einfluss und soft power der Türkei 
in Somalia begründen. „Istanbul“ ist heute ein 
weiblicher Vorname in Somalia.33

Seit 2017 unterhält die Türkei in Mogadischu 
ihre größte militärische Auslandsbasis (Camp 
Turksom) zur Ausbildung somalischer Sicher-
heitskräfte und strebt eine Marinebasis in Ost-
afrika an. Der internationale Flughafen, der 
Seehafen sowie wichtige Hotels und Kranken-
häuser in Mogadischu werden von türkischen 
Unternehmen betrieben. Ende 2024 kündigte die 
Türkei den Bau eines Weltraumhafens in Soma-
lia für Raketentests an.34 Seit 2020 bekundet die 
Türkei Interesse, Somalias Offshore-Ölfelder zu 
erschließen.

Auf diplomatischer Ebene agiert die Türkei als 
Gesprächsvermittler in regionalen Konflikten. 
Seit 2013 vermittelt die Türkei Gespräche zwi-
schen Somalia und der abtrünnigen, autonomen 
Region Somaliland und nimmt seitdem eine pro-
minente Rolle im somalischen Friedensprozess 
ein. Zwischen Somalia und Äthiopien erreichte 
die türkische Gesprächsvermittlung im Dezem-
ber 2024 mit der Ankara-Deklaration eine erste 
Annäherung beider Staaten.

Mit dem zunehmenden politischen, geoöko-
nomischen und militärischen Engagement der 
Türkei am Horn von Afrika mehren sich jedoch 
auch Widerstände und Kritik. Ein Vertrag der 
Turkish Petroleum Corporation mit der Somali 
Petroleum Authority von Juli 2024 zur Förderung 
von Somalias Öl- und Gasvorkommen führte zu 
heftiger Kritik und Widerständen in Somalia.35 
Seit 2013 wurden zudem türkische Interessen 
und Einrichtungen wiederholt zum Ziel der Ter-
rororganisation Al-Shabaab.
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45 Schulen, darunter zahlreiche Mädchenschulen 
und Bildungsprogramme für Frauen, und vergab 
insgesamt mehr als 4.000 Stipendien an afgha-
nische Studierende.36

Als einziges muslimisches NATO-Mitglied nutzte 
die Türkei zudem ihre Rolle, um sich als Vermitt-
ler in den afghanischen Friedensverhandlungen 
anzubieten („Istanbul-Prozess“) und genoss 
Dank ihrer engen Verbindungen nach Katar 
vertrauensvolle Gesprächskanäle zur damals in 
Doha ansässigen Taliban-Führung. Turkish Air-
lines bot während des zwanzigjährigen Kriegs 
eine der wenigen internationalen Flugver-
bindungen nach Afghanistan an, auf die viele 
ausländische Hilfsorganisationen für ihre Ope-
rationalität im Land angewiesen waren. Nach der 
Taliban-Machtübernahme hielt die Türkei ihre 

Die Türkei als muslimisches NATO-Mitglied 
und Gesprächsvermittler für Afghanistan

Die Türkei war bis zur Taliban-Machtübernahme 
2021 NATO- und Entwicklungspartner der af
ghanischen Regierungen. Sie zählte mit den 
USA, Deutschland, Italien, dem Vereinigten 
Königreich, Georgien und Rumänien bis zuletzt 
zu den größten NATO-Truppenstellern im Land. 
Trotz ihrer militärischen Präsenz war die Türkei 
bemüht, als möglichst zivil und kultursensibel 
wahrgenommen zu werden. Die von der Türkei 
anfangs verantworteten Provincial Reconstruc-
tion Teams (PRT) der NATO in den Provinzen 
Wardak und Jawzan wurden als einzige PRTs von 
zivilen Diplomaten geleitet. Die Türkei betrieb 
in Afghanistan zudem ihr größtes Entwick-
lungsprogramm. Die Maarif-Stiftung unterhielt 

Wichtigster Partner für Mogadischu: Präsident Recep Tayyip Erdoğan mit seinem somalischen Amtskollegen 
Hassan Sheikh Mohamud im Juni 2022. Foto: © Murat Kula, Anadolu Agency, Imago.
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Botschaft in Kabul offen und unterhält heute 
neben China, Russland, Japan und Indien politi-
sche Beziehungen zur Taliban-Regierung.

Bilanz der internationalen Zusammenarbeit

Mit neuen, aufstrebenden Gebern wie China, 
Indien, den arabischen Golfstaaten oder Brasi-
lien gibt es heute deutlich mehr Wettbewerb auf 
den internationalen Gebermärkten. Die Türkei 
hat es verstanden, ihre Rolle als humanitärer 
und entwicklungspolitscher Geber zu nutzen, 
um ihre globale Rolle auszubauen und regionale 
Interessen zu sichern. Nicht zu unterschätzen 
für den türkischen Einfluss sind zudem türki-
sche Stipendienprogramme, ein weites Netz an 
Direktflügen durch die halbstaatliche Fluglinie 
Turkish Airlines sowie Direktinvestitionen, die 
einen unmittelbaren Nutzen für die lokale Bevöl-
kerung versprechen.

Auf dem Aid Transparency 
Index lag die türkische  
TİKA-Behörde 2022 auf  
Platz 49 von 50.

Die Türkei scheint auf den ersten Blick deutlich 
besser den Zeitgeist in den internationalen Bezie-
hungen zu verkörpern, indem sie das Bedürfnis 
im „Globalen Süden“ nach „mehr Augenhöhe“ 
und „Win-win-Beziehungen“ statt westlicher 
Wertepolitik und „Bevormundung“ bedient. In 
vielen Partnerländern erfährt die Türkei deutlich 
mehr Akzeptanz und Wohlwollen als westliche 
Geberstaaten oder auch China. Sie hat insbeson-
dere vom Ansehensverlust des Westens sowie 
von der steigenden Skepsis gegenüber China im 
Zeitalter von Postkolonialismus, multipolaren 
Bündnissen, aufsteigenden Regionalmächten 
und zunehmenden Wohlstandsansprüchen der 
südlichen Länder profitiert.

Trotz der teils beachtlichen soft power, die 
die Türkei in vielen Weltregionen erlangt hat, 
steht das türkische Engagement ebenso vor 
Herausforderungen. Die seit 2018 anhaltende 

Wirtschafts- und Inflationskrise in der Türkei 
schmälert die finanziellen Möglichkeiten. Eine 
strukturelle Schwäche der türkischen Entwick
lungszusammenarbeit bleibt die geringe ODA-
Transparenz. Auf dem Aid Transparency Index 
lag das TİKA 2022 auf Platz 49 von 50.37 Nicht 
immer lässt sich daher klar erkennen, was Rhe-
torik beziehungsweise nation branding und was 
Wirklichkeit ist.

Das gestiegene militärische Engagement der 
Türkei wie in Syrien, Libyen, im Irak oder Sudan, 
eine aktive Außenwirtschaftspolitik zur Siche-
rung von Rohstoffen und Absatzmärkten sowie 
das Fördern bestimmter religiöser beziehungs-
weise politischer Gruppen können zudem ver-
mehrt Widerstände und Konflikte hervorrufen 
und die Glaubwürdigkeit als neutraler Geber 
untergraben. Die Türkei ist längst nicht mehr nur 
ein humanitärer Akteur, sondern konkurriert in 
vielen Weltregionen mit weiteren Akteuren um 
politischen und wirtschaftlichen Einfluss. Eine 
politische, militärische und geoökonomische Prä-
senz erzeugt zwangsläufig auch politische Wider-
stände. Trotz dieser Herausforderungen wird der 
Einfluss der Türkei an der Schnittstelle zwischen 
Asien, Europa und Afrika weiter steigen.

Angesichts des gestiegenen Einflusses der Türkei 
in vielen Weltregionen kann Deutschland Leh-
ren aus den Stärken wie auch Schwächen des 
türkischen Modells ziehen. Deutschland sollte in 
seiner internationalen Zusammenarbeit stärker 
auf marktwirtschaftliche Ansätze, Handels- und 
Investitionsförderung setzen, um Beziehungen 
mit Win-win-Charakter zu schaffen, statt Hilfs-
wirtschaft und Geber-Nehmer-Abhängigkeiten 
zu verstetigen. Echte lokale Eigenverantwortung 
lässt sich nicht mit Transferleistungen etablieren. 

Eine Politik auf Augenhöhe heißt zudem nicht, 
dass Deutschland seine nationalen Interessen 
zurückstellen muss. Stattdessen müssen die ver-
schiedenen Bereiche der auswärtigen Beziehun-
gen wie Diplomatie, Sicherheit und Verteidigung 
sowie wirtschaftliche und entwicklungspolitische 
Zusammenarbeit strategisch zusammen gedacht 
werden. In einem Einsatzkontext müssen oft-
mals eine Vielzahl an nationalen Interessen in 
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den Blick genommen werden, wie Landes- und 
Bündnisverteidigung, Desinformations-, Krimi-
nalitäts- und Terrorismusbekämpfung, Schutz 
von Lieferketten, Absatzmärkten und Auslands
investitionen, Energie- und Rohstoffsicherheit, 
Schutz der Ökosysteme sowie Migrationssteue-
rung.

Deutschland muss sich seiner Außenwirkung in 
der jeweiligen lokalen Öffentlichkeit bewusst 
sein. Mit Lokalkompetenz und kulturellem Ge
spür kann die internationale Zusammenarbeit 
besser örtliche Befindlichkeiten berücksichti-
gen. Eine Übertragung der gesellschaftspoli-
tischen Diskurse aus Deutschland auf andere 
Staaten und Gesellschaften scheitert entweder 
an fehlender Resonanz oder erzeugt schlimms-
tenfalls Ablehnung. Internationales Engagement 
erfährt insbesondere dann Akzeptanz, wenn der 
lokalen Bevölkerung praktische und spürbare 
Verbesserungen geboten und eigene Werte 
nicht in den Mittelpunkt gestellt werden.38 Das 
Spannungsfeld zwischen Werten und Interessen 
wird dabei – anders als vom türkischen Modell 
suggieriert – nicht gänzlich aufgehoben werden 
können. Ein pragmatischer, weniger ideologisch 
aufgeladener und in manchen Themen politisch 
zurückhaltender Ansatz könnte jedoch erfolgver-
sprechender sein. 
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auf dem gesamten Subkontinent stehen, ist ein Hinweis 
auf den Erfolg jener Staaten.

Deutschland kann stellenweise von außereuropäischen 
Akteuren lernen und sich an anderen Stellen positiv von 
ihnen abgrenzen – beispielsweise durch eine Betonung 
von transparenten Kooperationsbedingungen, fairen 
Wirtschaftsbeziehungen sowie ökologisch und gesell­
schaftlich nachhaltigen Projekten.

Ein „trumpscher Rückzug“ aus dem Engagement in 
Subsahara-Afrika wäre ein katastrophales Signal im 
Systemkonflikt und würde Deutschland wichtige 
internationale Partnerschaften und wirtschaftliche 
Entwicklungschancen nehmen.

Externe Akteure in 
Subsahara-Afrika
Herausforderungen und Lehren für Deutschland

Auf einen Blick

Die Deutsche Entwicklungszusammenarbeit steht unter 
Finanzierungs- und Rechtfertigungsdruck, zugleich 
ringt man in Europa mit einer Neuausrichtung der 
Beziehungen zum Nachbarkontinent Afrika.

China, die Golfstaaten und andere gehen erfolgreich 
neue Wege in der Zusammenarbeit mit Staaten in 
Subsahara-Afrika. Ein großes Augenmerk legen sie 
auf Infrastrukturfinanzierung und -entwicklung. Die 
deutlich höhere Geschwindigkeit und Flexibilität dieser 
Geber werden sehr positiv wahrgenommen.

Besonders Russland, aber auch China sehen Subsahara- 
Afrika als wichtigen Schauplatz im Systemkonflikt und  
fördern aktiv illiberale Ideen und antiwestliche Narrative.  
Der Druck, unter dem pluralistische Gesellschaftsmodelle  
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„Was wir da machen, bringt niemandem etwas“1, 
so US-Präsident Donald Trump über die Arbeit 
der United States Agency for International Deve
lopment (USAID) – eine Einschätzung, die auch 
hierzulande im Kontext der Debatte über Sinn-
haftigkeit und Notwendigkeit von Projekten der 
deutschen Entwicklungszusammenarbeit (EZ) 
aufhorchen ließ.

Mit großem Eifer stellen rechtspopulistische Ak
teure die Entwicklungszusammenarbeit in ihrer 
Gesamtheit infrage. Projekte wie die berüchtigten 
Radwege in Peru machen ihnen die Kritik beson-
ders einfach. Während China Straßen, Kraftwerke 
und Eisenbahnstrecken baut, baut Deutschland 
Radwege. Die deutsche EZ erweckt so den Ein-
druck, sie diene eher einer Art aktivistischer 
Selbstverwirklichung als tatsächlichen Bedürf-
nissen der Partnerländer. Was wird mit derarti-
gen Ausgaben deutscher Steuergelder überhaupt 
erreicht? Auch wenn die Kritik oft oberflächlich 
bleibt, so ist die Frage nach der Effizienz und 
Effektivität der deutschen EZ dennoch gerecht-
fertigt, vor allem angesichts schwindender Spiel-
räume im Bundeshaushalt. Die Kritik verkennt 
dabei allerdings oft das strategische und geopoliti-
sche Potenzial der EZ. Mit Blick auf die sich rapide 
wandelnden geopolitischen Realitäten scheint 
eine Nachjustierung dennoch unausweichlich. 
Gerade die Forderung nach einer stärker interes-
sengeleiteten EZ und einer besseren Einbindung 
der Außenwirtschaftsförderung in eine ganzheitli-
che Strategie werden in der Debatte immer wieder 
vorgetragen. Aktuell scheint der deutsche Blick auf 
Afrika von einer überholten Hilfslogik dominiert. 
Und während Deutschland mit der Frage ringt, 
ob und wie man sich zukünftig engagieren sollte, 
erschließen andere Akteure lukrative Potenziale 
und gewinnen an Einfluss. 

Kurzprofile ausgewählter Akteure 

China 

In den vergangenen Jahren hat kaum ein Land 
so viel Aufmerksamkeit durch seine internatio
nalen Kooperationen erhalten wie China. Die 
vor allem zu Beginn der Belt and Road Initia-
tive (BRI) großvolumigen Investitionen weckten 
Hoffnungen auf schnelle und unkomplizierte In
frastrukturentwicklung, während bereits nach 
kurzer Zeit aus dem Westen vor untragbarer 
Verschuldung in den Empfängerländern gewarnt 
wurde. Nachdem es bei einigen Leuchtturmpro-
jekten, zum Beispiel auf Sri Lanka, zu Verschul-
dungsproblemen kam, bemühte China sich um 
Schadenskontrolle. Inzwischen setzt man ver-
mehrt auf kleinere und finanziell nachhaltigere 
Projekte. Anlass für Bewunderung, aber auch 
Kritik ist unterdessen die beachtliche Einbin-
dung der chinesischen Wirtschaft in die Projekte. 
Neben Infrastrukturentwicklung trifft dies vor 
allem auch auf die Gewinnung strategischer Res-
sourcen zu, bei denen China seine Marktmacht 
gezielt ausbaut.

Besonders gut ist China darin, sein Auftreten auf 
der Weltbühne mit Imagekampagnen und starken 
propagandistischen Narrativen zu begleiten, die 
besonders im sogenannten Globalen Süden ver-
fangen. Auch die Ankündigung, bei Importen aus 
Afrika Zollfreiheit zu gewähren, hat das Potenzial, 
Chinas Image als verlässlicher Partner Afrikas zu 
festigen, ganz im Gegensatz zum Agieren der 
Trump-Administration und den Unsicherheiten 
rund um deren Zollpolitik. Bei alledem verfolgt 
China, trotz eigener verworrener institutioneller 
Strukturen, eine relativ kohärente Strategie: die 
Ablösung der liberalen internationalen Ordnung. 
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dazu auch diverse dubiose Militärabkommen, 
Waffenlieferungen, Söldnereinsätze und gezielte 
Elitenbeeinflussung.

In Ermangelung wirtschaftlicher Stärke verfolgt 
Russland Strategien, die mit geringem Mittelein-
satz zu viel Einfluss verhelfen. Ähnlich wie China 
hat Russland wenig Interesse an Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit. Im Gegenteil: Autokratie-
förderung zählt zu den zentralen Motiven des 
Engagements. Russland setzt auf Instabilität und 
Konflikte, Korruption und rechtliche Grauzonen, 
um sein Geschäft zu betreiben.

Russlands Hauptmotive sind geopolitische Ziele: 
die Förderung einer multipolaren Weltordnung, 
das Verdrängen westlichen Einflusses und die 
Sicherung strategischer Ressourcen. In Zeiten 
zunehmender Isolation sucht Moskau aggressiv 
nach neuen Verbündeten. Besonders erfolgreich 
nutzt Russland dabei Instrumente der Propa
ganda und Desinformation, setzt auf bestehende 
antiwestliche Stimmungen, um diese weiter 
anzuheizen und sich als bessere Alternative zu 
präsentieren. 

Dabei geht China Jahr für Jahr selbstbewusster vor 
und errichtet weltweit zunehmend Infrastruktu-
ren, die sowohl zivil als auch militärisch genutzt 
werden können – sogenannte Dual-Use-Struktu-
ren –, um sich auch für eine militärische Macht-
projektion strategisch zu positionieren. 

Autokratieförderung zählt zu 
den zentralen Motiven des 
russischen Engagements.

Russland 

Russland hat in den vergangenen Jahren wohl 
den bemerkenswertesten Ausbau des Engage-
ments in Afrika betrieben. Mit Blick auf Handel 
und Investitionen bleibt Russland nach wie vor 
ein kleiner Akteur. Doch mit seinem besonde-
ren Instrumentenkasten hat das Land deutlich 
an Relevanz und Einfluss gewonnen. Dessen 
Elemente sind vielfältig: Neben klassischer Di
plomatie und Wirtschaftskooperationen zählen 

Zukunft ungewiss: Drastische Kürzungen in der US-Entwicklungszusammenarbeit treffen nicht zuletzt den 
afrikanischen Kontinent hart. Foto: © Ximena Borrazas, Middle East Images, Imago.
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Im Bereich Wirtschaft und Handel fokussiert sich 
Russland neben Waffenverkäufen – Russland ist 
weiterhin der wichtigste Waffenexporteur für 
Afrika2 – vor allem auf Energie und den extrak-
tiven3 Sektor. Zunehmende Investitionen im 
Energiesektor signalisieren dabei eine strategi-
sche Ausrichtung auf die Sicherung langfristiger 
Energiepartnerschaften mit rohstoffreichen afri-
kanischen Ländern. 

Golfstaaten 

Bei den externen Akteuren spielen auch die 
Golfstaaten Saudi-Arabien und die Vereinig-
ten Arabischen Emirate eine immer größere 
Rolle. Neben klassischem sicherheits- und 
entwicklungspolitischem Engagement haben 
strategische wirtschaftliche Investitionen in 
den vergangenen Jahren massiv zugenommen. 
Getrieben von der Notwendigkeit der Diversifi-
zierung weg von fossilen Brennstoffen und dem 
Ringen um geopolitischen Einfluss verfolgen 
die beiden Länder aggressive und großvolumige 
Investitionsstrategien. Gemeinsam haben die 
Golfstaaten (inkl. Katar) in den Jahren 2022 
und 2023 fast 113 Milliarden US-Dollar an 
ausländischen Direktinvestitionen auf dem 
afrikanischen Kontinent getätigt – mehr als im 
gesamten Jahrzehnt davor.4 Die Investitionen 
konzentrieren sich auf strategisch bedeutende 
und wachstumsstarke Sektoren, insbesondere 
Energie, Infrastruktur und Bergbau. Die Golf-
staaten machen sich das Streben afrikanischer 
Länder nach einer Diversifizierung ihrer Part-
nerstrukturen zunutze und füllen Kapitallücken, 
die von anderen internationalen Akteuren 
hinterlassen werden. Einerseits bieten sie im 
Vergleich zu westlichen Partnern wesentlich 
flexiblere, schnellere und risikoaffinere Finan-
zierungen an. Andererseits gibt es Kritik an der 
Undurchsichtigkeit vieler Investitionen sowie 
Sorgen vor neuen extraktiven Beziehungen und 
Abhängigkeiten.

Türkei

Als aufstrebende Mittelmacht sieht sich die 
Türkei, deren wachsendes Engagement in 
Afrika im Kontext des Kampfes um regionale 

Vormachtstellung und Profilierung als Global 
Player gesehen werden muss. Es zeichnet sich 
vor allem durch rasantes Wachstum des Handels
volumens, Ausweitung der diplomatischen Prä-
senz und zahlreiche Infrastrukturprojekte aus. 
Das türkische Handelsvolumen mit Afrika stieg 
zwischen 2003 und 2023 von 1,35 auf 12,4 Mil-
liarden US-Dollar.5 Turkish Airlines hat sein 
Netzwerk massiv ausgebaut.6 Die Präsenz türki-
scher Unternehmen auf dem Kontinent wächst 
ebenfalls signifikant, auch dank gemeinsamer 
Business Councils, die die Türkei mit 45 afrika-
nischen Ländern eingerichtet hat.7 

Die Türkei verbindet häufig Wirtschaftsbezie-
hungen und militärische Kooperation, unter 
anderem durch den Einsatz privater Sicherheits-
unternehmen und Waffenverkäufe. Sie liefert 
kostengünstige Verteidigungsausrüstung und 
hat sich zum viertgrößten Waffenexporteur in 
Richtung Afrika entwickelt.8 

Ihren Status als „Nebenakteur“ weiß die Türkei 
geschickt zu nutzen, konzentriert sich im Schat-
ten der großen Geber auf gezielte Investitionen 
in Kerninteressengebiete und präsentiert sich als 

„neutraler“ und historisch unbelasteter Partner 
in Afrika.

USA

Wandel und Ungewissheit prägen das Engage-
ment der Vereinigten Staaten, dem traditionell 
einflussreichsten externen Akteur auf dem afri-
kanischen Kontinent. Die USA verlagern ihre 
Strategie von einem hilfeorientierten zu einem 
investitionsgeleiteten Ansatz, der auf den Pri-
vatsektor als Wachstums- und Entwicklungs-
motor setzt. Während diese Entwicklung schon 
seit vielen Jahren erkennbar ist, gewinnt sie 
unter der Trump-Administration an Dynamik – 
und Ungewissheit. Die drastischen Kürzungen 
der USAID-Programme gefährden wichtige 
Entwicklungsfortschritte in vielen afrikani-
schen Ländern, erhöhen die Volatilität, eröffnen 
Räume für andere Akteure und schwächen ein 
wichtiges Instrument der US-amerikanischen 
soft power. Hinzu kommen die direkten und indi-
rekten Auswirkungen der erratischen Zollpolitik 
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Motive / Ziele des Engagements  
in Subsahara-Afrika

Instrumente / Modalitäten

C
h

in
a

Wirtschaft 
Ressourcen- und Marktzugang
Geopolitik 
Schauplatz im Systemwettbewerb | Stärkung 
illiberaler Gesellschaftsmodelle | Beeinflus­
sung von Eliten | Regimesicherheit 
Sicherheit 
Stabilität für Investitionen | Festigung der 
Rolle als Global Player

Keine Konditionalitäten („no strings attached“) | 
Fokus auf Ausbau des Handelsnetzwerks | 
Verknüpfung mit BRI-Strategie | Kredite (historisch: 
schuldenfinanzierte Infrastruktur, aktuell: Übergang 
zu kleineren Projekten)  | Privatsektorinvestitionen | 
Zollbefreiungen | Waffenhandel | Militärausbildung | 
Teilnahme an UN-Missionen | Beeinflussung politi­
scher Parteien und Eliten | Beeinflussung der öffent­
lichen Meinung | Dual-Use Strukturen für militärische 
Machtprojektion

R
u

ss
la

n
d

Wirtschaft 

Ressourcenzugang | Waffenhandel | 
Begrenztes Volumen

Geopolitik 

Schwächung des Westens | Großmacht­
streben | Hybride Kriegsführung | Förderung 
autoritärer Regime | Multipolarität

Sicherheit 

Regimeschutz | Destabilisierung l Militari­
sierung

Keine Konditionalitäten | Paramilitärische Kräfte 
(Africa Corps, früher: Wagner-Gruppe) | Unter­
stützung autoritärer Regime | Militärausbildung | 
Rohstoffdeals (u. a. Waffen für Gold) | Wirtschafts­
abkommen | Desinformationskampagnen (auch 
gezielt zu Wahlen)

G
o

lf
st

a
a

te
n

Wirtschaft 

Wirtschaftliche Diversifizierung | Energie­
sicherheit | Post-carbon-Strategien

Geopolitik 

Strategischer Einfluss | Neue Partner | 
Sicherung von Handelsrouten

Sicherheit 

Schutz von Investitionen

Fokus auf attraktive Investitionsmodelle | 
Staatsfonds-Investment, Kredite | Blended finance 
und public-private partnerships | Sicherheits­
kooperation (in begrenztem, aber wachsendem 
Maße)

T
ü

rk
e

i

Wirtschaft 

Energiesicherheit | Marktzugang

Geopolitik 

Etablierung als Mittelmacht | Afro-eurasische 
Achse | Großmachtstreben

Sicherheit

Militärkooperation | Waffenhandel

Hauptfokus auf wachsenden Handel | Strategische 
Investitionen | Militärkooperation, Verteidigungs­
abkommen | Konfliktdiplomatie (Mediations­
bemühungen) | Kultur-, Bildungs- und Medienarbeit | 
Religiöse Netzwerke | Wachsende diplomatische 
Präsenz | Turkish-Airlines-Flugnetz als strategisches 
Element | Humanitäre Hilfe (in begrenztem Umfang)

U
S

A

Wirtschaft 

Ressourcen- und Marktzugang | Sicherung 
von Lieferketten

Geopolitik 

Demokratieförderung | Dominanz des Westens

Sicherheit 

Terrorismusbekämpfung | Stabilität | Einfluss 
durch Militärpräsenz

Graduelle Abwendung von der Hilfslogik | Fokus auf 
Handel (AGOA, Prosper Africa, Unterstützung für 
AfCFTA) | Förderung von Privatsektorinvestitionen | 
Unter Trump: transaktionale Deals, umfangreiches 
Engagement im Sicherheitssektor, nach wie vor 
führende diplomatische Präsenz, Entwicklungs­
finanzierung | In reduziertem Umfang: klassische 
Entwicklungsprojekte, humanitäre Hilfe, Demokra­
tieförderung

Übersicht: Ansätze und Motive ausgewählter Akteure
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auf afrikanische Länder und deren Wirtschafts-
beziehungen zu den USA.

Inwiefern zukünftige Instrumente des Engage-
ments kohärent zum Einsatz kommen werden, ist 
noch nicht absehbar. Auch die Zukunft des Ende 
September 2025 auslaufenden African Growth 
and Opportunity Act (AGOA)9, einem zentralen 
und erfolgreichen Element der Handelsförderung, 
ist ungewiss. Präsident Trump interessiert sich 
offensichtlich nur punktuell für Afrika, und zwar 
dann, wenn er transaktionale „Deals“ umsetzen 
kann. Ein Beispiel dafür ist das Ende Juni 2025 
von den USA vermittelte Friedensabkommen 
zwischen Ruanda und der Demokratischen Repu-
blik Kongo. Man bekomme im Gegenzug Zugriff 
auf eine Menge mineralischer Bodenschätze im 
Kongo, verkündete Trump stolz.10

Der Wettlauf um Rohstoffe 
birgt das Risiko eskalierender 
Konflikte und überforderter 
Governance-Strukturen. 

Mit oder ohne kohärente Strategie: Der Konti-
nent ist strategisch wichtig für die USA. Das gilt 
natürlich auch für das militärische Engagement, 
welches neben der Bekämpfung von Sicher-
heitsrisiken und der Förderung von Stabilität 
auch explizit die Eindämmung der militärischen 
Expansion Chinas als Ziel verfolgt.

Konkurrierende Ansätze:  
Unterschiede und Gemeinsamkeiten

Ein Überblick des Engagements ausgewählter 
Akteure zeigt eindeutige Trends und Prioritäten 
auf. Die strategische Positionierung und Einfluss-
nahme im geopolitischen Wettstreit sind zentrale 
Motive aller Akteure. Auch das Interesse an ver-
stärktem Handel und Zugang zu Rohstoffen ist 
Antrieb aller Akteure. Bei der Jagd nach Boden-
schätzen und Seltenen Erden ist die Gefahr 
groß, dass sich die Konkurrenz zunehmend 
konfliktiv auflädt und bestehende Governance-
Strukturen überfordert. Beim Engagement im 

Sicherheitssektor zeigen sich größere Unterschie
de und teilweise konträre Ansätze. 

Besonders aber fallen die Unterschiede bei der 
Werteorientierung auf. Während Deutschland 
und andere westliche Partner oft wertebasier-
tes Engagement mit entsprechenden Auflagen 
voranstellen, drängen afrikanische Länder auf 
schnellen Zugang zu Finanzmitteln und Infra-
struktur ohne wahrgenommene externe Ein-
mischung in ihre souveränen Entscheidungen. 
Dies macht Ansätze mit (vermeintlich) keinen 
oder wenigen Bedingungen attraktiver und ver-
schafft Akteuren wie China und der Türkei, die 
zumindest vorgeben, das Prinzip der Nicht-Ein-
mischung zu beachten, einen Vorteil. 

Ein weiterer zentraler Aspekt sind groß ange-
legte Infrastruktur- und Energieinvestitionen. 
China investiert zum Beispiel massiv in Verkehrs
infrastruktur, Wasserkraft und andere Energie-
projekte. Die Golfstaaten stecken Milliarden in 
erneuerbare Energien, Häfen und Bergbau, auch 
die Türkei baut an Flughäfen, Straßen und Kraft-
werken mit. Die Bereitstellung von Infrastruk-
tur und Energielösungen schafft Grundlagen 
für Wirtschaftsentwicklung in den Zielländern, 
erleichtert Handel und sichert langfristigen wirt-
schaftlichen Einfluss. Bei den afrikanischen Part-
nern finden derartige Projekte großen Anklang 
und stärken die Sichtbarkeit des Engagements. 
Das deutsche Engagement dagegen ist oft zu 
fragmentiert, bürokratisch und wenig promi-
nent. Ein Fokus auf sichtbare, transformative 
Großprojekte wäre nur über umfassende, inte-
grierte Investitionsansätze denkbar.

Obwohl der Wettbewerbsgedanke wohl allen 
Akteuren eigen ist, zeichnen sich Russland und 
China hier durch eine besondere Vehemenz aus. 
Ihnen geht es nicht nur um die eigene Attrakti-
vität und Wettbewerbsfähigkeit. Die bewusste 
Schwächung und Diskreditierung westlicher 
Akteure ist ein strategisches Element des eige-
nen Engagements. Und doch muss hier auch 
eine Unterscheidung vorgenommen werden: 
Während China ein Interesse an Stabilität hat, 
auch im Sinne von Investitionsschutz, setzt Russ-
land, in Ermangelung wirtschaftlicher Stärke, oft 
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Während jene Akteure also die Relevanz Afri-
kas erkannt haben, wird das deutsche und teil-
weise auch das europäische Engagement noch 
immer durch eine vor allem humanitäre Linse 
betrachtet. Diese Grundhaltung in der EZ wird 
weder der agency afrikanischer Gesellschaften 
noch unseren strategischen Interessen gerecht. 
Fragmentierte Ansätze und Projekte, fast immer 
ohne Strahlkraft, häufig ohne wahrgenommene 
Relevanz, und ein stiefmütterlicher Blick auf 
Afrika als „Empfänger von Hilfe“ bestimmen 
die deutsche Aktivität auf dem Kontinent. Hohe 
bürokratische Hürden, unflexible Finanzie-
rungsinstrumente und Genehmigungsverfah-
ren stoßen in vielen Ländern des Kontinents 
auf Unverständnis und erschweren effektives 
deutsches Engagement. Kurzum: Deutschland 
fehlt es in Afrika an einem zeitgemäßen Leitbild 
der Zusammenarbeit.

Die radikale Umstellung des Engagements der 
USA sollte eher abschreckendes Beispiel als 
Inspiration sein. Die drastischen Kürzungen bei 
den Mitteln für Entwicklungsprojekte haben 
dramatische kurzfristige Effekte und könnten 
auch langfristig wichtige Entwicklungsbemü-
hungen stark ausbremsen. Es wäre eine Kata-
strophe für den Kontinent, wenn sich weitere 
westliche Partner auf ähnliche Weise aus der 
Verantwortung ziehen – zumal sie damit letztlich 
auch wichtige Hebel zur Einflussnahme verlie-
ren würden.

Eine zentrale Lehre im Vergleich der Ansätze ist, 
dass ein integrierter Ansatz über wirtschaftliche, 
sicherheitspolitische und entwicklungspolitische 
Dimensionen hinweg entscheidend für Wirkung 
und Einfluss ist. China demonstriert eine hochgra-
dig koordinierte, langfristige und politikfeldüber-
greifende strategische Vision. Die Golfstaaten 
verknüpfen erfolgreich diplomatische Initiativen, 
Finanzierungsmodelle und Privatsektormobilisie-
rung in einem einheitlichen Ansatz. Die Türkei 
ergänzt ihr wirtschafts- und sicherheitspolitisches 
Engagement mit strategischen Elementen von 
soft power. Ein solcher integrativer Ansatz wäre 
auch für das deutsche Engagement ratsam. Doch 
dafür wäre eine ressortübergreifende strategische 
Anstrengung nötig.

bewusst auf die Förderung von Instabilität, um 
die eigenen Einflussmöglichkeiten zu verbes-
sern.

Mehr Wettbewerb führt 
nicht automatisch zu mehr 
Selbstbestimmung oder 
besseren Bedingungen für 
afrikanische Länder.

Für afrikanische Länder bietet das stärkere En
gagement verschiedener Akteure die Möglich-
keit, das Partnerspektrum auszuweiten und 
zwischen verschiedenen Angeboten auszuwäh-
len. Wettbewerb belebt das Geschäft, könnte 
man an dieser Stelle anmerken. Doch es ist kein 
Automatismus, dass sich aus dem erhöhten Wett-
bewerb stärkere Selbstbestimmung und bessere 
Modalitäten für die afrikanischen Länder erge-
ben. Dafür gibt es zu viele Fallstricke, drohende 
neue Abhängigkeiten und Tendenzen zu extrak-
tiven Deals. Letztgenannte mögen in dem einen 
oder anderen Fall für die regierende Elite lukra-
tiv sein, aber nicht der nachhaltigen Entwicklung 
des Landes dienen. Zu den zweifelhaften Projek-
ten zählen neben Goldminen, die von Russland 
als Bezahlung für militärische Stabilisierung von 
Junta-Regierungen in Westafrika ausgebeutet 
werden, auch verschiedene teure Infrastruktur-
projekte von begrenztem Nutzen.

Kernherausforderung für Deutschland: 
Engagement stärken

Die wichtigste Schlussfolgerung aus der Beob-
achtung des Engagements anderer Akteure 
ist simpel und gleichzeitig die größte Heraus-
forderung: Deutschland kann sich nicht erlau-
ben, sein Engagement in Subsahara-Afrika zu 
vernachlässigen. Deutschland und Europa ste-
hen in Afrika unter extremem Druck infolge 
des wachsenden  – und teils erfolgreicheren  – 
Engagements anderer Akteure. Gleichzeitig 
sind sie auf starke Partnerschaften und strate-
gischen Einfluss auf dem Kontinent angewiesen. 
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Wirtschaftliche Herausforderungen, eine ange-
spannte Haushaltslage, wachsende Sozialaus
gaben, sicherheitspolitische Gefahren, ein wach
sender Wehretat – vor diesem Hintergrund fällt 
es nicht leicht, Ausgaben für die Entwicklungszu-
sammenarbeit zu rechtfertigen. Dennoch sollte 
Deutschland sein Engagement in Afrika auf-
rechterhalten und qualitativ stärken. Dies muss 
zwangsläufig einhergehen mit einer Anpassung 
von Strukturen und Modalitäten zugunsten von 
mehr Effizienz sowie dem klaren Verständnis, 
dass die Ausgaben auch eine Investition im Sinne 
deutscher Interessen darstellen.

Deutschland ist traditionell 
sehr zögerlich im Bekenntnis 
zu den eigenen Interessen.

Lehren aus deutscher Sicht: 
Fünf zentrale Anliegen

Empfehlungen für die Ausrichtung des deut-
schen entwicklungspolitischen Engagements in 
Afrika gibt es zur Genüge. Zahlreiche Positions-
papiere von Verbänden und Parteien, Studien 
aus der Forschung, Strategiepapiere aus Minis-
terien beschäftigen sich vor allem mit wichtigen 
Anpassungen der deutschen Entwicklungszu-
sammenarbeit. Die tatsächliche Übertragung in 
die politische Gestaltung lässt bisher jedoch zu 
wünschen übrig. Im Kontext des Wettbewerbs 
mit anderen Gebern und unter Berücksichtigung 
der teils abschreckenden, teils inspirierenden 
Beispiele aus deren Engagements sollen an die-
ser Stelle fünf zentrale Bereiche hervorgehoben 
werden, in denen der Anpassungsbedarf am drin-
gendsten erscheint.

1.	 Transparente Interessenpolitik

Welchen Interessen dient das deutsche Engage-
ment in Subsahara-Afrika? Weder den eigenen 
noch denen der Partnerländer, würden manche 
Zyniker behaupten. Das stimmt natürlich nicht. 
Aber die Angriffsfläche für eine solche Behaup-
tung ist durchaus gegeben. Auf der einen Seite 

war Deutschland traditionell immer sehr zöger-
lich im Bekenntnis zu den eigenen Interessen 
und versteckte sich hinter der Hilfslogik der EZ. 
Auf der anderen Seite gelingt es anderen Akteu-
ren aktuell offenbar viel besser, auf die Interes-
sen der afrikanischen Länder einzugehen. 

Deutschland sollte sein Engagement deutlicher 
an afrikanischen Interessen ausrichten, dabei 
seine eigenen Interessen offen und selbstbe-
wusst vertreten. Das kann konkret bedeuten, 
dem Wunsch nach Infrastrukturinvestitionen 
stärker nachzukommen und dieses Feld nicht pri-
mär anderen Akteuren zu überlassen. Es ist kein 
Widerspruch, neben langfristigen Strategien der 
Nachhaltigkeit, auch Projekte mit unmittelbar 
hoher Strahlkraft zu ermöglichen, die schnelle 
und sichtbare Ergebnisse erzielen. Im Idealfall 
sollte sich die Kooperation jenen Bereichen wid-
men, in denen sich eine deutliche Schnittmenge 
der Interessen ergibt. Eine Win-win-Konstella-
tion ist vor allem dann möglich, wenn eine aktive 
Involvierung des deutschen Privatsektors geför-
dert wird.

Eine bessere Berücksichtigung afrikanischer In
teressen kann auch bedeuten, stärker auf natio
nale und regionale Entwicklungspläne wie die 
Agenda 206311 der Afrikanischen Union Bezug 
zu nehmen, wie es zum Beispiel China und die 
Golfstaaten tun. Eine intensive Zusammenarbeit 
mit afrikanischen Regionalorganisationen, die 
Unterstützung der Afrikanischen Freihandelszone 
AfCFTA und die Stärkung afrikanisch geführter 
Sicherheitsinitiativen zählen ebenfalls dazu.

Eine transparente Bezugnahme auf die eigenen 
Interessen und eine offene Diskussion der Moda-
litäten des deutschen Engagements kann auch 
in Abgrenzung zu anderen Akteuren ein Vorteil 
sein. Chinas Behauptung, seine Unterstützung 
sei frei von politischen Bedingungen, wird auch 
in Afrika zunehmend hinterfragt – nicht zuletzt 
aufgrund gegenteiliger Erfahrungen in den 
vergangenen Jahren. Intransparente Verfahren 
rund um Investment-Deals nähren die Sorge vor 
neuen Abhängigkeiten und Ausbeutung. Das bie-
tet eine Chance für Deutschlands Profilierung als 
glaubwürdige Alternative.
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ohne auf wichtige Standards und Auflagen zu 
verzichten. Dabei muss sorgfältig abgewogen 
werden, wie diese gestaltet werden – zum Bei-
spiel bei der Lieferkettengesetzgebung –, ohne 
dass sie einen massiven Wettbewerbsnachteil für 
deutsche Unternehmen mit sich bringen.

Die Vorbehalte gegenüber US-Präsident Trumps 
unvorhersehbarem Agieren und das Entsetzen 
über die Hilfskürzungen sollten uns nicht daran 
hindern, die neue US-Afrikastrategie auf sinn-
volle Anregungen zu prüfen. Zentrale Punkte 
sind: gezielte Verknüpfung von mehr US-Un-
ternehmen mit Afrika, proaktive Wirtschafts-
diplomatie (Botschafter sind beauftragt, sich ak
tiv für US-Unternehmen zu engagieren und 
Geschäftsabschlüsse zu fördern), Fokus auf In
frastrukturprojekte mit US-amerikanischer Unter
nehmensbeteiligung, Förderung marktrelevanter 
Reformen, Anpassung von Finanzierungsinstru-
menten.14

Afrikanische Länder  
fordern Investitionen mit 
lokaler Wertschöpfung  
und Technologietransfer.

Bei den Finanzierungsinstrumenten lohnt auch 
ein Blick auf die Golfstaaten. Deren ausgeklü-
gelte Finanzarchitekturen und Risikominimie-
rungsstrategien und der Fokus auf public-private 
partnerships für großvolumige Investitionen 
zeigen, wie privates Kapital erschlossen wer-
den kann.15 Deutschland sollte Reformen bei 
Exportkredit- und Investitionsgarantien umset-
zen und seinerseits innovative Finanzierungsin-
strumente einführen, die auf die als risikoreich 
wahrgenommenen Märkte in Afrika zugeschnit-
ten sind. Dies ist entscheidend, damit deutsche 
Unternehmen erfolgreich mit anderen Akteuren 
konkurrieren können. Dabei muss man auch das 
typisch deutsche Bürokratieproblem thematisie-
ren. Pragmatische Ansätze und zügige Verfahren 
müssen zentrale Faktoren bei der erfolgreichen 
Verknüpfung von EZ und Außenwirtschaftsför-
derung sein. 

2.	 Mobilisierung der eigenen Wirtschaft

Der Blick auf andere Akteure zeigt, dass nahezu 
alle es besser verstehen, den heimischen Privat
sektor in das Engagement einzubeziehen. Für 
China, die Golfstaaten und die Türkei ist dies 
seit Langem Teil der Strategie, zuletzt unternah-
men auch die USA eine massive Verschiebung in 
diese Richtung. Im Gegensatz zu Deutschland 
gelingt es diesen Akteuren immer wieder, aus 
ihrer Entwicklungszusammenarbeit in Afrika 
wirtschaftliches Kapital zu schlagen. Dies 
geschieht im Falle Chinas unter anderem durch 
die nahezu exklusive Beauftragung eigener 
Unternehmen mit der Durchführung von Ent-
wicklungsprojekten. Aber auch westliche Staa-
ten schaffen es, ihre eigene Wirtschaft deutlich 
stärker in ihre Entwicklungszusammenarbeit 
einzubinden – trotz der Kategorisierung eines 
Großteils ihrer öffentlichen Entwicklungsgel-
der (ODA-Mittel) als untied aid, also Hilfen, die 
nicht ausdrücklich an Aufträge für eigene Unter-
nehmen gebunden sind. Während andere Staa-
ten so aktiv Möglichkeiten zur wirtschaftlichen 
Expansion ihrer Unternehmen schaffen, geht 
Deutschland hier viel zu passiv vor, schlimmer 
noch, ein beachtlicher Teil deutscher EZ-Mittel 
geht an geopolitische Rivalen. 

Unternehmen aus China und den Golfstaaten 
profitieren von fehlenden festen Standards und 
Anforderungen, die ihre Tätigkeiten regulieren. 
Zugleich betont China die Nicht-Einmischung in 
interne Angelegenheiten des Gastlandes, wäh-
rend die unterschwellige Umgehung von Stan-
dards für die Bevölkerung des jeweiligen Landes 
vor allem Ausbeutung und Umweltschäden zur 
Folge hat. Aktuelle Beispiele lassen sich unter 
anderem in Simbabwe betrachten, wo chine-
sische Unternehmen Plastiktüten produzieren 
oder aus China importieren, die in Simbabwe 
geltende Standards unterlaufen und bedeutend 
zur Verschmutzung der Umwelt beitragen.12 
Oder ebenso in den Praktiken chinesischer 
Bergbauunternehmen, die gezielt Umwelt- und 
Arbeitsrechte in Simbabwe umgehen.13 Deutsch-
land muss hier zwangsläufig einen anderen An
satz verfolgen. Grundsätzlich sollte es das Ziel 
sein, Hürden für die Beteiligung zu verringern, 

Auslandsinformationen 3|2025



63

3.	 Nachhaltige Investitionen

Deutschland sollte auf faire und partnerschaft-
liche Wirtschaftsbeziehungen setzen und den 
Dreiklang Industrialisierung, Wertschöpfung und 
Schaffung von Arbeitsplätzen vor Ort als oberste 
Priorität der EZ im Sinne nachhaltiger Entwick-
lung fest verankern.

Im Bereich der Rohstoffpartnerschaften, vor al
lem bezogen auf die Energiewende, sind Deutsch
land und Europa massiver Konkurrenz ausgesetzt. 
Während westliche Akteure weiterhin eine große 
Rolle in der Förderung von Rohstoffen in Afrika 
spielen, arbeitet China aktiv daran, den Abstand 
zu verringern. Besonders Seltene Erden und 
andere kritische Ressourcen sind hier begehrt 
und die bereits jetzt beeindruckende Markt-
macht Chinas bei diesen wird durch gezielte 
Investitionen und Abkommen weiter ausgebaut. 

Die Golfstaaten und die Türkei drängen eben-
falls nach vorn. Hier kann sich Deutschland aber 
qualitativ von anderen Akteuren abgrenzen, die 
über die reine Rohstoffausbeutung extraktive 
Wirtschaftsmodelle perpetuieren. Afrikanische 
Länder fordern zu Recht Investitionen, die lokale 
Wertschöpfung, Industrialisierung und Techno-
logietransfer fördern. Mit seiner starken Indus-
trie- und Technologiebasis ist Deutschland gut 
gewappnet für Kooperationen, die über den rei-
nen Rohstoffhandel hinausgehen. 

Das deutsche Engagement kann besonders dann 
attraktiv und wettbewerbsfähig sein, wenn es 
sich gezielt auf Investitionen in Schlüsselbereiche 
mit hohem gegenseitigem Nutzen und Überein-
stimmung mit afrikanischen Prioritäten konzen-
triert. Dazu zählen neben kritischen Rohstoffen 
auch erneuerbare Energien. Wenn hier auf die 
Entwicklung lokaler Verarbeitungskapazitäten 

Autokratieförderer: Russland hat sein Engagement in Afrika in den vergangenen Jahren verstärkt und schwächt 
demokratische Prozesse durch Manipulation und Desinformation. Foto: © Sergei Bobylev, ITAR-TASS, Imago.
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konkurrierende Werte und Gesellschaftsmodelle. 
Autoritäre Akteure wie China und Russland set-
zen verstärkt auf den „Export“ ihrer erprobten 
autokratischen Instrumente, nehmen gezielt 
Einfluss auf politische Kräfte und Entschei-
dungsträger und schwächen demokratische 
Prozesse durch Desinformation und Manipu-
lation.16 

Politische Konditionalitäten 
sind ein zweischneidiges 
Schwert.

Dieser Herausforderung müssen wir nicht nur 
indirekt begegnen, indem wir auf die Attraktivi-
tät unseres Angebots setzen, sondern auch ganz 
direkt durch eigene Maßnahmen. Politische Kon
ditionalitäten sind dabei ein wichtiges Instru
ment, aber auch ein zweischneidiges Schwert. 
Sie fördern einerseits Transparenz und die 
Einhaltung demokratischer Mindeststandards, 
gleichzeitig machen sie unser Angebot mitun-
ter komplexer, langsamer und weniger attraktiv 
für die afrikanischen Partner. Ein Dilemma: Die 
daher notwendige Abwägung von Fall zu Fall 
birgt die Gefahr von Inkonsequenz und mangeln-
der Glaubwürdigkeit – aber ein one-size-fits-all-
Ansatz ist nicht ratsam. 

Besonderes Augenmerk muss in diesem Zusam-
menhang auch den Instrumenten von soft power 
gelten. Dazu zählen zum Beispiel der kulturelle 
Austausch, die Sprach- und Bildungsvermittlung, 
aber in ganz zentraler Funktion auch der Einsatz 
von Positivmaßnahmen zur Förderung prodemo-
kratischer Kräfte, freier Medien, einer aktiven 
Zivilgesellschaft und einer pluralistischen Par-
teienlandschaft.

5.	 Kommunikation rund um das 
eigene Engagement

Hört man sich in verschiedenen Ländern Sub-
sahara-Afrikas um und fragt nach Eindrücken 
zum Engagement verschiedener Staaten, bleiben 
die Antworten in Bezug auf Deutschland meist 

gesetzt wird, ergeben sich gewinnbringende 
Partnerschaften, die Deutschlands strategische 
Anliegen mit den Entwicklungszielen der Part-
nerländer verknüpfen. 

Auch in den Bereichen moderne Landwirtschaft, 
verarbeitendes Gewerbe und Berufsbildung kann 
Deutschland seine Expertise einbringen und von 
seiner Reputation profitieren. Deutsche Wert
arbeit, Mittelstandsunternehmen und duale Aus-
bildung sind afrikanischen Partnern ein Begriff 
und sehr positiv besetzt. Deutschland sollte 
Aspekte von Qualität, Langfristigkeit, Verläss-
lichkeit und Verantwortung für Menschen und 
Umwelt dabei durchaus selbstbewusst betonen. 
Hochwertige, nachhaltige Lösungen im Vergleich 
zu billigen, weniger nachhaltigen Optionen müs-
sen als Wettbewerbsvorteil herausgearbeitet wer
den. 

Zum Aspekt der Nachhaltigkeit zählt auch die 
Berücksichtigung der Schuldentragfähigkeit. Die 
teilweise massiven, undurchsichtigen chinesi-
schen Investitionen in den frühen Jahren der Belt 
and Road Initiative haben in einigen Ländern des 
Kontinents zu einer enormen Staatsverschuldung 
geführt. Auch wenn man in China inzwischen 
vorsichtiger geworden ist, die Staatshaushalte 
seiner Partner nicht überzustrapazieren, blei-
ben viele Projekte doch oftmals eine große Last 
für die Finanzen der betroffenen Staaten. Wäh-
rend einige Projekte tatsächliche wirtschaftliche 
Chancen schaffen, schmälern schlechte Kondi-
tionen, mangelhafte Machbarkeitsstudien und 
weitreichende Korruption in den Partnerländern 
positive Effekte. Auch die massiven Investitio-
nen der Golfstaaten werden mit ähnlicher Sorge 
betrachtet. Hier kann sich Deutschland positiv 
abgrenzen, indem es sich weiterhin für transpa-
rente und nachhaltige Finanzierungspraktiken 
einsetzt und darüber hinaus innovative Finan-
zierungsmodelle voranbringt – in dem Bewusst-
sein, dass Entwicklungshilfegelder allein nicht 
ausreichen.

4.	 Werteorientierung und Demokratieförderung

Neben wirtschaftlichen Aspekten geht es im 
Wettbewerb externer Akteure in Afrika auch um 
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sehr vage. Dies liegt vor allem an der schwachen 
Eigendarstellung Deutschlands. Im Gegensatz zu 
anderen Akteuren existiert keine konsequente 
Erzählung rund um deutsches Engagement in 
Subsahara-Afrika. 

China dagegen betreibt eine sehr aktive Image-
pflege mit breit angelegten Medienkampagnen, 
die zumeist erfolgreich für eine positive Wahr-
nehmung sorgen. China weiß die Tatsache 
geschickt einzusetzen, selbst ein Opfer europäi-
schen Kolonialismus gewesen zu sein. Essenziell 
ist hier die Betonung, China sei ein Entwick-
lungsland, Teil des „Globalen Südens“, trete 
für eine multipolare Weltordnung und gegen 
Kolonialismus ein.17 Dies ist als direkte Abgren-
zung gegenüber der liberalen Ordnung und der 
europäischen Kolonialgeschichte zu verstehen. 
Diese angebliche historische Partnerschaft spie-
gelt jedoch keine tatsächlichen Realitäten wider. 
Die Diskriminierung afrikanischer Studenten in 
China zu Beginn der COVID-19-Pandemie oder 
chinesische Fischereiflotten in afrikanischen 
Gewässern werden auf dem Kontinent sehr nega-
tiv wahrgenommen. 

Deutschland sollte darauf 
achten, nicht selbst anti
westliche Narrative in der  
EZ zuzulassen. 

Auch russische Desinformationskampagnen 
schlagen in die Kerbe der historischen Belas-
tung des europäisch-afrikanischen Verhält-
nisses, wobei diese weitaus feindseliger gegen 
den Westen agieren. Das heutige Russland 
zehrt dabei von der Unkenntnis weiter Teile der 
Bevölkerung Afrikas über seine imperialistische 
Natur und eigene Kolonialgeschichte. Außerdem 
trägt Moskaus frühere Rolle in der Förderung 
sozialistischer Befreiungsbewegungen auf dem 
afrikanischen Kontinent während des Kalten 
Krieges positiv zum russischen Image bei. Aktu-
elle Gräueltaten russischer Wagnersöldner oder 
die revisionistische Agenda Russlands werden 
nur selten Thema breiter öffentlicher Diskurse. 

Demgegenüber stehen westliche Staaten mit 
ihrem Engagement stets unter dem Verdacht 
der historischen Kontinuität des Kolonialismus. 
Hinzu kommt das in Subsahara-Afrika häufig 
als paternalistisch wahrgenommene Auftreten 
westlicher Akteure. Dies macht es Akteuren wie 
China und Russland einfach, durch Abgrenzung 
ein positives Image aufzubauen und westliche 
Akteure weiter zu diskreditieren. Diese Dyna-
mik schränkt die Effektivität des deutschen und 
europäischen Engagements für Demokratie 
und Menschenrechte massiv ein, da sie derar
tige wertebasierte Anliegen unglaubwürdig 
macht.

Deutschland muss versuchen, dies durch eine 
genuine Betonung partnerschaftlicher Bezie-
hungen auszugleichen. Ziel muss es sein, kon-
kurrierenden Akteuren weniger Angriffsfläche zu 
bieten und sich von deren negativen Praktiken, 
die hervorzuheben sind, aktiv abzugrenzen. Es 
gilt darauf zu achten, selbst keine antiwestlichen 
Narrative in der EZ zuzulassen und jegliche als 
paternalistisch wahrnehmbare Nuance zu ver-
meiden. Gleichzeitig sollte eine pragmatische 
und wertebasierte Kooperation betont werden, 
und zwar als ganzheitliches Imagekonzept, wel-
ches den gesamten Umfang deutschen Engage-
ments in Subsahara-Afrika umspannt.

Fazit

Um im Wettbewerb mit anderen Akteuren 
nicht ins Hintertreffen zu geraten, müssen alte 
Ansätze hinterfragt werden, um die Effizienz 
und Attraktivität des eigenen Angebots zu ver-
bessern. Es steht viel auf dem Spiel, sollte dies 
nicht gelingen. Mögliche Implikationen: der 
Verlust von Einflussmöglichkeiten und ein Brö-
ckeln internationaler Allianzen; der Vormarsch 
autoritärer Staats- und Gesellschaftsmodelle; 
der Verlust wichtiger Absatzmärkte und Investi-
tionsziele für die eigene Wirtschaft; mangelnde 
Diversifizierung von Lieferketten und Engpässe 
bei wichtigen Rohstoffen; mangelnde Gestal-
tungsmöglichkeiten bei der Konfliktprävention, 
Extremismusbekämpfung und Friedenssiche-
rung; Rückschritte bei Aspekten wie Ökologie, 
Gleichberechtigung und sozialer Inklusion.
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Für ein intensives zukünftiges Engagement in 
Subsahara-Afrika, welches sich im Inland recht-
fertigen lässt und in den Partnerländern attraktiv 
erscheint, bedarf es politischen Gestaltungs- und 
Reformwillens. Und zuallererst: Aufmerksamkeit 
für die Region, auch wenn viele andere Krisen 
und Herausforderungen gerade mehr im Vor-
dergrund stehen. Entwicklungszusammenarbeit, 
Außenwirtschaftsförderung und Sicherheitspolitik 
müssen dabei – zusammen – neu gedacht werden.

Ein solch umfassender Anspruch kann rasch zu 
überhöhten Erwartungen und Überforderung füh-
ren – sowohl in der politischen Praxis als auch in 
der öffentlichen Wahrnehmung. Um dem entge-
genzuwirken, ist eine strategische Schärfung des 
außenpolitischen Profils erforderlich. Dabei sollte 
sich Deutschland auf jene Felder konzentrieren, 
in denen es über einen komparativen Vorteil ver-
fügt und seine Stärken gezielt einbringen kann. 
Zugleich bedarf es einer bewussten Abkehr 
von einer außenpolitischen Praxis, die allzu 
sehr in der Logik klassischer Entwicklungshilfe 
verhaftet ist, zugunsten eines umfassenderen 
Verständnisses internationaler Verantwortung. 
Voraussetzung hierfür ist eine kohärentere 
Zusammenarbeit zwischen den Ressorts, die bis-
her oft nebeneinanderher agieren. Ebenso drängt 
sich eine engere europäische Abstimmung auf – 
nicht zuletzt, um fragmentierte Ansätze zu über-
winden und gemeinsame Handlungsfähigkeit zu 
stärken. Dabei sollten insbesondere jene Initiati-
ven Vorrang erhalten, die konkret zur Verbesse-
rung der Lebensbedingungen vor Ort beitragen, 
etwa durch die Linderung akuter Notlagen oder 
die Schaffung von Arbeitsplätzen. Außenpoliti-
sches Engagement gewinnt zudem an Wirkung, 
wenn es mit wirtschaftlichen Interessen in Ein-
klang steht, strategische Partnerschaften im 
geopolitischen Wettbewerb stärkt, prodemokra-
tische Kräfte in Partnerländern unterstützt und 
nicht zuletzt substanzielle Beiträge zu Frieden 
und Stabilität leistet.
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Die Rivalität zwischen den USA und China stellt das 
System des freien Welthandels infrage. Für Europa 
entstehen daraus neue Herausforderungen, aber auch 
Chancen – insbesondere im Hinblick auf die dynamisch 
wachsenden Volkswirtschaften Südostasiens.

China und Japan haben in den vergangenen Jahren 
ihre wirtschaftliche Präsenz in der Region systematisch 
ausgebaut. Während China über staatlich gelenkte 
Großprojekte wie die Belt and Road Initiative Einfluss 
nimmt, setzt Japan auf gezielte Infrastrukturförderung 
und strategische Handelsinitiativen.

Europa hingegen agiert bislang zu zögerlich. Eine 
kohärente Strategie, die wirtschaftliche Interessen mit 

Wie China und Japan 
um wirtschaftliche 
Dominanz in Südostasien 
konkurrieren
Und was Europa daraus lernen kann

Auf einen Blick

entwicklungspolitischen Zielen verbindet, ist bislang 
nicht erkennbar. Auch bei den Handelsverhandlungen 
mit Ländern der ASEAN-Region fehlt es an Tempo und 
Pragmatismus.

Die Global-Gateway-Initiative der EU bleibt in ihrer 
Wirkung bislang begrenzt. Für eine erfolgreiche Posi­
tionierung in Südostasien müsste sie als strategisches 
Investitionsprogramm neu ausgerichtet werden.

Erforderlich ist eine gezielte Außenwirtschaftsförderung, 
die europäischen Unternehmen den Zugang zu regiona­
len Märkten erleichtert. Ein engerer Dialog zwischen 
Politik und Wirtschaft auf europäischer Ebene ist 
hierfür unerlässlich.
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Kaum ein Wirtschaftsraum ist derzeit stärker 
von den geoökonomischen Turbulenzen betrof-
fen als die Europäische Union. Das weltweite 
System des offenen Handels und der interna-
tionalen industriellen Arbeitsteilung, das seit 
Jahrzehnten Wachstum und Wohlstand Europas 
trägt, wird grundlegend infrage gestellt. China 
untergräbt mit seinen unfairen Handelsprak-
tiken und staatlichen Subventionen für seine 
Exportunternehmen die Prinzipien des fairen 
und offenen Welthandels. Und die von der 
Trump-Administration angedrohten „rezipro-
ken“ Zölle haben das Potenzial, das System der 
internationalen Arbeitsteilung aus den Angeln 
zu heben. Für die ohnehin wachstumsschwa-
chen Volkswirtschaften Europas könnte ein 
dauerhafter Rückzug der USA aus dem inter-
nationalen System offener Märkte erhebliche 
wirtschaftliche Folgen haben. Das gilt vor allem 
für Deutschland, dessen Wirtschaft so eng wie 
keine andere in Europa mit den USA und China 
verflochten ist.

Spätestens vor dem Hintergrund der US-Zollpo
litik ist klar: Europa braucht neue Wirtschafts- 
und Handelspartner, um neue Wirtschaftsim-
pulse zu generieren. Dabei geht der Blick immer 
häufiger nach Südostasien. Schließlich bilden die 
aufstrebenden Volkswirtschaften der Region, wie 
Malaysia, Indonesien oder Vietnam, mit ihren 
teils sehr hohen Wachstumsraten die weltweit 
dynamischste Wirtschaftsregion. Zwar kön-
nen die Länder Südostasiens die enorme wirt-
schaftliche Bedeutung Chinas und der USA für 
die europäische Wirtschaft nicht ersetzen. Doch 
bieten sie große Chancen für Unternehmen, die 
im Rahmen von China+1-Strategien1 Abhängig-
keiten von China durch eine Diversifizierung in 
die Region hinein reduzieren oder angesichts 
der US-Zölle neue Absatzmärkte erschließen 
wollen.

Zudem drohen die südostasiatischen Volkswirt-
schaften immer mehr zwischen die Fronten der 
USA-China-Rivalität zu geraten. China dominiert 
die Region wirtschaftlich und nutzt deren Märkte 
und Lieferketten, um US-amerikanische Han-
delsmaßnahmen zu umgehen sowie neue alter-
native Abnehmer für seine hochsubventionierten 
Exportprodukte zu generieren. Gleichzeitig sind 
die Staaten Südostasiens von sehr hohen Straf-
zöllen der USA bedroht. Vietnam etwa wurde mit 
46 Prozent eine der weltweit höchsten Zollraten 
angedroht, nach einem Zollabkommen wurde 
schließlich ein Satz von 20 Prozent festgelegt. 
Wenig überraschend sind daher auch die Staa-
ten der Region darum bemüht, sich hinsichtlich 
ihrer Wirtschafts- und Handelspartnerschaften 
breiter aufzustellen. 

Die EU mit ihrem riesigen Binnenmarkt und 
ihren hoch technologisierten Industrieunter-
nehmen ist dabei eine attraktive Kandidatin. 
Doch die Europäer drohen im wirtschaftlichen 
Wettbewerb um neue Partner in Südostasien, 
den Anschluss zu verlieren. Vor allem China 
und Japan haben in den vergangenen Jahren mit 
einem strategischen Ansatz, der Politik und Wirt-
schaft verzahnt, ihre wirtschaftliche Präsenz in 
der Region deutlich erhöht und mit zahlreichen 
südostasiatischen Staaten enge und umfas-
sende Wirtschaftspartnerschaften geschlossen. 
Europa sollte aus den Strategieanpassungen sei-
ner Wettbewerber in der Region lernen. China 
und Japan vereint, dass sie unterschiedliche 
Kooperationsmodelle zwischen Regierung und 
Wirtschaft als umfassende Strategie einsetzen, 
um den Markteintritt und Investitionen ihrer 
Unternehmen in Südostasien zu unterstützen. 
Der EU und ihren Mitgliedstaaten fehlt dage-
gen eine außenwirtschaftspolitische Strategie, 
die die eigenen wirtschaftlichen Interessen mit 
den Zielen und Instrumenten der Handels- und 
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strukturprojekten in der Region, die von Chinas 
SOEs durchgeführt werden, zählen etwa die 
Hochgeschwindigkeitsstrecke Jakarta-Ban-
dung in Indonesien, die Laos-China-Bahn, das 
Bicol-Süd-Bahnprojekt auf den Philippinen, die 
Phnom Penh-Sihanoukville-Autobahn und der 
internationale Flughafen Siem Reap-Angkor 
in Kambodscha sowie die Ostküstenbahnver-
bindung und der Malaysia-China-Kuantan-In-
dustriepark in Malaysia. Die technologisch wie 
finanziell gut ausgestatteten chinesischen SOEs 
realisieren diese Projekte durch Joint Ventures 
mit ähnlichen SOEs in den Staaten Südostasiens. 
Denn auch in Ländern wie Singapur, Malaysia, 
Indonesien, Vietnam, Thailand und Myanmar 
sind SOEs in vielen Wirtschaftssektoren füh-
rend. Diese SOE-SOE-Joint Ventures sind ein 
Weg für China, um Zugang zu den Volkswirt-
schaften Südostasiens zu erhalten und werden 
häufig auf höchster politischer Ebene vereinbart. 
Solche Partnerschaften untergraben den fairen 
Wettbewerb in der Region, da nichtchinesische 
Unternehmen daran gehindert werden, eigene 
Angebote für solche Projekte einzureichen. 
Zudem erfolgt die Umsetzung der BRI-Projekte 
häufig im Kontext intransparenter Verbindun-
gen zwischen Regierung und Wirtschaft, die 
konventionellen, für westliche Regierungen und 
Unternehmen geltenden Governance-Indikato-
ren nicht genügen würden.

China hat Schlüsselindustrien 
identifiziert, fördert integrierte 
regionale Lieferketten und 
finanziert Forschung und 
Entwicklung.

Während die chinesische Regierung die BRI 
nutzt, um ihren SOEs neue Geschäfts- und 
Investitionsmöglichkeiten in aufstrebenden 
Volkswirtschaften zu eröffnen, insbesondere 
bei Infrastrukturprojekten, fördert sie auch pri-
vatwirtschaftliche Unternehmen dabei „raus-
zugehen“ (Going-out) und aktiv ihre Position 
in den Industrie- und Technologiesektoren 

Außenwirtschaftspolitik sowie der Entwicklungs-
zusammenarbeit integriert.2

Chinas Weg zur dominierenden 
Wirtschaftsmacht in Südostasien

Chinas wirtschaftlicher Aufstieg in Südostasien 
begann in den frühen 2000er-Jahren, als die 
chinesische Regierung unter dem damaligen 
Präsidenten Jiang Zemin ihre „Going-out“-Stra-
tegie einführte. Bereits zwei Jahrzehnte zuvor 
hatte Deng Xiaopings Reform-Regierung aktiv 
in die Wirtschaft eingegriffen, um die Industria-
lisierung Chinas voranzutreiben, hauptsächlich 
durch den Einsatz staatseigener Unternehmen 
(SOEs), die von der Regierung und später durch 
die mächtigen Staatsfonds des Landes finan-
ziert wurden. Im Rahmen der „Going-out“-Stra-
tegie wurden diese chinesischen SOEs sowie 
Privatunternehmen dann dazu ermutigt, im 
Ausland zu investieren, Lieferketten außer-
halb Chinas aufzubauen und neue Märkte zu 
erschließen.

2013 intensivierte Chinas heutiger Präsident 
Xi Jinping diese Strategie mit der Einführung 
der Belt and Road Initiative (BRI). Die BRI zielt 
darauf ab, Infrastruktur-Netzwerke zu schaffen, 
um Länder in Asien, Europa und Afrika zu ver-
binden. Der Fokus liegt dabei auf aufstrebenden 
Volkswirtschaften, die von Investitionen für den 
Ausbau ihrer Infrastruktur abhängig sind. Gleich-
zeitig verfügen viele dieser Länder über wichtige 
Rohstoffe, die China dringend für seine rasant 
wachsenden Industrie- und Technologiesekto-
ren benötigt.

Wie bei der „Going-out“-Strategie dienen staats-
eigene Unternehmen als zentrales Instrument 
zur Umsetzung von BRI-Projekten. Sie spielen 
eine Schlüsselrolle beim Ausbau der Infrastruk-
tur in China. Das Land gilt heute als globale 
Führungsmacht in diesem Bereich  – mit dem 
weltweit größten Netz an Hochgeschwindigkeits-
bahnen3, den schnellsten Internetverbindungen4 
und dem weltbesten Containerhafen5. 

Die Umsetzung der BRI durch die SOEs ist in 
ganz Südostasien sichtbar. Zu den größten Infra-
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Südostasiens auszubauen. Chinas privatwirt-
schaftliche Unternehmen konnten seitdem in 
rasantem Tempo große Marktanteile in der 
Region erlangen. Die chinesische Regierung 
identifiziert dabei Schlüsselindustrien, fokussiert 
sich auf strategische Investitionen, finanziert For-
schung und Entwicklung, forciert Innovationen 
und fördert die Schaffung integrierter regionaler 
Lieferketten. 

Um US-amerikanische Zölle 
und Sanktionen zu umgehen, 
verlagerten chinesische 
Unternehmen Bestandteile 
ihrer Lieferketten nach 
Südostasien.

Mithilfe privater Unternehmen dringt China 
zunehmend in die Märkte Südostasiens ein und 
versucht, seine etablierten westlichen Konkur-
renten zu überholen. Dies zeigt sich besonders 
im Technologiesektor, wo Firmen wie Alibaba, 
Huawei und BYD ihre Präsenz schnell ausbauen. 
Der Vorstoß chinesischer Privatunternehmen in 
Südostasien wurde durch eine strategische und 
aktive Handelspolitik der chinesischen Regie-
rung in der Region unterstützt. Parallel zu seinem 
Beitritt zur Welthandelsorganisation im Jahr 2001 
schlug China die ASEAN-China-Freihandelszone 
(ACFTA) vor. Die ACFTA wurde schließlich 2010 
implementiert und seitdem auf Chinas Initiative 
hin erweitert. Darüber hinaus ist China Mitglied 
der Regional Comprehensive Economic Part-
nership (RCEP), dem weltweit größten Freihan-
delsabkommen, das alle ASEAN-Länder sowie 
Australien, Neuseeland, Südkorea und Japan 
umfasst.

Das freundliche Gesicht der Belt and Road Initiative: Im Kontext der Infrastrukturinitiative haben chinesische 
Staatsunternehmen auch in Südostasien eine Reihe großer Projekte umgesetzt, darunter die Laos-China-Bahn. 
Foto: © Yang Zixuan, Xinhua, Imago.
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sichts der zunehmenden chinesischen Dominanz 
in der Region und der wachsenden wirtschaft-
lichen Abhängigkeiten der südostasiatischen 
Volkswirtschaften von China erscheint es fraglich, 
ob die Regierungen sich auf eine solche Forde-
rung einlassen (können).

Japans Antwort auf Chinas Dominanz: 
Strategischer Kurswechsel in Südostasien 

China hat Japan in nur wenigen Jahrzehnten als 
führende Wirtschaftsmacht Asiens verdrängt. 
Ähnlich wie europäische Firmen haben auch 
japanische Industrieunternehmen im Konkur-
renzkampf mit chinesischen Unternehmen an 
Boden verloren. Daher versuchte auch Japan in 
den vergangenen Jahren mit einem grundlegen-
den außenwirtschaftspolitischen Kurswechsel, 
Chinas wachsender wirtschaftlicher Dominanz 
aktiv etwas entgegenzusetzen. Dabei kooperiert 
Japan sowohl mit Ländern, die eng mit China 
verbunden sind (unter anderem Kambodscha 
und Laos), als auch mit solchen, die eine deut-
liche Distanz zu China pflegen (unter anderem 
die Philippinen). Damit soll allen Ländern der 
Region eine Alternative zum chinesischen wirt-
schaftlichen Engagement angeboten und eine 
wirtschaftliche Monopolstellung Chinas in Süd-
ostasien verhindert werden.

Japan hat 2016 eine eigene Strategie für einen 
freien und offenen Indopazifik (Free and Open 
Indo-Pacific, FOIP) als Antwort auf Chinas BRI 
entwickelt. Die FOIP-Strategie dient Japan als 
Vehikel, um Investitionen vor allem in die am 
wenigsten entwickelten Länder Südostasiens 
zu lenken. Eines der Hauptziele der FOIP ist 
die Entwicklung von Infrastruktur, die diese 
Länder am dringendsten benötigen. Japan ver-
folgt dieses Ziel durch die Schaffung von soge-
nannten „Korridoren“.10 Ein Beispiel hierfür ist 
Japans Ost-West-Wirtschaftskorridor, der von 
Da Nang in Vietnam über Laos und Thailand 
bis nach Mawlamyine in Myanmar reicht. Die-
ser dient unter anderem dazu, den japanischen 
Zugang nach Indien und in die schnell wach-
senden Volkswirtschaften Südasiens zu sichern. 
Japan verfügt zudem über einen südlichen Wirt-
schaftskorridor, der durch Ho-Chi-Minh-Stadt in 

China ist infolgedessen zum wichtigsten Wirt-
schaftspartner Südostasiens aufgestiegen. Das 
Handelsvolumen mit den ASEAN-Ländern hat 
sich allein in den vergangenen fünf Jahren fast 
verdoppelt.6 Chinesische Unternehmen expan-
dieren jedoch nicht nur auf den Märkten Südost-
asiens, sondern dominieren zunehmend auch die 
industriellen Lieferketten der Region. Tatsäch-
lich sind mehr als 80 Prozent der chinesischen 
Exporte in die Region Industriegüter.7 Chinas 
Anteil an allen Importen von industriellen Vor-
produkten lag 2021 bei etwa 30 Prozent in Viet-
nam, Indonesien, Thailand und den Philippinen.8

Japan hat 2016 eine eigene 
Strategie für einen freien 
und offenen Indopazifik als 
Antwort auf Chinas Belt and 
Road Initiative entwickelt.

Diese Zahlen dürften seitdem gestiegen sein, da 
die sich verschärfende wirtschaftliche Rivalität 
mit den USA China dazu zwingt, wirtschaftlich 
noch stärker in die Region vorzudringen. China 
benötigt alternative Märkte, um seine indus-
triellen Produkte abzusetzen. Vor allem aber 
verlagerten chinesische Unternehmen bisher 
Bestandteile ihrer Lieferketten nach Südostasien, 
um amerikanische Zölle und Sanktionen zu 
umgehen. Für Vietnam berechnete die britische 
Zeitschrift The Economist kürzlich eine fast hun-
dertprozentige Korrelation zwischen dem monat-
lichen Anstieg der Importe aus China und dem 
der Exporte in die USA.9 Obwohl solche Berech-
nungen für die übrige Region nicht existieren, 
deutet vieles darauf hin, dass dies auch in ande-
ren Ländern der Fall sein könnte – so etwa mit 
Blick auf Autoteile aus Thailand oder Solarpanels 
aus Malaysia. Die Trump-Administration hat vor 
dem Hintergrund der laufenden Verhandlungen 
um ihre Strafzölle mit den südostasiatischen 
Regierungen verdeutlicht, dass ein stärkeres 
Vorgehen gegen Chinas wirtschaftlichen Einfluss 
in den jeweiligen Ländern Grundvoraussetzung 
für den Abschluss von „Deals“ sein müsse. Ange-
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Vietnam, Phnom Penh in Kambodscha, Bangkok 
in Thailand und Dawei in Myanmar verläuft. Die 
wirtschaftliche Bedeutung dieser Korridore steigt 
kontinuierlich, gerade auch für lokale kleine und 
mittlere Unternehmen in der Region. Bis 2024 
waren etwa 1.100 Unternehmen, sowohl lokale 
als auch ausländische, entlang dieser beiden 
Korridore aktiv.

2024 schloss Japan mit den USA ein Abkom-
men zur Schaffung eines weiteren Korridors, 
des Luzon-Wirtschaftskorridors, um seine wirt-
schaftliche Präsenz in Südostasien auszubauen. 
Dieser Korridor befindet sich auf den Philippinen, 
dem derzeit engsten Verbündeten der USA in 
Südostasien. Luzon wurde aufgrund des großen 
Vorkommens an kritischen Rohstoffen wie Nickel, 
Kobalt, Kupfer und Bauxit, die für die Halbleiter- 
und Elektrofahrzeugindustrie, einschließlich der 
Batterieproduktion, von entscheidender Bedeu-
tung sind, gewählt.11 Allein die Möglichkeit des 
Zugangs zu solchen Mineralien dient als Anreiz 
für ausländische Unternehmen, in diesen Kor-
ridor zu investieren. Schließlich entfallen zum 
Beispiel rund 45  Prozent der globalen Nickel-
produktion auf die Philippinen und Indonesien.12 

2023 hat die japanische Regierung die Japan-
Vietnam Joint Initiative unterzeichnet, um von 
den hohen Wachstumsraten Vietnams in den 
vergangenen zehn Jahren zu profitieren. In 
Kambodscha schuf Japan 2024 eine Sonder-
wirtschaftszone (SEZ), um Investitionen japani-
scher Unternehmen anzuziehen. Diese SEZ war 
Japans Reaktion auf die Lehren, die es aus Chinas 
umfangreichen Investitionen unter anderem in 
den Textilsektor in Kambodscha gezogen hatte 
und die dem wirtschaftlich noch unterentwi-
ckelten Land halfen, seinen industriellen Ferti-
gungssektor aufzubauen. Die Chinesen besitzen 
heute rund 90 Prozent der Bekleidungsfabri-
ken Kambodschas, während dieser Sektor etwa 
40 Prozent des BIP ausmacht.13 Bis 2022 war 
Kambodscha zum weltweit achtgrößten Expor-
teur von Bekleidung und Schuhen aufgestiegen. 
Dabei wurden zahlreiche chinesische Unterneh-
men in die lokalen Lieferketten integriert, die 
heute Produkte für den Export nach Japan, in die 
USA und nach Europa herstellen. 

In Südostasien hat die EU  
bislang nur Freihandels- 
abkommen mit Singapur  
und Vietnam unterzeichnet.

Japan hat selbst unmittelbar erlebt, was es bedeu-
tet, wirtschaftlich zu stark von China abhängig 
zu sein. 2010 schränkte China seine Exporte 
von Seltenen Erden nach Japan ein. Dies und 
mehrere damit verbundene Entwicklungen 
veranlassten die japanische Regierung, eine 
Diversifizierung der eigenen Lieferketten zu 
fördern, insbesondere in Bereichen, die bisher 
von China dominiert wurden. Ein Kernelement 
dieser Diversifizierungsstrategie war die Ein-
führung des Wirtschaftssicherheitsgesetzes 
(ESPA) im Jahr 2022. Das Hauptziel des ESPA 
besteht darin, Lieferketten vor Unterbrechun-
gen durch geopolitische Konflikte zu schützen, 
indem sie relokalisiert oder auf Japans Verbün-
dete statt auf China gestützt werden. Um dies 
zu erreichen, zielt das ESPA darauf ab, eine 
stabile Versorgung mit kritischen Materialien 
sicherzustellen, die ständige Bereitstellung und 
Funktionsfähigkeit kritischer Infrastrukturen 
zu garantieren und die Entwicklung wichtiger 
Technologien zu unterstützen. Die japanische 
Regierung führte eine Reihe von Subventionen 
ein, um den Aufbau inländischer Produktions-
kapazitäten, Forschung und Entwicklung sowie 
Investitionen in globale Lieferketten kritischer 
Industrien zu fördern. Beispielsweise unter-
stützte Japans Projekt zur Diversifizierung von 
Übersee-Lieferketten zwischen 2020 und 2023 
124 solcher Projekte in Südostasien.14 Außer-
dem nutzt die japanische Regierung zunehmend 
ihre Entwicklungszusammenarbeit als Instru-
ment zur Förderung ihrer Exportunternehmen 
durch die Anwendung von „gebundener Hilfe“, 
das heißt zinsgünstiger Darlehen, die die 
Empfängerländer dazu verpflichten, Aufträge 
an japanische Unternehmen zu vergeben. Wenn 
diese Pläne erfolgreich sind, wird dies nicht nur 
Japan helfen, seine Lieferketten von China zu 
diversifizieren, sondern auch die Wettbewerbs-
fähigkeit japanischer Unternehmen in Südost-
asien erheblich verbessern.
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2012 aufgrund erheblicher Differenzen unter-
brochen waren, wurden erst Anfang des Jahres 
unter dem Eindruck der US-amerikanischen 
Zollpolitik wiederbelebt. Die Verhandlungen 
mit Thailand sowie den schnell wachsenden 
Philippinen ziehen sich jedoch seit vielen Jah-
ren hin, ohne dass nennenswerte Fortschritte 
erzielt wurden. 

Eine große Herausforderung für die bisheri-
gen Verhandlungen war der Versuch der EU, 
ihren Handelspartnern nichthandelsbezogene 
Forderungen, wie umfangreiche Umwelt- und 
Sozialstandards, aufzuerlegen. Vor allem Indo-
nesien und Malaysia lehnten diese Forderungen 
entschieden ab und beschuldigten die EU des 
Protektionismus unter dem Deckmantel des 
Klimaschutzes. Angesichts des wachsenden glo-
balen wirtschaftlichen Interesses an der Region, 
der wirtschaftlichen Probleme Europas, des 
stagnierenden Handels mit der EU und einer 
zunehmenden Anzahl bilateraler und regiona-
ler Handelsabkommen in Asien (unter anderem 
ACFTA, RCEP) waren und sind die aufstreben-
den Volkswirtschaften Südostasiens zunehmend 
in einer Position, Verhandlungen mit der EU 
scheitern lassen zu können. 

Bis 2027 plant die EU, 
300 Milliarden Euro in 
Entwicklungsländern zu 
investieren.

Die EU sollte deshalb das Momentum der 
US-amerikanischen Zolldrohungen nutzen, um 
alle noch laufenden Handelsverhandlungen mit 
den südostasiatischen Staaten nach dem erfolg-
reichen Vorbild mit Indonesien schnell abzu-
schließen, so Handelshemmnisse abzubauen 
und den Markteintritt europäischer Unterneh-
men in Südostasien zu erleichtern. Die EU darf 
diese Verhandlungen nicht mehr mit nichthan-
delsbezogenen Forderungen überfrachten, son-
dern sollte weiter ihren neuen pragmatischeren 
Ansatz verfolgen, um nach vielen Jahren des 
Verhandelns endlich mit allen dynamischen 

Europa braucht eine integrierte 
Außenwirtschaftspolitik in Südostasien

Während Japan seine Strategie grundlegend ver-
ändert hat, um Chinas wachsender wirtschaft-
licher Dominanz entgegenzutreten, zeigt sich 
Europa noch immer überraschend zurückhal-
tend in Bezug auf Südostasien. Jetzt, da europä
ische Unternehmen nach Wegen suchen, um ihre 
Abhängigkeiten von China zu verringern und in 
die Region zu diversifizieren, stellen sie fest, dass 
sie Schwierigkeiten haben, mit Wettbewerbern 
zu konkurrieren, die bereits seit Jahren in die 
regionalen Märkte und Lieferketten vordringen – 
unterstützt von Regierungen, die strategisch da
rauf hinarbeiten, ihren wirtschaftlichen Einfluss 
auszubauen. Die EU sollte aus den erfolgreichen 
Strategien ihrer Wettbewerber lernen und einen 
eigenen außenwirtschaftspolitischen Ansatz für 
Südostasien entwickeln, der eine offene Han-
delspolitik mit einer pragmatischen Strategie 
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit und einer 
proaktiven Außenwirtschaftsförderung integriert.

EU sollte US-Zollpolitik für Abschluss                          
von Handelsverhandlungen nutzen

Bis heute hat die EU in Südostasien nur Freihan-
delsabkommen mit Singapur und zuletzt mit 
Vietnam im Jahr 2019 unterzeichnet. Mit einer 
Reihe von weiteren wachstumsstarken südost-
asiatischen Ländern ziehen sich die Verhandlun-
gen über bilaterale Handelsabkommen teilweise 
schon seit Jahren hin. Zuletzt haben Trumps 
Zollandrohungen allerdings zu einer neuen 
Erkenntnis der Dringlichkeit erfolgreicher Han-
delsabschlüsse bei der EU geführt. Dies hatte in 
den vergangenen Monaten einen neuen handels
politischen Pragmatismus der EU-Kommission 
gegenüber Südostasien zur Folge. So wäre die 
von EU-Kommissionspräsidentin von der Leyen 
und dem indonesischen Präsidenten Prabowo 
Subianto am 13. Juli 2025 verkündete politische 
Einigung auf einen Abschluss der seit 2014 lau-
fenden Handelsverhandlungen ohne Trumps 
Zolldrohungen wohl kaum möglich gewesen.

Auch die 2010 gestarteten Handelsverhand-
lungen zwischen der EU und Malaysia, die seit 
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Volkswirtschaften der Region erfolgreich zum 
Abschluss zu kommen. 

Großes Potenzial von Global Gateway 
bislang nicht ausreichend genutzt

Im Jahr 2021 startete die EU ihre Global-Gate-
way-Initiative (unter anderem als Antwort auf 
Chinas BRI) mit dem Ziel, „intelligente, sau-
bere und sichere Konnektivität in den Bereichen 
Digitales, Energie und Verkehr zu fördern und 
Gesundheit, Bildung und Forschungssysteme 
weltweit zu stärken“.15 Bis 2027 plant die EU 
im Rahmen von Global Gateway, 300 Milliar-
den Euro in Entwicklungsländern zu investie-
ren. Davon sind jedoch nur 10 Milliarden Euro16 
für Projekte in Südostasien vorgesehen – eine 
unverständlich geringe Summe angesichts der 

enormen geopolitischen und wirtschaftlichen 
Bedeutung der Region. Zum Vergleich: Das 
BRI-Projekt des Industrieparks Rempang Eco-
City in Indonesien hat allein ein Budget von 
umgerechnet fast 10 Milliarden Euro.17

In Südostasien umfasst die Global-Gateway-
Initiative im Einklang mit der grünen Agenda 
der EU und der Agenda für „nachhaltige Kon-
nektivität“ den Bau von Netzen und Straßen 
in Kambodscha. Außerdem wird die Stromver-
sorgung verbessert, um die Energieeffizienz zu 
steigern, einschließlich eines Wasserkraftwerks 
in Vietnam. Weiterhin beinhaltet die Initiative 
den Bau von städtischen Verkehrssystemen, 
Bewässerungssystemen und Straßen in Laos, 
um die Konnektivität zu erhöhen. Auf den Phi-
lippinen werden zudem Solarkraftwerke und 

Bislang nicht wirklich konkurrenzfähig: Die Global-Gateway-Initiative der Europäischen Union. Foto: © Sacha 
Leon, Le Pictorium, Imago. 
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Europas Unternehmen benötigen 
strategische Außenwirtschaftsförderung

Bis heute fehlt der EU eine umfassende Strategie, 
um europäische Unternehmen dabei zu unter-
stützen, eine stärkere Präsenz in Südostasien 
aufzubauen. Ein aktiver, gar institutionalisierter 
Dialog zwischen Kommission und europäischer 
Wirtschaft, der gemeinsam an Lösungen für die 
Herausforderungen europäischer Unternehmen 
im Ausland arbeitet, existiert bisher lediglich in 
Ansätzen. Im jüngsten EU-ASEAN Business Sen-
timent Survey haben 59 Prozent der befragten 
europäischen Unternehmen angegeben, dass die 
EU ihre Interessen in Südostasien nicht ausrei-
chend fördere – der höchste Wert an Unzufrie-
denheit seit Einführung des Surveys 2015.18 Die 
EU sollte die Logik hinter den von Ländern wie 
China und Japan (und auch Südkorea) geschaffe-
nen Kooperationsmodellen zwischen Regierun-
gen und Unternehmen stärker berücksichtigen, 
um ihre Relevanz in den Volkswirtschaften 
Südostasiens zu stärken. Zwar fehlen Europa 
die SOEs Chinas oder die historisch enge poli-
tisch-wirtschaftliche Verzahnung Japans, doch 
bieten der riesige europäische Binnenmarkt und 
seine weltweit anerkannten Industrieunterneh-
men sowie das hohe Vertrauen, das Europa noch 
immer in der Region genießt, eine gute Grund-
lage, um die eigene wirtschaftliche Präsenz in 
Südostasien zu stärken. Schließlich wird die 
EU von den regionalen Eliten noch immer als 
bevorzugter Partner angesehen, um sich gegen 
die Ungewissheiten der USA-China-Rivalität  
abzusichern.19

Europa hat eindeutig das Potenzial, zu den füh-
renden Wirtschaftsmächten der Region aufzu-
schließen und seine Präsenz in strategischen 
Sektoren in Südostasien auszubauen. Damit 
dies jedoch geschehen kann, muss die EU einen 
Kurswechsel vollziehen, indem sie den Austausch 
zwischen der Kommission und den nationalen 
Regierungen auf der einen Seite und der Wirt-
schaft auf der anderen verstärkt, um die Heraus-
forderungen für europäische Unternehmen in 
der Region genauer zu identifizieren und geeig-
nete politische Maßnahmen zur Stärkung ihrer 
Wettbewerbsposition in Südostasien zu ergreifen. 

Heimsolarsysteme errichtet, um entlegene Ge
biete zu elektrifizieren. Obwohl diese Projekte 
sich vor allem an der grünen Agenda der EU 
orientieren, haben sie auch das Potenzial, wirt-
schaftliche Möglichkeiten für europäische Unter-
nehmen zu eröffnen, Kontrolle über wichtige 
Infrastrukturen zu erlangen und Zugang zu wich-
tigen Ressourcen, die derzeit noch über chinesi-
sche Lieferketten in der Region erworben werden 
müssen, zu sichern. Stattdessen läuft Global 
Gateway in Südostasien aber noch immer größ-
tenteils entlang der Logik klassischer Entwick-
lungszusammenarbeit, in der das strategische 
Öffnen von wirtschaftlichen Möglichkeiten für 
europäische Unternehmen nur eine nachrangige 
Überlegung darstellt.

Zudem suggeriert das Global-Gateway-Konzept, 
dass es sich um eine kohärente, von der EU-Kom-
mission koordinierte und gesteuerte Investi
tionsstrategie handelt. In Südostasien ist Global 
Gateway jedoch lediglich eine Ansammlung von 
nicht miteinander verbundenen Projekten, die 
oft von den nationalen Entwicklungsbanken und 

-agenturen der Mitgliedstaaten verwaltet und 
finanziert werden und von denen einige bereits 
lange vor der Einführung dieser europäischen 
Initiative in Planung waren. Angesichts des gerin-
gen finanziellen Volumens der meisten Projekte, 
der relativ bescheidenen Gesamtsumme, die für 
die Region mobilisiert wird, und des Mangels 
an einem echten strategischen Ansatz bei der 
Umsetzung ist fraglich, ob Global Gateway eine 
echte Antwort auf Chinas BRI oder Japans Wirt-
schaftskorridore sein kann.

Die Global-Gateway-Initiative sollte deshalb 
als ein europäisch koordiniertes, strategisches 
Investitionsprogramm strukturiert werden. 
Das für Südostasien vorgesehene Budget muss 
unbedingt angepasst werden, um der zentralen 
Bedeutung der Region für Europas Diversifizie-
rungsbemühungen Rechnung zu tragen. Die 
Projekte von Global Gateway sollten sich zudem 
auf Bereiche konzentrieren, in denen europäi-
sche Unternehmen einen Wettbewerbsvorteil 
haben, um so Einstiegs- und Geschäftsmöglich-
keiten für diese Unternehmen in der Region zu 
schaffen.
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Hier gilt es auch vonseiten der Mitgliedstaaten, 
die eigenen nationalen Ansätze der Außenwirt-
schaftsförderung strategisch weiterzuentwickeln 
und, wo sinnvoll, auf europäischer Ebene besser 
zu koordinieren. Solche außenwirtschaftspoliti-
schen Maßnahmen sollten zudem in erster Linie 
wirtschaftlich ausgerichtet sein und nicht durch 
nichtwirtschaftliche Anforderungen überladen 
werden, die es Unternehmen erschweren, mit 
chinesischen oder japanischen Firmen in Süd-
ostasien auf Augenhöhe zu konkurrieren.
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Die Konvertierung beachtlicher Teile der lateinameri­
kanischen Bevölkerung zu den verschiedenen Formen 
des Evangelikalismus muss als eine der größten de­
mografischen, kulturellen und mentalitätspolitischen 
Transformationen der vergangenen Dekaden in der 
Region verstanden werden.

Evangelikalen gelingt es, ein an die Spätmoderne an­
schlussfähiges Glaubensangebot zu formulieren, das in 
Lateinamerika besonders fruchtbare Voraussetzungen 
gefunden hat.

Innerhalb dieser religiösen Gruppen ist das „Wohl­
standsevangelium“ besonders wirkmächtig geworden, 
das materiellen Reichtum als sichtbaren Ausdruck 

göttlichen Segens deutet. Gläubige geraten damit 
vielfach in ein ambivalentes Spannungsfeld zwischen 
spiritueller Selbstermächtigung und ökonomischer 
Ausbeutung.

Das Wachstum evangelikaler Kirchen übersetzt sich 
zwar in ein politisches Selbstbewusstsein und eine 
gewachsene gesellschaftliche Sichtbarkeit; allerdings 
gelang eine geschlossene politische Mobilisierung 
dieser Gruppen nur für einzelne Themen.

Die evangelikale Wachstumsgeschichte in Latein­
amerika kann als Gegenthese zur Erzählung von der 
Moderne als Zeitalter der Säkularisierung verstanden 
werden.

Auf einen Blick

Postsäkular und 
populär
Was erklärt den Siegeszug der Evangelikalen 
in Lateinamerika?
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Die katholischste Region der Welt, (Wahl-)Hei-
mat des vorherigen wie des neuen Papstes, ist 
schon lange nicht mehr nur katholisch. Lange 
wenig beachtet, mittlerweile oft beschrieben, 
ist die Konvertierung großer Bevölkerungsteile 
zu den verschiedenen Formen des Evangeli-
kalismus eine der größten demografischen, 
kulturellen und mentalitätspolitischen Transfor-
mationen der vergangenen Dekaden in Latein-
amerika. Während evangelikale Gruppen lange 
abseits der politischen Arenen standen, sind sie 
mittlerweile zu zentralen politischen Akteuren 
aufgestiegen. Abhängig von der politisch-me-
dialen Konjunktur entstehen zwar regelmäßig 
kritische Analysen oder auch nur reißerische 
Schlagzeilen, zu oft aber werden gerade Evan-
gelikale oszillierend zwischen exotischem Inte-
resse, warnender Sensationslust und Othering1 
beschrieben. Dabei wurden Evangelikale im 
gängigen Narrativ als neues reaktionäres Phä-
nomen beschrieben, meist auf ihren politischen 
Gehalt reduziert und als Anachronismus in einer 
zunehmend säkularen Moderne gelesen. Tat-
sächlich aber sind Evangelikale, wie hier nachge-
zeichnet werden soll, ein Produkt eines eigenen 
Weges Lateinamerikas in die Spätmoderne2, das 
aufgrund spezifischer soziokultureller und poli-
tischer Gegebenheiten hier besonders frucht-
bare Voraussetzungen vorgefunden hat.

Die evangelikale Wachstumsgeschichte in La
teinamerika bleibt auch auf den zweiten und 
dritten Blick erstaunlich. Von lateinamerikaweit 
4 Prozent im Jahr 1970 sind sie mittlerweile auf 
24,6  Prozent der Bevölkerung angewachsen. 
Dabei bleibt das Gesamtbild aber sehr heterogen: 
Während Evangelikale in Ländern wie Mexiko 
(4,4 Prozent), Uruguay (4,6 Prozent) oder Argen-
tinien (6,3 Prozent) weiter eine Nische bilden, 
machen sie in Brasilien (25,5 Prozent), Venezuela 
(31,4 Prozent) und insbesondere in Ländern 

Mittelamerikas und der Karibik – etwa in Costa 
Rica (56,0 Prozent), Panama (55,0 Prozent) und 
der Dominikanischen Republik (50,3 Prozent) – 
einen bedeutenden Teil der Gesamtbevölkerung 
aus. Allerdings hat sich das Wachstum in den ver-
gangenen Jahren deutlich abgeschwächt.3

Evangelikale als Produkt der Spätmoderne

Der Begriff „evangelikal“ bleibt gerade in 
Deutschland mit einer Vielzahl von Klischees 
belegt. Evangelikale werden wahlweise als Sekte 
oder demokratiegefährdend beschrieben und 
mit Trump und Bolsonaro assoziiert. Darüber 
hinaus ist die Vorstellung davon, was es eigent-
lich bedeutet, evangelikal zu sein, oft vage. Dies 
liegt nicht zuletzt an der enormen Heterogeni-
tät von Strömungen, Denominationen, Werken 
und Missionen. Verschärft wird die Unklarheit 
dadurch, dass der Begriff in Lateinamerika reli-
giös anders konnotiert ist als in Europa oder 
den USA. Von Evangelikalen lässt sich sinnvoll 
nur im Plural sprechen4: In Ländern wie Vene-
zuela oder Brasilien existieren viele tausend 
voneinander unabhängige Kirchen, sodass 
der Begriff unscharf, fluid und einem perma-
nenten Aushandlungsprozess darüber unter-
worfen bleibt, wer sich dem Label evangelikal 
selbst zurechnet und wer zugerechnet wird. Der 
Begriff taugt daher nur für das Zeichnen sehr 
grober Linien.

In Lateinamerika sind besonders pentekostale 
(pentecostales) und neopentekostale (neopente
costales) Gruppen wie die Assembleia de Deus 
oder die Igreja Universal do Reino de Deus 
(IURD) wirkmächtig geworden, während his-
torische protestantische Strömungen, soge-
nannte Einwanderungskirchen – wie Lutheraner, 
Methodisten und Calvinisten  – unter protes-
tantes firmieren und nicht unter dem Label 
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evangelikal. Deswegen werden im Folgenden 
vor allem (neo)pentekostale Gruppen in den 
Fokus gerückt. Dabei zeichnet sich der (Neo-)
Pentekostalismus durch eine starke Betonung 
des Wirkens des Heiligen Geistes aus, was sich 
in der Praxis in Exorzismen, Prophetie und Kran
kenheilung durch Gebet übersetzt.5 Sucht man 
das Verbindende in diesem dynamischen, he
terogenen und komplexen Spektrum, so sind 
diese Gruppen zum einen durch eine ausge-
prägte Jesus- und Kreuzesfrömmigkeit sowie 
durch einen starken Bibelzentrismus verbun-
den. Zudem sind Evangelikale Christen durch 
persönliche Entscheidung. Die religiöse Identi-
tät ist also selbst und bewusst gewählt. Zuletzt 
sind Evangelikale hochreligiöse, aktivistische, 
sozial engagierte und sendungsbewusste Grup
pen. Evangelikale sind also Menschen mit Missi-
on.6 In diesen vier verbindenden Charakteristika 
liegen sicherlich auch ein zentraler Erfolgspara-
meter und eine Grundlage für die Wachstums-
geschichte dieser Gruppen in Lateinamerika. 
So gelingt mit der Formel des Entscheidungs-
christentums eine Inkulturation in die Moderne 
und Spätmoderne, in welcher das religiöse Ich 
immer der Optionalität von Glauben unterwor-
fen ist.7 Christsein durch persönliche Bekeh-
rung fügt sich gut in die in der Spätmodernen 
dominierenden Werte wie Authentizität und 
Autonomie ein.8 In der Konsequenz ist die evan-
gelikale Identität jedoch auch deutlich zentra-
ler für das Weltverständnis, die Ethik sowie die 
politischen Überzeugungen und Deutungen des 
Individuums. Gleichzeitig gelingt es evangeli-
kalen Gruppen gut, den Gottesdienstbesuch als 
Event zu inszenieren. Glauben wird so zu einer 
konsumierbaren, emotionalen und erlebnisori-
entierten Erfahrung.

Glauben wird erlebbar als 
individualisierbares und 
funktional differenziertes 
Angebot innerhalb eines 
religiösen Marktes.

Glaube in Bewegung: Urbanisierung 
als Treiber des Pentekostalismus 

Neben dieser Inkulturation in die Spätmoder
ne gelang es pentekostalen Gruppen, einen Zu
fluchtsort für die infolge der Urbanisierung in 
die Metropolen gespülten, sozial abgehängten 
Armutsmigranten aus dem ländlichen Raum zu 
schaffen. Die rasche Ausbreitung pentekostaler 
Gruppen ab den 1960er-Jahren korreliert auf-
fällig mit den tiefgreifenden Urbanisierungs-
prozessen in Lateinamerika im selben Zeitraum. 
Zwischen 1950 und 2010 stieg der Anteil der 
städtischen Bevölkerung von rund 30 auf etwa 
85 Prozent – ein demografischer Wandel von his-
torischer Dimension.9 Heutige Megastädte wie 
São Paulo und Mexiko-Stadt entwickelten sich 
in diesem Zeitraum zu globalen urbanen Zent-
ren. Infolgedessen lösten sich vielfach die tradi-
tionellen hierarchischen, korporatistischen und 
personalisierten katholischen Bindungen, die für 
die agrarische Landgesellschaft prägend waren. 
Für viele dem Landleben entfliehende Armuts-
migranten, die ihre Herkunftsgemeinschaften 
zurückgelassen hatten und sich in den chaoti-
schen, stark diversifizierten Metropolen wie Rio 
de Janeiro orientieren mussten, boten und bie-
ten (neo)pentekostale Gruppen eine wirksame 
Ressource gegen die soziale Anomie10. Das enge 
persönliche Netz der Gemeinde, die Betonung 
einer persönlichen Jesusbeziehung und – typisch 
pentekostal – emotional hoch verdichtete sakrale 
Erfahrungen bieten dem Einzelnen neuen Halt 
im urbanen Kontext.11 Darüber hinaus sind Pen-
tekostale in vielen peripheren Armenvierteln die 
einzigen konstant präsenten Institutionen und 
füllen die Leerstellen, die staatliche Einrichtun-
gen hinterlassen haben. Sie übernehmen Auf-
gaben der Fürsorge, Gemeinschaftsbildung und 
Orientierung.12 In einem solchen Umfeld bietet 
der vermeintlich eindeutige Bibelzentrismus die-
ser Gruppen eine klare Weltdeutung. Im Kontext 
extremer Armut, Gewalt und sozialer Margina-
lisierung bedarf es eines Glaubens, der starke 
Leitplanken und Regeln bietet und den Einzelnen 
täglich neu befähigt, in der allgegenwärtigen Ver-
zweiflung nicht der Selbstzerstörung zu erliegen.13 
Der Glaube versetzt hier vielleicht nicht Berge, 
aber verändert doch konkrete Lebensrealitäten.

Weitere Themen



80

Der zahlenmäßige Zuwachs von Mitgliedern 
gilt nicht nur als Ausdruck göttlichen Segens, 
sondern avanciert zum Legitimitätsmarker und 
Erfolgsindikator. Mission wird folglich zum 
Selbstzweck. Dies manifestiert sich institutionell 
in den sogenannten megachurches – Kirchen, die 
regelmäßig mehrere tausend Gottesdienstbesu-
cher anziehen und auch in ihrer räumlich-sym-
bolischen Präsenz ein neues Selbstbewusstsein 
demonstrieren18, etwa die Fraternidad Cristiana 
in Guatemala-Stadt (15.000 wöchentliche Got-
tesdienstbesucher), die Rey de Reyes (30.000) 
in Buenos Aires oder die Centro Familiar de 

Glauben unter Marktbedingungen 

Die Weiterentwicklung der ersten pentekostalen 
Garagenkirchen in der urbanen Peripherie zu 
den neopentekostalen Glaspalästen in den urba-
nen Zentren der Region ab den 1980er-Jahren 
lässt sich so auch als soziale und ökonomische 
Aufstiegsgeschichte lesen.14 Richteten sich die 
pentekostalen Kirchen überwiegend an die Margi-
nalisierten, rekrutieren sich neopentekostale Gläu-
bige verstärkt aus dem urbanen, wirtschaftlich 
aufstrebenden Milieu – vielfach aus der zweiten 
Generation pentekostaler Familien.15 Dabei haben 
neopentekostale Gruppen ein religiöses Angebot 
entwickelt, das sich sowohl organisatorisch als 
auch theologisch und sozial an die Werteorien-
tierung einer konsum- und statusaffinen Mittel-
schicht angepasst hat. Glauben wird erlebbar als 
individualisierbares und funktional differenziertes 
Angebot innerhalb eines religiösen Marktes, der 
sich durch Flexibilität und Performanzlogik aus-
zeichnet – ein Glaube unter Marktbedingungen.16 
So findet der Gottesdienstbesucher in Montevideo, 
Bogotá oder Curitiba bei der Igreja Universal – der 
größten neopentekostalen Kirche Lateinamerikas – 
ein religiöses Angebot für nahezu jede Lebenslage 
und Frage: montags Gottesdienste für den Erfolg, 
dienstags für Heilung, mittwochs Bibelarbeit, don-
nerstags für die große Liebe und freitags für Exor-
zismen. Mehrmals täglich, über die ganze Region. 
Dies hat der Igreja Universal den Spottnamen 
supermercado de fe (Supermarkt des Glaubens) 
eingebracht.17

Bleiben Gläubige arm, wird 
es ihnen als Zeichen ihres 
Unglaubens ausgelegt.

Wachstum als Erfolgsindikator 

Zentral in diesem Kontext ist die funktionale 
Verschiebung hin zu einem Wachstumsethos: 

Mega-Kirche: Im 2014 eingeweihten Templo de 
Salomão in São Paulo finden 10.000 Gläubige Platz. 

Foto: © Rahel Patrasso, Xinhua, Imago. 
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Adoración in Asunción (4.000).19 Dieses neue 
Selbstverständnis manifestiert sich besonders 
deutlich im 2014 in São Paulo eingeweihten 
Templo de Salomão, den die IURD errichten ließ. 
Der Bau orientiert sich formal an der biblischen 
Vorlage des salomonischen Tempels, übertrifft 
jedoch dessen historische Dimensionen bei Wei-
tem und bietet Platz für bis zu 10.000 Gläubige. 
In seiner architektonischen Monumentalität und 
Inszenierung lässt sich der Tempel als Ausdruck 
einer spätmodernen Sakralität deuten, die reli
giöse Zugehörigkeit mit ökonomischem Erfolg 
und kulturellem Kapital verschränkt.20

Wohlstand statt Askese

Gerade in der Entwicklung des sogenannten 
Wohlstandsevangeliums (prosperity of health and 
wealth), welches im Zentrum der neopentekos
talen Botschaft steht, spiegelt sich die Erwartung 
eines symbolischen und materiellen Aufstiegs 
ihrer Trägergruppen wider. Theologisch ver-
schob sich damit auch der klassisch evangeli-
kale und auch pentekostale Fokus von Schuld, 
Askese und Kreuz auf Erlösung und Segen.21 
Diese typisch neopentekostalen Armuts- und 
Reichtumsvorstellungen sind insbesondere in 
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Segenslogik und als Vorbild interpretiert wird. 
Reichtum ist somit Ausweis eines lebendigen 
Glaubens. Dabei ist der einzelne Gläubige kei-
neswegs nur passives Objekt religiöser Manipu-
lation. Vielmehr entsteht im Akt des Gebens – der 
Spendenhandlung – ein Moment von Selbstwirk-
samkeit. Wer spendet, handelt aktiv, investiert 
gewissermaßen in seinen eigenen (finanziellen) 
Segen. Der Glaube an Reichtum als Zuspruch 
und Verheißung Gottes führt so nicht selten zu 
einer Art selbsterfüllender Prophezeiung: Hoff-
nung und Handeln verstärken sich wechselseitig. 
Gleichzeitig bleiben nicht wenige Gläubige, die 
über Jahre hinweg noch das Wenige, das ihnen 
zur Verfügung stand, an die Gemeinschaft gege-
ben haben, arm  – was ihnen dann auch noch 
als Zeichen ihres Unglaubens ausgelegt wird –, 
während ihre Pastoren zu Millionären werden. 
Das Spannungsverhältnis zwischen spiritueller 
Selbstwirksamkeit und ökonomischer Ausbeu-
tung gehört unweigerlich zum ambivalenten 
Charakter des Neopentekostalismus.

Lateinamerika in den vergangenen Jahrzehnten 
wirkmächtig geworden. Während Max Weber in 
seiner Analyse „Die protestantische Ethik und 
der Geist des Kapitalismus“22 Fleiß, Disziplin 
und Askese als zentrale Kräfte kapitalistischer 
Entwicklung in protestantisch geprägten Gesell-
schaften des 19. Jahrhunderts identifizierte  – 
wobei Arbeit als gottgewollte Lebensaufgabe 
verstanden wird  –, verkehrt das Wohlstands
evangelium diese Logik: Wohlstand wird hier 
zum sichtbaren Zeichen göttlicher Gunst und 
unmittelbare Folge des Glaubens – zum Indikator 
geistlicher Glaubensstärke und Segen. Anders 
als in der Befreiungstheologie, in der Armut teil-
weise romantisiert wurde, versprechen neopen-
tekostale Gruppen, Armut zu überwinden. Oder 
pointierter: Während die katholische Kirche die 
Option für die Armen wählte, wählten die Armen 
die Option für die Neopentekostalen. Der Erste, 
dem der finanzielle Aufstieg gelingt, ist nicht sel-
ten der Pastor – ein Umstand, der nicht als Wider-
spruch, sondern als Bestätigung der göttlichen 

Komplexer als man denkt: Brasiliens Ex-Präsident Jair Bolsonaro konnte und kann auf die Unterstützung evan­
gelikaler Gruppen zählen. Sie pauschal einer bestimmten politischen Richtung zuzurechnen, greift dennoch zu 
kurz. Foto: © Sandro Pereira, Fotoarena, Imago.
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Von der Weltflucht zum Reich 
Gottes auf Erden

Während klassisch pentekostale Gemeinden in 
den 1970er-Jahren vielfach sozial marginalisiert 
blieben, ihren Glauben weitgehend in abge-
schotteten Sonderwelten praktizierten und meist 
apolitisch waren, fordern neopentekostale Grup-
pen bewusst politische Repräsentation ein und 
haben so nachhaltig die politische Landschaft 
der Region verändert. Diese Transformation 
lässt sich dabei am besten als Reaktion auf sich 
wechselseitig bedingende soziale, theologische 
und politische Veränderungen plausibilisieren. 

Die Sphäre außerhalb der 
Kirche muss nicht mehr 
gemieden, sondern erlöst und 
befreit werden.

Erstens, wie zuvor bereits dargestellt, können 
neopentekostale Gruppen auf einen sozialen 
Aufstieg zurückblicken. Dieses neue Selbstbe-
wusstsein ihrer Trägergruppe übersetzt sich 
auch in einen politischen Gestaltungsanspruch. 
Zweitens wurde mit dem Import einer neuen 

„Reich-Gottes-Auslegung“23 und einer veränder-
ten Eschatologie (Lehre von den letzten Dingen) 
dazu die passende Theologie geliefert, die die 
Beziehung zwischen Kirche und Welt neu defi-
nierte. So hatten Evangelikale in Lateinamerika 
für Generationen mit einem unmittelbar bevor-
stehenden zweiten Wiederkommen Christi und 
der Apokalypse gerechnet und waren gewisser-
maßen Christen im Warteraum der Geschichte.24 
Getreu den Worten Jesu „Mein Reich ist nicht 
von dieser Welt“25 übersetzte sich diese pessi-
mistische Eschatologie in einen Rückzug aus der 
politischen Sphäre. Wozu die Welt verändern, 
wenn ihr Ende nah ist? Diese eschatologische 
Naherwartung wurde ab den 1990er-Jahren auf-
gegeben. Stattdessen begannen neopentekostale 
Gruppen, das „Kommen des Reichs Gottes“ als 
einen historisch-politischen Prozess zu interpre-
tieren, welchen es nun galt, aktiv mitzugestalten 
(Wechsel vom Prä- zum Postmillennialismus26). 

Diese nun positive Zukunftserwartung überhöht 
die aktive politische Teilnahme in Wahlen und 
gesellschaftliches Engagement als ein geospi-
rituelles Projekt, in dem in einem „kosmischen 
Kampf “ geistliches Territorium erobert und 
besetzt werden müsse.27 Die Sphäre außerhalb 
der Kirche muss nun nicht mehr gemieden, son-
dern erlöst und befreit werden.28 Exemplarisch 
hierfür steht das vom Gründer und Bischof der 
IURD, Edir Macedo, veröffentlichte Buch „Plano 
de Poder“ (Machtplan), in welchem Macedo die 
politischen Ambitionen seiner Kirche anhand 
einer selektiv alttestamentlichen Auslegung her-
leitet und die sukzessive Eroberung des (brasi
lianischen) Präsidentenpalastes als strategisches 
Ziel seiner Kirche formuliert. „Aus Pastoren 
wurden Politiker und aus Gläubigen wurden 
Bürger.“29 Drittens fielen diese sozialen und 
theologischen Umschichtungen der 1980er-Jahre 
in Lateinamerika vielfach mit den politischen 
Öffnungsprozessen nach der Phase der Militär-
diktaturen zusammen, sodass eine politische 
Beteiligung von neuen Politikunternehmern wie 
den neopentekostalen Gruppen überhaupt erst 
möglich wurde. So gelangten in Guatemala noch 
in der Spätphase der Militärdiktatur mit dem Dik-
tator General Efraín Ríos Montt und später dem 
demokratisch gewählten Jorge Serrano Elías die 
ersten Evangelikalen an die Staatsspitze.30

Lateinamerikas verschlungene 
Wege in die Moderne

Säkularisierung – die universalistische Meister-
erzählung für das Verhältnis von Religion und 
Gesellschaft, welche den Weg in die Moderne 
mit dem Bedeutungsverlust der Religion gleich-
setzt31, scheint für Lateinamerika nicht über-
zeugend. Vielmehr ist die (neo)pentekostale 
Wachstumsgeschichte als Teil eines eigenen 
Weges der Region in die Moderne zu verstehen. 
Dabei laufen die Entwicklungen auf zwei der drei 
von Charles Taylor entwickelten Bedeutungsebe-
nen der Säkularisierungsthese zuwider.32

Moralagenda im Mittelpunkt

Auf der subjektiv-individuellen Ebene entsteht, 
erstens, mit der Hinwendung von Katholizismus 
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deutlich gewachsen, sondern haben als explizit 
evangelikale Akteure stark an sozialer Relevanz 
gewonnen.33 Mit eigenen reichweitenstarken 
Radio- und Fernsehsendern, Megaevents, Uni-
versitäten und Kulturprodukten wie Serien und 
Filmen oder der öffentlich gelebten religiösen 
Praxis sind sie in allen Bereichen des öffentli-
chen Lebens sichtbar. Emblematisch am besten 
verkörpert Edir Macedo diese Verschränkung 
von Religion, Ökonomie und Politik: Als einer 
der wohlhabendsten Männer Brasiliens und 
Besitzer von RecordTV  – dem zweitgrößten 
Fernsehsender des Landes – agiert er als religiö
ser Unternehmer mit erheblichen politischen 
Einflussressourcen. Während er zuerst Luiz 
Inácio Lula da Silva und Dilma Rousseff nahe-
stand, fungierte in der Präsidentschaftswahl 
2018 RecordTV als bedeutender Verstärker 
für Jair Bolsonaros Kampagne. Dies hinderte 
Macedo jedoch nicht daran, später wieder die 
strategische Nähe zur Regierung Lula da Silvas zu 
suchen. Umgekehrt suchen Politiker bewusst die 
Nähe zu evangelikalen Gruppen und inszenieren 
öffentlich religiöse Praktiken, um Anschluss an 
evangelikale Diskurse zu schaffen. Auch hier 
fällt Brasilien durch besonders prägnante Bei-
spiele auf: So ließ sich der katholische Jair Bolso-
naro im Mai 2016 öffentlichkeitswirksam durch 
Everaldo Pereira im Jordan taufen.34 Dennoch 
konnten sich evangelikale Gruppen aufgrund 
ihrer Heterogenität in Lateinamerika trotz wie-
derholter Bemühungen nicht als geschlosse-
ner politischer Block etablieren. Konfessionell 
geprägte Parteiprojekte scheiterten regelmäßig. 
Stattdessen lassen sich evangelikale Gruppen 
situativ zu Themen mobilisieren, die als Iden-
titätsmarker der eigenen Gruppe dienen35 – wie 
etwa in Kolumbien, wo sie durch religiös aufgela-
dene Kritik an Passagen zur Geschlechtsidentität 
wesentlich zum Scheitern des Volksentscheides 
über das Friedensabkommen zwischen der 
Regierung und den FARC (Fuerzas Armadas 
Revolucionarias de Colombia) beitrugen.36 Auch 
wenn sich evangelikale Gruppen vor allem zu 
gesellschaftspolitischen Themen mobilisieren 
lassen und dort eher konservativen Standpunk-
ten zuneigen, gelang es auch Akteuren links 
der Mitte, signifikante evangelikale Gruppen 
an sich zu binden. So bildete beispielsweise die 

zu evangelikalen, pentekostalen und neopente-
kostalen Gruppen, wie bereits ausgeführt, eine 
Aufwertung der religiösen Identität. Aus dem 
Verlust der Selbstverständlichkeit von Glauben 
wird dieser nun als bewusste Entscheidung des 
einzelnen Gläubigen aufgewertet. Vielfach ent-
wickeln sich zuvor nominelle Katholiken zu hoch-
religiösen Evangelikalen, deren evangelikale 
Identität zum zentralen Kompass für Alltagsge-
staltung, Partnerwahl und Weltanschauung wird. 
Da sich Evangelikale in ihrer Selbstdeutung als 

„Licht und Salz der Erde“ begreifen wollen und 
Glauben seine Selbstverständlichkeit verloren 
hat, liegt der Differenzmarker zur Umgebungs-
kultur häufig in religiös-ethischen Fragestellun
gen. Folglich erleben Themen, die oft unter dem 
Schlagwort Moralagenda zusammengefasst wer-
den, wie Abtreibung, Homosexualität, Sexual
erziehung, Genderideologie, eine deutliche 
politische Aufwertung und rücken in den Mittel-
punkt der Wahlentscheidung des Einzelnen. In 
der Konsequenz wurden Evangelikale vielfach zu 
Kulturkämpfern.

Bis jetzt konnten sich 
evangelikale Gruppen nicht 
als geschlossener politischer 
Block etablieren.

Religion im öffentlichen Raum

Zweitens ist auf der gesellschaftlichen Ebene, auf 
der Säkularisierung als religiöse Entleerung der 
verschiedenen gesellschaftlichen Teilbereiche 
und Rückzug der Religion ins Private verstanden 
wird, in Lateinamerika stattdessen eine verstärk
te Präsenz des Religiösen in Politik und Gesell-
schaft zu beobachten. Die (neo)pentekostale 
Wachstumsgeschichte und ihre verstärkte Welt-
zuwendung ab den 1990er-Jahren spiegeln sich 
in einer hohen öffentlichen Präsenz wider. Ob 
Garagenkirche im Armutsviertel, hochmoderner 
Glaspalast oder der Nachbau des salomonischen 
Tempels in São Paulo – evangelikale Kirchen sind 
in Ländern wie Brasilien fester Bestandteil des 
Straßenbildes. Sie sind also nicht nur numerisch 
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mexikanische evangelikale Partei Partido Encu-
entro Social mit der linken MORENA (Movi-
miento Regeneración Nacional) im Jahr 2018 
eine Wahlallianz, sodass „evangelikale Stimmen“ 
auf das Konto des linken Kandidaten Andrés 
Manuel López Obrador einzahlten.37 Evange-
likale Gruppen und Akteure sind politisch also 
flexibel und vergeben keine konfessionsgebun-
dene Wahlstimme. Wenn überhaupt, lässt sich 
eher von einer wertegeleiteten Wahlstimme bei 
Evangelikalen sprechen.

Religion im Plural

Drittens wird Säkularisierung nicht als bloßer Be
deutungsverlust von Religion, sondern als „Op
tionsvervielfältigung“ verstanden. Diese ist auch 
tatsächlich in Lateinamerika zu beobachten. In 
diesem Sinne verliert die katholische Weltkirche – 
mit ihren einheitlichen Frömmigkeitsformen, 
eindeutigen Lehrsätzen und ihrem gesellschaft-
lich prägenden Weltbild – zunehmend ihre Mono-
polstellung.38 Dabei handelt es sich keineswegs 
um einen Bruch mit einer zuvor homogenen 
religiösen Ordnung: Die Region ist vielmehr seit 
jeher durch kontinuierlichen religiösen Synkretis-
mus gekennzeichnet, in dem sich die katholische 
Tradition mit indigenen und afrikanischen Ein-
flüssen vermischt hat. In dieser neuen religiösen 
Ordnung erweisen sich (neo)pentekostale Grup-
pen als besonders anpassungsfähig: Aufgrund 
ihrer dezentralen Struktur, ihrer Nähe zu persön-
lichen Lebenswelten und ihrer organisatorischen 
Ausrichtung auf einzelne charismatische Akteure 
können sie individualisierte, kontextsensibel aus-
gestaltete Angebote unterbreiten. Gerade in den 
zunehmend sozial segregierten Gesellschaften 
Lateinamerikas gelingt es ihnen so, passgenaue 
Antworten auf die spirituellen und sozialen Be
dürfnisse verschiedener Milieus zu geben. 

Die lateinamerikanische Moderne scheint nicht 
durch den Rückzug der Religion, sondern durch 
eine permanente Verzahnung des Heiligen und 
des Profanen, eine Ausdifferenzierung und eine 
Anpassung der Religion an die spätmodernen, 
kapitalistischen Lebenswelten geprägt zu sein. 
Die evangelikale Wachstumsgeschichte stellt 
folglich ein Gegenbeispiel zur eurozentrischen 

Meistererzählung der Säkularisierung in der 
Moderne dar. Versteht man hingegen Moderne 
im Plural, kann Lateinamerika als Beispiel einer 
parallelen Moderne gelten, in welcher das Reli-
giöse weiter Relevanz behält. Gerade die hier 
beschriebenen (neo)pentekostalen Gruppen 
haben für viele Menschen im 21. Jahrhundert 
funktionierende und anpassungsfähige Glau-
bensangebote entwickelt, welche sich politisch 
sichtbar manifestieren. Die neue Präsenz evan-
gelikaler Akteure in den politischen Arenen des 
Kontinents spiegelt eine bereits gewachsene 
gesellschaftliche Realität wider und reflektiert 
folglich eine demokratisch notwendige Integra
tion dieser Gruppen. Anders als teilweise dar
gestellt, lassen sich diese Gruppen nicht ein-
deutig politisch zuordnen, sondern haben sich 
als politisch flexibel und vielgestaltig erwiesen. 
Dennoch birgt gerade die Vermischung von poli-
tischen und religiösen Diskursen und Praktiken 
die Gefahr einer neuen Unerbittlichkeit. Die 
Trennung zwischen Religion und Politik war 
unfraglich eine Errungenschaft der Moderne, 
die zu ihrer Befriedung beitrug. Die religiöse 
Aufladung politischer Diskurse hat evangelikale 
Gruppen vielfach anfällig gemacht für Polarisie-
rungsunternehmer, sodass sie Teil spaltender 
Kulturkämpfe geworden sind. Dennoch bleibt 
der vielfach raunende, warnende Ton mancher 
Kommentatoren bezüglich der „Evangelikalen“ 
überzogen. Gerade aufgrund der Heterogenität 
dieser Gruppen ist ihre direkte politische Wirk-
macht begrenzt geblieben.
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